31. Jahrgang. 


ES 


DA 


Der zwölfte Jahresbericht des 


Vereins 
giebt wiederum einen Beweis dafür, mit welcher 


Energie die Vertreter des Realſchulweſens für ihre 
Sache eintreten und in der immer brennender 
werdenden Frage der Reform des höheren Schul⸗ 


weſens ihre fefie Stellung behaupten. Was den 


Leſer aller Beröffentlichungen des allgem. deutſchen 
Realſchulmänner⸗Vereins angenehm berührt, ijt | 


der würdige, auch den Gegner anerkennende, ihn 


fachlich widerlegende, aber nicht gehälfig angrel- | Monoſtelec a 
7 5 hos den Einheitsſchulmann und neuen 
ſende Ton, welcher dieſelben durchneht. Der über | Meſſias- Schulſtephan ihre Gedanken austauſchen 


in eine Menge Lokalvereine, welche nicht etwa läßt. wird nicht vergeſſen. 


nur Lehrer, ſondern eine große Zahl von Freunden 
des Schulweſens umfaſſen, — im Weſten bedeu⸗ 


3000 Mitglieder umfaſſende Verein gliedert ſich 


fend mehr, als in unſerem Often, in welchem 
ſich ſogar eine auffallend geringe Theilnahme 
zeigt. das vorläufige Ziel des Vereins it das, 
den Realgymnaſien die völlige Gleichberech⸗ 


tigung mit den humaniſtiſchen Eymnaſien 


zu verknüpfen. Der Grundgedanke, daß die auf 
dem Studium der Realien, mit minderer Berüchkſich⸗ 
tigung der alten Sprachen gegründete Schulbildung 
den Jüngling ebenſo fähig mache, jedes Studium 


zu ergreifen, wie das faſt ausſchließliche Studium 


der alten Sprachen, — daß es Sache des zur 
Univerfitat Uebergegangenen fel, zu prüfen, für 
welches Fach er am beſten vorbereitet ſei und 
was er nachzuholen habe, um ſein Studium mit 
Erfolg zu treiben, — wird mit der größten Be- 
harrlichkeit durchgeführt und alle Kräfte daran 
geſetzt, die Richtigkeit deſſelben zu beweiſen. Da 
ijt denn zunächſt eine Hauptaufgabe, die von den 
Realgnmnafien Abgegangenen, welche ſich der 
wiſſenſchaftlichen Laufbahn gewidmet haben, in 
ihrem Leben zu verfolgen und zu zeigen, wie die⸗ 
elben ſich bewähren, wie fie ſich in der Wiſſen⸗ 
ſchaft hervorthun, wie fie zu Univerfitäts- 
Profeſſuren vorrücken und darin hervorragend 


wirken, wie fie in den Berufsexamen ſich den 


Gnmnaflalabiturienten gegenüber verhalten, wie 
die erlangten Prüfungszeugniſſe durchaus keine 
Minderwerthigkeit, ja ſogar nicht ſelten 
hervorragende Leiſtungen conſtatiren 
Da gilt es die ganze 


welche gegen die rein humaniſtiſche und für die 


realiſtiſche Bildung ſprechen. Die Jahresberichte 


des Realſchulmänner-Vereins geben in dieſer 


Beziehung eine ungemein intereſſante Zuſammen⸗ 
stellung aller die jetzige Schulreformfrage be- | 
treffenden Schriften, und auch der 12. Sahres- | 
bericht durchmuſtert alle in dieſem Jahre er- | 
ſchienenen Brochüren, Aufſätze in Zeitſchriften 
und Artikel der Tagespreſſe. In den Denk- | 


würdigkeiten des Herzogs von Gotha findet ſich 


S. 19 folgende Stelle: „Wir erhielten gar keinen 


griechiſchen Unterricht, wogegen uns Natur- 
geſchichte, Chemie und Phnfik in einer Aus- 


dehnung geläufig gemacht wurde, welche vera 
1 
Mangel an griechiſchem Unterricht wurde durch 


in Deutſchland ganz ungewöhnlich war. 


eine ausgebreitete Lectüre von Ueberſetzungen 


oder Nachbildungen der klaſſiſchen Literatur 
und durch ſorgfältigen und ernſten Betrieb 


der neueren Sprachen erſetzt.“ — Wer denkt 
dabei nicht daran, g 


regierender 
eee 


Saat 


liquet“ 


regiſtrirt, 
Realſchulmänner-Verein giebt ſich die äußerſte 
Mühe, alles zu ſammeln, was zur Klärung der 
Sache und zur Förderung der Realgymnaſien 


Dan, ee e brennende, daß der Realſchulmänner-Verein eine 


} Breisaufgabe geſtellt hat: 


laſſen. 
Tages - Literatur 
zu verfolgen, um alle Stimmen feſtzuhalten, 


0 dar auch unſer hochſeliger 
Kaiſer Friedrich ſeine beiden Söhne das Real- | 
gnimnajium in Kaſſel beſuchen ließ, und unſer 


examen an dieſer Anſtalt abgelegt hat. Darauf 


a finden Völkers: „Reform unſeres Schulweſens“, 
allgem. deutſchen Realſchulmänner- | Dr. Klencke „Am Webftuhl der Zeit“, Profeſſor 


Preyer's „Naturforſchung und Schule“, Freiherr 


v. Richthofens, Zur Gymnaſialreform in Preußzen“, 
Fr. Wächter's „Der nationale Gedanke und die 
deutſche Schule“, Geh. Rath Boſſe's „Ueber den 
Nachwuchs in den Aemtern der höheren Ber- 
waltung“ eingehende Erwähnung, auch der faty- 
riſchen Schrift v. Orbilius Empirikus „Schulſtreit 


und Schulreform“, welche in dramatiſchen Scenen 
frei nach Kriſtophanes Keſchylus den klaſſiſchen 


Philologen, Euripides den Realſchulmann und 


Größere Auffäge in real-freundlichem Sinne 
enthalten: das „Pädagogiſche Archib“, die „Geo⸗ 
graphiſchen Blätter“, „Fleiſchers Revue“, das 
„Univerſum“, „Unſere Zeit“, „Schorer's Familien- 


blatt“. Beſonders energiſch ſpricht fic) die Zeit⸗ 


ſchrift „Stahl und Eiſen“ in einem Artikel von 
E. Bernhardi „Zur Schulfrage“ (1888. Nr. 9) 
aus: „Die Zeit, wo wir unſere Kelden bei den 
Thermopylen und die Ideale von Kunſt und 


Wiſſenſchaft in der Cultur verfloſſener Jahr⸗ 


taufende ſuchen mußten, iſt vorüber; fie it die 


Wiege der Cultur unſerer Tage geweſen, und 


wir ſchulden ihr dafür Dank und Ehrerbietung, 


aber ſie muß nicht die Kerkermeiſterin werden 


wollen, welche die nun große Zeit verhindern 
will, ihre eigenen Tempel zu bauen.“ Es 
ſei die höchſte Zeit, daß man an entſcheidender 
Stelle von dem alten verjährten „non 
endlich übergehe zu dem „Zopf ab“. 
Ebenſo wurden alle wöchentlich und täglich er⸗ 
ſcheinenden Blätter durchmuſtert und forgfältig 
wer für, wer gegen tft. Kurz, der 


beitragen kann. 


ſtrebungen der „Einheitsſchule“ gegenüber ab- 
wehrend verhalten muß, verſteht ſich von ſelbſt, 
doch geſchieht es ſtets maßvoll. Auch dem Schul⸗ 
mejen im Auslande wird die ſorgſamſte Be 
achtung zugewandt; ſo giebt der Bericht über 
| Defterreih, Rußland, England, Schweden, Dane- 
mark, Schweiz, Italien intereſſante Einzelheſten; 


>it 


Die von der deutſchen akademijchen Vereinigung 
ausgehende Bewegung für eine Maſſeneingabe an 


den Miniſter v. Goßler behufs Anbahnung einer 
Reform des deutſchen höheren Schulweſens, an 
deren Spitze der Abgeordnete Frhr. v. Schenken⸗ 
dorff ſteht. 


Die Hyäne von Whitechapel. 
Nachdruck verboten.) 


„Die Fyäne von Whitechapel“ — ich möchte 
dleſem ſchaurigen Titel hinzufügen: „oder das 
y | gräßliche, abſcheuliche Bild eines wiſſenſchaft⸗ 
lagen, das ift eine Kapitelüberſchrift aus einem 


blutige Geſpenſt um Mitternacht“. Sie werden 
Lintertreppenroman, aber kein Titel für einen 
Aufſatz Ihres wiſſenſchaftichen Plauderers, der 
ch an die nackte, nüchterne Wahrheit zu halten 
hat. Ganz recht! 


romanfabrikanten auszubrüten wagt, das bietet 
uns zuweilen die nüchterne Wirklichkeit dar — 


Verbrechen, ſcheußlich, koloſſal — entſetzliche Er- | 
würde die Operation nicht ausgeführt haben 


ſcheinungen der entarteſten Natur, die dann 
allerdings der prüfung und Beſchreibung durch 
den naturwiſſenſchaftlichen Jorſcher unterliegen. 
Seit mehreren Wochen wird London, 
England, die civiliſirte Welt durch die 


Mo de von Whitechapel in einer fieberhaften 


Spannung gehalten. Whltechapel iſt eine Vorſtadt 
im Often Londons — eine der weniger vor- 
nehmen —, der Sauptplak der Zuchkerſiedereien 
und ein bevorzugtes Operationsfeld der unglück⸗ 
lichen Mädchen, welche niemand und allen ange- 
hören. Allmorgentlich wachen die Bewohner von 
1 5 5 mit der Angft auf, zu vernehmen, 
daß wieder eines dieſer Geſchöpfe nächtlicher weile 
e ſei, ermordet mit allem Raffinement 

es Schlächters oder noch beſſer des praktifhen 
Anatomen. Alle Morde tragen eine unverkenn- 
ae Samilienähnlichkeit an ſich. Sie find alle an 

en Dirnen Whitechapels begangen; fie find alle 
mehr kunſtgerechte Gectionen, als Morde; ſie ſind 
unter einem ſo abſolut dichten Schleier der 

erborgenheit ausgeführt, daß 
ale Spur des wahren Thäters 

ann. Das alles nöthigt zu der Annahme, daß 


alle dieſe Morde von einem Individuum begangen 
nd, einem furchtbaren Verbrecher oder einem 
einem Individuum von außer- 


Wahnſinnigen, 
ordentlicher Geſchicklichkeit im Schlächterhand werk, 


von unheimlihem Raffinement und planmäßiger 
5 i, einem Individuum, dem bereits 
er Polizeipräſident von London, Mr. Warren, 


Dorbedachtheit, 


Aber was keine noch fo er- | 
higte Pyantaſie eines armſeligen Colportage- | 


die Polizei 
finden 


lichen Mörders hervorruft. 
Der die amtliche Leichenſchau in Südoſt⸗ 
Middleſſex verwaltende Arzt, Mr. Baxter, wurde 


von einer abſonderlichen Thatſache, die allen 


Morden gemein war, höchlich betroffen: allen 
weiblichen Leichnamen fehlten gewiſſe Theile des 
Körpers. Sie waren von einer Hand entfernt, 
deren Geſchicklichkeit nur im Obductionsſaale er- 
langt werden konnte; ein bloßer Metzger 3. B. 


können. Allein beim letzten Mord von voriger 
Woche war dieſer Körpertheil nicht entfernt, 
ſondern ein anderer. Wenige Stunden nach der 
Veröffentlichung ſeines ärztlichen Gutachtens 
wurde Mr. Baxter von dem Untercurator des 
pathologiſchen Muſeums in Kenntniß geſetzt, daß 
ihn vor etlichen Monaten ein Amerikaner erſucht 
hätte, eine Anzahl von menſchlichen Körpertheilen, 
wie ſie den Leichnamen der ermordeten Weiber 
fehlten, zu liefern. Er erklärte ſich bereit, für 
jedes Exemplar 20 Pfund Sterling, d. i. 400 Mk., 
zu zahlen. Obwohl ihm geſagt wurde, daß die 
Erfüllung ſeines Geſuches unmöglich ſei, beſtand 
er doch darauf. Er wollte dieſe Objecte nicht in 
Spiritus, ſondern in Glycerin präſervirt haben 
und ſie direct nach Amerika ſenden. 

Der ſonderbare Amerikaner wurde aus dem 
pathologiſchen Muſeum hinauscomplimentirt. Aber 
der Coroner (gerichtliche Todtenbeſchauer in Eng- 
land) meint, man finde in den verſchiedenen 
Quartieren Londons genug Leute, die zu allem 
fábii. ſeien, um 20 Pfund zu verdienen. Haben 
ſie neine Leichen, fo machen fie welche, ein Fall, 
der ja doch in England nicht zum erſten Male 
vorgekommen wäre. 

“Sit vielleicht der Amerikaner ein neuer Dr. Knox? 
Die Affäre des Dr. Knox ijt eine der für Alt 


England charankteriſtiſchen Geſchichten. Sie könnte 


in keinem anderen Lande paſſiren. 
Früher war es in England durch ſtrenge Geſetze 


könnte, als wenn wir weit über allen Bedarf 


bildeten vermehren, ( 
mehrung ein Unglück fein könnte für die wich⸗ 
tigſten politiſchen und ſocialen Beziehungen, — 
dieſe Ueberzeugung, 


ſtand zu leiſten, die Realgymnaſial-Abiturienten 
mit weiteren Facultäten zu verſehen.“ 


4 ber Haupibemeggründe ift, welche das Minifte- 
rium 
Forderungen des Realfchulmanner-Bereins zu 
verhalten, ſo iſt zu erwägen, 


er nachweiſt, daß nicht in den Realgnmnaften 
der Grund liege, ſondern in den Verhältniſſen, 
welche einen großen Procentſatz von Schülern 
durch die Gnmnafien ſchleppen und zum Abitu- 


Studiren garnicht gedacht hätten. Das wirkliche 
Heilmittel liegt alſo nicht in dem Ausſchluß der 


gymnaſien zugeführt würden. Gelingt es Gin- 


Y laßten, den großen Procentſatz der Schüler, welche 
eigentlich garnicht zu den Studien gelangen wollen, 
von den Gymnaſien fernzuhalten, ſo wird auch 
nicht ein ſolcher 3udrang zu den Univerſitäten, 
nicht eine ſolche Vermehrung des „gelehrten P 
letariats“ eintreten. Das wichtigſte Hilfsmittel iſt 
und bleibt entſchieden die immer mehr um ſich 
greifende Errichtung 


gelehrten Fächer, und durch welche Mittel iſt der⸗ 
ſelben am wirkſamſten entgegenzutreten?“ 


‘in Berlin, den Abgeordneten Seyffardt⸗Magdeburg 
und o. Zebli-Neukich, den Directoren Dr. Gtein- 


E 


y yarı in Duisburg und Dr. Gcheuenburg-Erefeld, |. 


Die 


und Paris zu gehen. 


Morgen⸗ Ausgabe. 


ore 


endete mit den Worten: „Die wirklich feite 
Ueberzeugung, die ich in dieſer Beziehung habe, 
daß kaum ein größerer Schaden uns entſtehen 


hinaus die Zahl unſeres akademiſch Ge- 
und daß dieſe Ver- 


die ich mir gebildet habe 
nicht erſt von geſtern auf heute, giebt mir auch g 
den Muth, feit Jahren dem Andrängen Wider- 


Wenn ſo in Wirklichkeit die Furcht vor der 
Bermehrung des „gelehrten Prolelariats“ einer 
veranlaſſen, ſich abwehrend gegen die 
a ob dieſe Gefahr 
wirklich in innerem Zuſammenhange mit den 


Realgnmnafien ſteht, und dieſe Frage erörterte 
Director Dr. Steinhart in einer Rede, in welcher 


ſchmelzen ſollte. 

Zweitens iſt es nicht wahr, daß die geſammte 
freiſinnige Preſſe mit dieſer „Parole“ zu 
thun habe. Es haben ſich mit der Frage 
bauptfählih die Berliner Blätter beſchäftigt. 
Wir, die wir uns doch auch zur freiſinnigen Preſſe 
rechnen können, hatten bis heute noch kein Wort 
darüber verloren. Uns find die ſpeciellen Ber- 
hältniſſe im Wahlkreiſe nicht bekannt genug; 
und unſer Beruf iſt es nicht, den Frei- 
finnigen in Melle-Diephols Nathſchläge zu geben. 
Für den Welfen zu ſtimmen, würden wir aller- 
dings, wenn wir dieſen Beruf hätten, nicht 
rathen können. Bei uns im Often iſt es Sitte, daß 
3. B. gegen die Polen die deutſchen Wähler aller 
Richtungen zuſammenhalten — eine Sitte, welche 
in letzter Zeit allerdings öfters durch die Selbſt⸗ 
ſucht der Conſervativen erſchüttert worden iſt. 
In Hannover find die Verhältniſſe gewiß nicht 
die gleichen, aber im gewiſſen Sinne doch ähnlich. 


Eine ſolche Art aber, wie die „Nationalztg.“ los- 
ſchlägt, wie ſie die ganze freiſinnige Preſſe 
denuncirt und ſchon jetzt in die Lärmtrompete zu 
einer neuen „nationalen“ Katz ſtößt, it ſicher lich 
amwenigſten geeignet, den Freiſinnigen die Luſt dazu 
zu vermehren, dem nationalliberalen Candidaten 
die Aaftanien aus dem welfiſchen Feuer zu holen. 
Wären die Nationalliberalen im Wahlkreiſe ein 
wenig rückſichtsvoll, ſo hätten ſie überhaupt 
keinen Candidaten aujitellen follen, der ſtets eine 
10 große Gehäſſigkeit gerade gegen die Frei- 
innigen an den Tag zu legen für gut fand. Sie 
haben freilich nicht gedacht, die Freiſinnigen zu 
brauchen, und zu ſpät und zu ihrem Schaden 
haben die Cartellparteien auch hier gemerkt, dah 
die Kochfluth des Geptennatspatriotismus im 
Sande verlaufen und damit die Cartellſtimmung 
in immer größeren Volkskreiſen verraucht iſt. 

Uebrigens wäre es wohl auch taktifch beſſer, 
wenn die Freiſinnigen feurige Kohlen auf das 
Kaupt der „nationalen“ Gegner ſammeln und 
dem Siege ihres Candidaten nicht hinderlich 
wären, ftatt ihnen äußeren Anlaß zu neuem OS 
tamtam zu geben. Man fieht ja, wie eifrig fie 
mit dieſem Fall rechnen, wie fie jetzt ſchon 
die Meſſer kreiſchend wetzen, um ſie der frei⸗ 
finnigen Partei nach der Wahl in den Leib zu 
bohren. Von dieſem mörderiſchen Beginnen wird 
ſich natürlich niemand in das Bockshorn jagen 
oder beeinfluſſen zu laſſen brauchen. Aber auch 
die Freude an dieſem kindlichen Spiele ſollte 
man den Cartellgenoſſen nicht gönnen. 


rienten-Gramen bringen, welche anfänglich an das 


Realgymnaſien, ſondern in der Beſchränkung der 
Schülerzahl, weiche den Gymnaſien und Real- 


richtungen zu treffen, welche die Eltern veran- 


ro- 


lateinloſer höherer 


Bürgerſchulen. Doch ijt dieſe Frage eine fo 


„Woher rührt die Ueberfüllung der ſogenannten 


Das Preisgericht iſt zuſammengeſetzt aus den 
rofeſſoren Dr. Conrad in Halle und Dr. Paulſen 


ſowie einem durch Herrn Miniſter v. Gofler zu 
beſtimmenden Rathe des Unterrichtsminiſteriums. 
Bearbeitungen ſind bis ſpäteſtens den 
15. Januar 1889 an director Schauenburg ein- 
1000 und der zu ertheilende Preis beträgt 


* 


Deutihland. 
Die „Parole“ für Melle-Diepholz. 


Die „National-Zeitung“, die ihre Hauptaufgabe 
ia a Bekämpfung der Freiſinnigen erblickt, 

reibt: N } 

Die geſammte deutſch⸗freiſinnige Preſſe, einſchließlich 
derjenigen Organe, welche unmittelbar nach den bei den 
Landtagswahlen erlittenen Niederlagen einen Anflug 
von Selbſterkenntniß verriethen, giebt jetzt die Parole aus, 
bei der Stichwahl in Melle Diepholz dem welfiſchen 
Candidaten zum Siege zu verhelfen, d. h. eine Demon- 
ſtration für die Lostrennung der Provinz Hannover 
vom preußiſchen Staate mitzumachen. 

Darin liegt eine doppelte Unwahrheit. 

Erſtens tft die in Frage ſtehende „Parole“ durch- 


nung, merkte ſich die Perfonen, die daſelbſt ein- 
traten, und beobachtete deren tägliches Daſein. 

Der Verdacht fiel bald auf Burke. Man ſah 
eines Tages eine alte Frau in ſeine Wohnung 
hinaufſteigen und nicht mehr herunterkommen. 
Man drang in die Wohnung ein und entdeckte 
den Leichnam der Frau unter dem Bett des 
Mörders verborgen. Burke und Hare kamen 
vor das Schwurgericht. Hare rettete fein Leben 
durch ein umfaſſendes Geſtändniß. Burke wurde 
gehangen. ; 

Dr. Knox ging ftraffrei aus. die engliſche 
Juftiz macht aus der Lehlerei von Leichnamen 
zum Zweck der Zergliederung kein Ver- 
brechen. Aber die Dolksmuth kehrte ſich 
gegen ihn. Man mußte fein Kaus poliei- 
lich bewachen, um ſein Leben und ſein 
Eigenthum zu beſchützen. Er ließ ſich das alles 
nicht anfechten und veröffentlichte ruhig ſehr 
gründliche Studien, die ihm die Mitgliedſchaft 
vieler medhziniſchen Geſellſchaften Englands und 
des Auslandes erwarben. 

Im Jahre 1832 verhaftete die Polizei noch ¿wet 
andere Verbrecher, welche verſuchten, in Burkes 
Wegen zu wandeln. Sie hatlen ſchon vier Frauen 
gemordet, als man ihnen ihr ſcheußliches Fand⸗ 
werk legte. Sie wurden gleichfalls gehangen. 
Der Prozeß Burke und Genoſſen iſt für die 
Sittengeſchichte Englands von großer Be- 
deutung; er ließ tiefe Spuren zurück. Nicht 
nur in der öffentlichen Moral und Gefet- 
gebung, ſondern auch im Wörterbuch. Er hat den 
engliſchen Sprachſchaz um das Derbum „to 
burke und das Kauptwort „burkism“ bereichert. 
To burke heißt heimlich, um des Leichnams 
willen, morden und davon auch in übertragender 
Bedeutung eine Sache todtmaden, vertuſchen, 
etwas „verduften“ laſſen. Das burkism, ber 
Leichenerwerb durch Mord, war ein Reſultat des 
zähen angelſächſiſchen Borurtheils, eine Rache für 
die ſittliche und wiſſenſchaftliche Beſchränktheit des 
„freieſten Volkes der Erde“, das ſcheußliche 
Denkmal der höchſt feltenen Species des wiſſen⸗ 
ſchaftlich angehauchten Verbrechens. 

Handelt es ſich bei den Morden in Whitechapel 
um „Burkismus“? Giebt es 1888 einen Jünger 


verboten, an Anatomen und Chirurgen Leichen zu 
liefern. Dieſes unſinnige Geſetz hat der Wiſſenſchaft 
zu ungeheurem Schaden gereicht und die wider- 
liche Praxis des Leichenraubes großgezogen. Es 
bedurfte erſt einer Reihe von Verbrechen, um das 
in gewiſſen Dingen bornirteſte und verbohrteſte 
Parlament der Welt, das zu London, dazu zu be- 
wegen, den dringendſten Bedürfniſſen des 
mediziniſchen Unterrichts abzuhelfen. Aber noch 
heute beſtehen ganz lächerliche Beſchränkungen 
und der Preis für anatomiſche Präparate iſt ein 
ungeheurer. Das geringſte Präparat muß mit 
Gold aufgewogen werden, der mittlere Preis iſt 
etwa 100 Mk. Die Studenten, die ſich in der 
Operationspraxis ausbilden wollen, ziehen es 
daher vor, nach Wien, Berlin, Bonn, Heidelberg 


Im Jahre 1827 wurden in Edinburg die Gräber 
geplündert. die friſchen Leichen verſchwanden auf 
unerklärliche Weiſe. Erſt ein Jahr ſpäter erfuhr 
man vor den Aſſiſen, wo ſie geblieben waren: 
Dr. Knox, Profeſſor der Anatomie an der Unt- 
verſilät Edinburg und Conſervator des anatomiſchen 
Muſeums, hatte zwei Elende, namens Burke und 
Hare, beauftragt, ihm Leichen zu verſchaffen. 

Die Edinburger ſchützten ihre Todten und 
gaben ihre Lebenden preis. Sie bewachten ihre 
Kirchhöfe, und Burke und Kare, die keine Leichen 
mehr fanden, beſchloſſen, welche zu machen. Sie 
überfielen Bettler, Bagabunden, Kinder und — 
ganz wie jetzt in Whitechapel — die Dirnen der 
Straße. Waren die Leichen kalt, ſo brachten ſie 
fie zu Dr. Knox. i A 

Der Profeſſor gab fic) nicht die Mühe, über 
den Urſprung der Leichen nachzudenken. Er 
empfing einfach die Waare und zahlte — zahlte 
12 Pfund für die Leiche. Innerhalb ſechs Monaten 
verkauften die Elenden 14 menſchliche Körper dem 
Dr. Knox. Die Verbrechen mehrten ſich, man 
ſuchte den Mörder damals wie heute vergeblich, 
und Dr. Knox vergaß immer zu fragen, woher 
die beiden Aumpane ihre Todten nähmen. Endlich 
erfuhr die Polizei, daß Dr. Knox für ſich allein 
mehr Kadaver zur Verfügung hätte, als alle ſeine 
Collegen in den drei Königreichen zuſammen. 
Nun paßte man auf. Man bewachte feine Woh- 


* Berlin, 27. Novbr. Zur Frage des Kaiſer⸗ 
denkmals ſchreibt man der „Voſſ. 3tg.“: Betreffs 
der Platzfrage für das Denkmal Kaiſer Wilhelms 
iſt es recht erfreulich, daß der vorberathende 
Ausihuß fic) zwar im Grunde für die Straße 
Unter den Linden als Ausſtellungsplatz entſchieden 
hat, daß aber nach der von ihm gewählten Aus- 

drucksweiſe, wonach dieſe Straßze „ſich bis in den 
Zhiergarten hineinzieht“, auch der Anfang der 
Charlottenburger Chauſſee bis zur Kreuzung mit 
der Siegesallee und dem „benachbarten“ Königs- 
platz zweifellos in Betracht kommen kann. Die 
„Boll. 31g.“ hatte feinerzeit zwei Ideen eine 
weitere Erörterung verftattet; zuerſt der Befür- 
wortung einer Nationalhalle mit Kaiſerſtandbild 
an Stelle des Kroll'ſchen Etabliſſements, und dann 
gleich darauf dem Gedanken Otto Leſſing's, 
der die Kreuzung der Siegesallee mit der 
Charlottenburger Chauſſee wählen und das 
eigentliche denkmal mit einer langen Reihe 
begleitender Statuen in Verbindung bringen will. 
Beide Vorſchläge, die jetzt nicht ausgeſchloſſen er- 
ſcheinen, gehen wohl unwillkürlich von dem Ge- 
danken aus, daß ein würdiges Denkmal für 
Kaiſer Wilhelm durch feine gewaltigen Ab- 
meſſungen die älteren Reiterſtandbilder unter den 
Linden und im Luſtgarten beeinträchtigen würde, 
hier aber inmitten des Thiergartens oder am 
Rande deſſelben in Folge des Mafiftabes der um- 
gebenden Natur zu volleren Maſſen ſich entfalten 
könnte, Und dieſe Rückficht ſollte man auch bei 
den ferneren Arbeiten zweckmäßig in Betracht 
ziehen, zumal es wohl angebracht wäre, für das 
kaiſerliche Deutſchland und für die künſtlerlſchen 
Aufgaben des Reiches eine Art von Forum un- 
affen. von der preußiſchen Siegesſtraße zu 

affen. 

* [Die reactionäre Proſelytenmacherei in 
Lehrer ⸗Seminarien] ift neuerdings ſtark im 
Schwunge. So werden 3. B., wie das „B. Tabl.“ 
ſchreibt, im Seminar zu Kammin die antijemi- 
tiſche „Pommerſche Reichspoſt“ und Lokalblätter 
von derſelben Farbe gehalten, an deren Redaction 
einzelne Seminarlehrer betheiligt waren und 
vielleicht noch ſind. Dagegen find alle freier ge- 
richteten Zeitungen ausgeſchloſſen, ſelbſt ſogenannte 
unpolitiſche Blätter. Außerdem hielten Lehrer, 
die als politiſche Heißſporne bekannt ſind, ſeiner 
Zeit im Seminar Vorträge über politiſche Gegen- 
ſtände. Bei der klöſterlichen Abgeſchloſſenheit der 
Internats-Seminarien ift ein ſolches Vor- 
gehen doppelt bedenklich. den Seminariſten fehlt 
jedes Mittel, ihre Anſchauungen durch Cectiire 
anderer Blätter und Geſpräche mit ſachkundigen 
Männern zu berichtigen. Ob freilich auf dieſe 
Art der betreffenden Partei genützt wird, iſt 
fraglich. Bei den letzten Wahlen wurde in den 
Kreisblättern jener Gegend über die polltiſche 
Stellung der jüngeren Lehrer laute Klage geführt. 
In den meiſten Seminarien ſind Zeitungen und 
Zeitſchriften überhaupt verboten. So ſehr dies 
auch in mancher Hinſicht zu bedauern iſt — die 
Abgeſchloſſenheit von der Welt wird dadurch 
noch größer — fo iſt einſeitige reactionäre Ab- 
richtung doch ſicherlich noch bedenklicher und mit 
dem Ernſt der Aufgaben unſerer Lehrerbildungs⸗ 
anſtalten ſchwer in Einklang zu bringen. 

* [Der fünfte Congreß der Maurer Dentid- 
lands], welcher im Mai in Kaſſel tagte, hat an 
den Bundesrath, den Reichstag und das Reichs⸗ 
amt des Innern eine Petition gerichtet, welche 
die geſetzliche Sicherſtellung des Coalitionsrechtes 
der Arbeiter zum Gegenſtande hai. Es wird in 
derſelben darauf hingewieſen, daß das Coalltions⸗ 
recht den Arbeitern in der Gewerbeordnung zwar 
ausdrücklich eingeräumt ſei, daß aber die Ab- 
ſicht des Geſetzgebers, die ohne Zweifel darauf 
gerichtet war, den Arbeitern die Erringung 
günftiger Lohnbedingungen zu erleichtern, gegen- 
1 in allen deutſchen Bundesſtaaten vereitelt 
werde. 

* [Ueber den weiteren Rückgang des Ge- 
treidehandels der Emshifen unter dem Einfluß 
der herrſchenden Eiſenbahntarifpolitik] wird 
auch in dem diesmaligen Jahresberichte der 
Handelskammer für Oftfriesland geklagt. „Die 
Wiedereinführung concurrenzfähiger Getreide- 
tarife“, ſchreibt die Handelskammer, „haben wir 
auch in dem abgelaufenen Jahre für die Ems⸗ 
häfen nicht erwirken können. In der Sitzung 
des Bezirks-Eiſenbahnraths zu Köln am 2. Juni 
1887 wurde auf's neue über die Sache verhandelt, 
und von unſerem Vertreter wurde wiederholt 
hervorgehoben, daß der Verkehr über Leer in 
Folge der Aufhebung der billigen Tarife ſehr 
zurückgegangen fei, und daß von dieſem Rúdi- 
gauge bloß Holland den Nutzen habe. Die trif- 


eee 


des Dr. Knox? Es iſt nicht unmöglich. Aber es 
iſt ebenſo möglich, daß es ſich um eine vielleicht 
noch ſchauerlichere Klaſſe von Verbrechen handelt, 
die erſt im letzten Jahrzehnt angefangen haben 
die Wiſſenſchaft eingehender zu beſchäfligen, das 
Verbrechen aus Monomanie, aus moraliſchem 
Irrſinn, aus „moral insanity“, kurz, aus irgend 
einem Gehirndefect. Das iſt die zweite Möglich- 
keit. Eine dritte giebt es nicht. 
; Otto Neumann-H ofer. 


Bozéna Matuſchen. upon 


Eine ungariſche Erzählung von Caroline Deutſch. 
23) (Fortſetzung.) 


XIV. 

Aber noch jemand konnte in dieſer Nacht nicht 
ſchlafen, wenn es auch nicht in der Semanyp'ſchen 
Mühle war ... Bozena Matuſchek. 

Sie hatte nach der Begegnung mit Stefan noch 
die paar Stunden des Nachmittags mit einer Art 
wilder Haft gearbeitet, wie — um ſich zu be- 
täuben und nicht zum Bewußtſein des Vergangenen 
zu kommen. 

Als aber dann die Nacht kam und ſie ſich auf 
ihr Lager ſtreckte, drangen ſie alle heran, all' die 
quälenden Gedanken und Empfindungen über- 
fielen fie, wie — Feinde ihr wehrloſes Opfer. 

Aljo es war wahr, er würde heirathen, die 
Hanka Holup heirathen! Merkwürdigerweiſe war 
dies für ſie in dieſem Augenblicke das am wenig⸗ 
ſten quälende Gefühl. Er ſtand ihr ſo ferne, ſie 
hatte fo gar nichts zu hoffen, daß ſich im Grunde 
ein beſtimmtes Wünſchen bei ihr nicht klar her⸗ 
ausbilden konnte.... Was fie jetzt peinigte und 
wie mit ſcharfen Stacheln an ihrer Seele riß, war 
der Gedanke, daß ſie ihm weh gethan, ihn ver⸗ 
letzt hatte, daß fie feine Theilnahme ſo ſchlecht 
vergolten. 

Was war die Dankbarkeit, die ſie für Doctor 
Ramadnn, jelbft die, welche fie für die kleine 
Mariſchka empfand, gegen das, was ihr Herz für 
Stefan erfüllte? Ihr war in Bezug ſeiner wie 


rung die Initiative ergreifen werde, uns durch 


In colonialpolitiſchen Kreiſen ſpricht man der 


tigen Gründe konnten von gegneriſcher Seite nicht 
allein nicht widerlegt werden, ſondern ſie wurden 
ſogar als richtig anerkannt. dennoch ward 
der Antrag aus principiellen Gründen und der 
Conſequenzen halber abgelehnt. Wir müſſen dieſen 
Ausgang aufs lebhafteſte beklagen und angeſichts 
der Thatſache, daß die Getreide⸗ Einfuhr über den 
Hafen Leer im Jahre 1884 20 916 250 Kilogr., 
1885 16 158450 Kilogr., 1886 11 782 921 Kilogr., 
1887 9 054.638 Kllogr. betragen hat, die Hoffnung 
aussprechen, daß nunmehr die kgl. Staatsxegie⸗ 


die Bewilligung ſolcher Tarife, die uns mit Kolland 
concurrenzfähig machen, zu unterſtützen.“ 
[Verbindung zwiſchen Zanzibar und Aden. 


„Schleſ. Zig.“ zufolge von einem Verſuch, der 
von privater Seite und aus privaten Mitteln ge- 
plant werden ſoll, um eine regelmäßige deutſche 
Verbindung zwiſchen Zanzibar und Aden einzu- 
richten. Diefem Verſuch, aus privaten Mitteln, 
ohne das Reich anzubetteln, etwas zu erreichen, 
wird ungetheilte Sympathie ſicher ſein. 


Frankreich. 

Paris, 26. Novbr. [Deputirtenkammer.] Bei 
der fortgeſetzten Budgetberathung wurde ein 
Amendement des Deputirten Georges Noche auf 
Wiedereinſtellung eines Credits von 715 000 Fres. 
behufs gleichheitlicher Geftaltung des Ruhegehaltes 
der Unterofftziere der Landarmee, obſchon ſich 
der Finanzminiſter Peytral gegen daſſelbe aus- 
geſprochen hatte, mit 291 gegen 260 Stimmen 
angenommen. Ein gleiches Amendement in Bezug 
auf den Ruhegehalt der Unteroffiziere der Marine- 


iruppen wurde abgelehnt. (W. T.) 
England. 
London, 26. November. [Unterhaus.] Bei 


der Berathung der iriſchen Pachtankaufsbill 
unterbrach der zu den Parnelliten gehörende 
Deputirte Shechey die Verhandlungen, um auf 
eine erfolgte Verletzung der Privilegien des Hauſes 
aufmerkſam zu machen, indem ihm ein irifcher 
Polizeibeamter im Vorſaale des Unterhauſes eine 
guf Grund des Zwangsgeſetzes ergangene gericht⸗ 
liche Vorladung behändigt habe. der General- 
Secretär für Irland, Balfour, ſprach ſein Be⸗ 
dauern über den Vorfall aus, lehnte aber jede 
Verantwortung wegen deſſelben ab. Nach 
längerer lebhafter Debatte wurde ein Antrag 
Smith's, wonach ſofort ein Comité zur Unter⸗ 
ſuchung des Vorfalls niedergeſetzt werden ſoll, 
einſtimmig angenommen. das Haus vertagte ſich 
darauf bis heute Abend 10 uhr, wo von dem 
Comité Bericht erſtattet werden ſoll. (W. T.) 


Dieſer Nummer der „Danziger Zeitung“ iſt als 
beſondere Beilage der Abdruck des Entwurfs 
der alters- und Invaliditäts-Verſicherung bel- 
gegeben. ; 


Telegraphiſcher Specialdienſt 
der Danziger Zeitung. 
Reichstag. 

Berlin, 27. Novbr. Der Beginn der Gtats- 
berathung (über welche ſchon in der Abend⸗ 
Ausgabe telegraphiſch kurz berichtet iſt) ver- 
lief ohne regere Theilnahme des Hauſes. 
Der Schatzſecretär gab eine länger Aus- 
einanderſetzung, deren Haupitheil das bereits 
gedruckt vorliegende Material enthält. Neu 
waren die Zahlen der Schätzung der Einnahmen 

für das laufende Jahr. 

Daſſelbe werde wahrſcheinlich infolge des Kusfalls 
der Zuckermaterialſteuer einen Fehlbetrag von 
13½ Mill. haben. Die Ueberweiſungen an die Einzel- 
ſtaaten würden wahrſcheinlich 3 Mill. weniger be- 
tragen, als im Etat vorgeſehen ſei, obgleich die 
Zölle 18 Mill. mehr einbringen. der Grund 
davon fel das Zurückbleiben der neuen Brannt- 
weinſteuer, welche 26 Millionen weniger 
bringe, als im Etat veranſchlagt worden fel. Die 
Gründe dafür ſeien verſchiedene; weſentlich habe 
dazu auch der Rückgang des Conſums bei⸗ 
getragen. 

Abg. Richter ſpricht ſeine Uebereinſtimmung 
mit der friedlichen Tendenz der Thronrede aus, 
bedauert aber, daß die officlöſe Preſſe im 
Gegenſatz dazu kriegeriſche Artikel bringe, und 
beleuchtet insbeſondere den Marine-Etat mit 
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zu Jahr wechſelnden Forderungen für Aus⸗ 
e: y aries y { 
x flung und 


einen überraſchend hohen Forderungen, die 
Colonialpolitik, die Branntweinſteuer, die Getreide ⸗ 
zölle und die Hetze gegen die Freiſinnigen. 

Abg. Huene hebt namens des Centrums ſcharf 
hervor, daß das Centrum unter keinen Um- 
ſtänden weitere neue Steuern bewilligen werde; 
daher müſſe auch jetzt unbedingte Sparſamkeit 
auf allen Gebieten beobachtet werden. Die 
Getreidezölle ſeien nothwendig für die Land- 
wirthſchaft. Die Bäcker hätten mehr Antheil an 
der Höhe der Brodpreiſe, man werde zu Brod- 
taxen kommen müſſen. 

Bei dem Etat entwickelt der Schatzſecretär 
v. Maltzahn zunächſt die neuen Anordnungen in 
der äußeren Geſtaltung des Etats. Dann er- 
örtert er in bereiteſter Weiſe die einzelnen Poſten 
und kommt zu dem Ergebniß, daß das laufende 
Etatsjahr mit einer Mindereinnahme von rund 
13'/2 Millionen Mark zu Ende gehen werde. die 
weſentlichſten Urſachen dieſer Mindereinnahme 
liegen in den Mindereingängen aus der 3ucker- 
ſteuer. | 

Diefe Angaben des Schatzſecretärs waren das 
einzige Neue in feiner ungemein trockenen Aus- 
einanderſetzung. Im übrigen bewegte er ſich in 
Umſchreibungen des Inhalts der Denkichrift 
zum Etat. \ 

Es ſprachen noch die Abgg. Richter, v. Wedell- 
Malchow (conſ.), v. Huene (Centr.), dann wurde 
die Etatsberathung bis morgen 1 Uhr vertagt. 
Abg. Richter: An dem vorliegenden Etat fei 
die Hauptüberraſchung die Denkfhrift zum 
Marineetat geweſen, deren Ausführungen ſich 
in Gegenſatz ſtellten zu den früheren Denk- 
ſchriften und ſogar zu den Erklärungen, welche 
das Haus erſt im Januar d. J. gehört habe. 
In 5 Jahren ſollten 117 Millionen zu 
Schiffsneubauten gebraucht werden, und die 
Art, wie die Denkſchrift von dem vorhandenen 
Beſtande der Marine ſpreche, mache faſt den 
Eindruck, als ob dieſe mit Ausnahme von einigen 
wenigen Schiffen nichts mehr werth ſei und zum 
alten Eiſen gehöre. Kehnliche Anſchauungen ſeien 
allerdings im Anfang dieſes Jahres in mehreren 
Blättern, namentlich in der „Köln. Ztg.“ ausge- 
ſprochen worden. Der damalige Chef der Admi- 
ralität habe beſtimmt in Abrede geftellt, daß in der 
Marine dieſe melancholiſchen Anſchauungen getheilt 
würden. Wegen des Wechſels in der Marinever- 
waltung ſolle jetzt das Haus auch einen Wechſel in 
ſeinen Anſchauungen durchmachen. Dabei ſeien 
eine ganze Reihe von Fragen durch dieſe Denk- 
ſchrift aufgeworfen, ohne aber ihre Beantwortung 
in derſelben zu finden. Wenn dieſe 28 neuen 
Schiffe gebaut ſind, was ſoll dann ſpäter kommen? 
Wo nimmt man das Material zur Bemannung 
derſelben her, wo Werften zu ihrer Erbauung? 
In welcher Weiſe will man dabei die von Jahr 


Bewaffnung der Schiffe be⸗ 
rückſichtigen? Während man früher als 
einzige Aufgabe der Marine den Schutz der 
deuiſchen Küſten bezeichnete, werden jetzt zehn 
Kreuzer zum Zwecke der Kaperei verlangt. Man 
verlange neue Kreuzer zu Colonialzwecken, ob- 
wohl die vorhandenen Kreuzer für allgemeine 
Kriegszweche noch genügen müßten. Die Er⸗ 
fahrungen aber, die man gerade in neueſter Zeit 
mit dem Colonialbeſitze gemacht habe, ſeien wohl 
geeignet, Zweifel an dem Werthe deſſelben 
zu erwecken. Es fragt ſich doch, ob die 
Colonialpolitik nicht [hon den Rahmen über- 
ſchritten hat, welcher ſich nach deulſchen Berhältniffen 
rechtfertigen läßt. Wir haben große Schutz⸗ 
gebiete, aber die Eingeborenen verhalten ſich 
nichts weniger als freundlich. Bald hier, bald 
dort ein Conflict, bald hier, bald dort muß ein 
Geſchwader erſcheinen. Das Bischen Handel, 
welches dort beſtand, iſt durch die Conflicte 
vielfach verkümmert und zurückgegangen. Daß 
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ſich in jenen Gebieten Deutfhe für die Dauer 


niederlaſſen können, glaubt kein Menſch 
mehr. Wenn man coloniſiren will, ſo 
bietet fit) in den Oſtprovinzen ein weites 


Feld, wenn man nur den Anhäufungen von 
Großgrundbeſitz dort entgegentreten möchte. Was 
für die Schutzgebiete und namentlich in den letzten 
Jahren für die Marine weggeworfen iſt, iſt als 
Lehrgeld nicht weggeworfen für die weiten 
Schichten des Volkes, aber es würde verderblich 
ſein, ſolche Bahnen zu beſchreiten, wie ſie Italien 
in Maſſaua, England im Sudan gemacht hat. 
Es gab eine Zeit, wo man nur das ver- 
ausgabte, was man einnahm. Heute betrachtet 
man es ſchon als eine productive Thátig- 
keit, neue Steuern auszudenken. (Oh, oh!) So 
haben ſich unſere Steuern ſeit 10 Jahren um 
netto 296 Millionen erhöht, und die erhöhten 
Steuern ſind den Verwendungen vorausgeeilt. 
An die Einzelſtaaten wollte man zur deckung 
ihres Deficits Zuwendungen machen; dabei haben 
wir in Preußen einen Ueberſchuß von 45 Millionen 
und die Eiſenbahnen laſſen ein weiteres Einnahme⸗ 
plus von 28 Millionen erwarten. Ich möchte 
doch in Anregung bringen, ob es nicht bei 
unſerer gegenwärtigen Lage an der Zeit wäre, 
einen Steuererlaß im Reiche ſelbſt eintreten 


zu laſſen. Denn die Vertröſtungen auf die Einzel⸗ 
ftaaten find hinfällig. Als ſolchen Steuererlaßz 


möchte ich vor allem wieder die Aufhebung des 
Kaffeezolles empfehlen. (Ruf rechts: Hamburger 
Börſel) Gerade der Kaffee iſt ein paſſendes 
Erſatzmittel für den vertheuerten Branntwein. 
Sodann möchte ich die Aufhebung der Maifd)- 
raumſteuer befürworten, die gegen die Intereſſen 
der kleinen Brenner wirkt und nur den 
großen Gutsbrennereien im Oſten zu gute 
kommt. (Heiterkeit rechts.) In der Thron- 
rede iſt die Rede vom Chriſtenthum und 
Geſetzen, die aus der Nächſtenliebe auf dem 
Boden des Chriſtenthums erwachſen. Ganz 
ſchön! Aber nicht auf dem Boden der Nächſten⸗ 
liebe, ſondern auf dem Boden der Gonderinter- 
eſſen der beſitzenden Klaſſen find die Kornzölle 
erwachſen. Man iſt jetzt unabläſſig bemüht, die 
freiſinnige Partei niederzuhalten, zu ächten und 
zu vervehmen. Es giebt Männer, die ſich nicht ent- 
blöden, durch Judenhetze der freiſinnigen Partei 
ein Mandat abzugewinnen. Wir werden es jedoch 
gleich jener alten liberalen Minorität für unſere 
Pflicht halten, unſerer Ueberzeugung gegen jeder⸗ 
mann Ausdruck zu geben, wie bisher ſo auch in 
Zukunft. (Beifall links, ironiſche Zurufe rechts.). 


Berlin, 27. Novbr. Der „Reichs-Knzeiger“ 
bringt an der Spitze die amtliche Mittheilung, 
der Kaiſer habe bei dem ſtürmiſchen Wetter auf 


der Letzlinger Jagd eine leichte Erkältung davon⸗ 

Berlin, 27. Novbr. Die Tagesordnung der 
nächſten Sitzung des Landeseiſenbahnraths, 
welche am 7. Dezember ſtattfindet, enthält u. a. 
einen Antrag betreffend Ausdehnung des im 
Directionsbezirk Bromberg beſtehenden Aus⸗ 
nahmetarifs für Getreide, Külſenfrüchte, Del- 
james, Malz und Mühlenfabrikate auf das 
ganze Staatsgebiet. 

Berlin, 27. Novbr. Der Herzog und die 
Herzogin von Koſta traten geſtern Abend 8 Uhr 
die Rückreiſe an. Der Kaiſer gab denſelben bis 
zum Bahnhofe das Geleite, wo er ſich aufs herz- 
lichſte mit Umarmung und Kuß verabſchiedete. 
Zur Verabſchiedung war auch der Botſchafter 
Graf Launan mit den übrigen Mitgliedern der 
italieniſchen Botſchaft auf dem Bahnhofe an- 
weſend. 

Bremen, 27. November. (Wiederholt.) In 
einem Eiſenbahnwagen fand man die Leiche 
eines jungen Mannes, in der linken Hand eine 


dem ſtill Gläubigen zu Muthe, an dem ſich ein 
geheimes, heiliges Wunder offenbarte 

Und ihn — ihn hatte ſie mit böſen, gehäſſigen 

Worten verletzt und gekränkt!! 
„Ein heißes, brennendes Gefühl der Reue 
überkam ſie, daß ſie ſich aufſetzte und in 
ſchmerzlicher Qual die Hände rang. Und 
wie drohend fein Auge geblickt, welche Der- 
achtung in ſeinen Zügen gelegen, und dann — 
welcher Schmerz! O, wenn ſie es ihm zeigen 
könnte, wie ſie es meinte, wie ſie ihn liebte, 
tief, grenzenlos und auch — wunſch- und hoff- 
nungslos! o, wenn fie ihm nur einmal fagen 
oder beweiſen könnte, wie ſie alles, alles für ihn 
im Stande wäre zu thun, das Größte, das 
Schwerſte! Wenn, wenn! wo und wie konnte ſie 
dies? Er war mit Zorn und Verachtung von ihr 
gegangen und würde ſie von nun an meiden, 
wie ſie alle mieden. Kein Wort würde 
er ihr jemals wieder gönnen, keinen Blick 
. jenen Blick voll unbewupter Güte und 
Theilnahme, nach dem ihre Seele dürſtete, 
der ſich wie ein milder, erlöſender Tropſen 
auf ihr wundes, verbittertes Herz legte 
Bei dieſer Vorſtellung war es Bozena, als müſſe 
fie erſtichen; fie ertrug es nicht länger auf dem 
Lager. Sie verließ es und kleidete ſich an. Was 
fie vorhatte, wollte, wußte ſie ſelbſt nicht, nur 
hinaus, hinaus! denn auch in dem Zimmer 
ward es ihr zu enge. Sie ſchob den Riegel 
zurück und trat vor die Hütte. 

Zerriſſen und fahlgrau hingen die Wolken am 
Himmel, ſchwammen zufammen, floſſen ausein⸗ 
ander, haſtig, unaufhaltſam, regellos wie 
ohne Ziel und Zweck, und das mattweiße 
Horn des Mondes blickte bald frei, bald ver- 
fank es in den Dunſtmaſſen. In kurzen, 
pfeifenden Stößen fuhr der trockene, kalte Wind 
durch die Bäume, ſchüttelte die blätterloſen Aefte 
und beugte die Wipfel nieder, als wolle er alles 
entwurzeln und niederwerfen. Aber dieſe wilde, 
zerriſſene Stimmung in der Natur that dem 
Mädchen wohl; denn ſie war im Einklang mit 
der ihrigen, auch der kalte Wind, der ihr um 


immer von neuem winkte, der fie lockte und rief 


ſie ſelbſt nicht. 


das unbedeckte Haupt fuhr und die heiße Gluth 
kühlte. ... Links dehnte ſich wie eine ver- 
ſchwommene, formloſe Maſſe das Städtchen mit 
ſeinen verdunkelten Straßen, nur der ſchlanke 
Kirchthurm ragte ſchärfer und bezeichnender in 
den Nachthimmel hinein. Und ihr gerade gegen- 
über, wenn auch in weiterer Entfernung, erhob 
ſich ebenfalls eine dunkle Maſſe; es war dies der 
Mühlenberg mit der Semany'ſchen Mühle. 
Und auf dieſen einen Punkt richtete ſich das 
heiße, trockene Auge des Mädchens immer 
wieder, als wohne dort ein Zauber, der ihr 


mit geheimer Gewalt. i 
Bozena litt nicht an Gefühlsſchwelgerei, und 
was ſie in dieſer Stunde überkam, das wußte 
Mit unbezwinglicher Macht trieb 
es fie jener Stätte zu. . der Stätte — wo 
Stefan weilte. Was ſie dort wollte, ſie wußte 
es nicht; nichts Beſtimmtes und Klares ſchwebte 
ihr vor. Sollte es eine ſtille Abbitte ſein, eine 
Abbitte, von der nur fie und Gott wiſſen 
konnte y 

Sie gab fic) keine Rechenſchaft und hatte fic 
keine geben können. Unbewußt und wie von 
einer zwingenden Macht getrieben, lenkte es 
ihren Fuß dahin, und ſie ſchritt weiter und immer 
weiter in die Nacht hinein, den Weg, den ſie ſeit 
Jahren nicht gegangen. Früher, als ſie noch ſehr 
jung war, fünfzehn Jahre alt, hatte ſie oft im 
Tagelohn da gearbeitet und ſpäter, als ſie zu 
ſtichen angefangen, reichlichen Abſatz gefunden. 
und dann .... dann hatte alles ein Ende ge- 
8 A 
: Nun hatte fie die Mühle erreicht und leiſe und 
behutſam umſchlich fie dieſelbe, und da fie bar» 
fuß ging, war ihr Schritt auf dem graſigen 
Grunde ganz unhörbar. Die niedrige Thüre, die 
das Gitter abſchloß, war nur angelehnt; fie: 
öffnete ſie leiſe und ſtand im Kofe drin, und da 
dämpfte auch das Pflaster vollſtändig ihre 
Schritte. Nun ſah ſie ſich um. das Dunkel 
ließ nicht viel unterſcheiden, nur die Höhe 
und Breite des Wohnhaufes, vor dem fie 


ſtand, und die vielen Fenſter, die aufblitzten, 
wenn der freigewordene Mondesſtrahl ſie traf, 
zeigten ihr, daß es ein ſtattliches Gebäude fet; 
es gab kein ſolch ſtattliches im ganzen Orte. Dann 
die vielen Gebäude, ble ſich daran ſchloſſen, und 
dort gegenüber das große dunkle Haus mit dem 
rieſigen Gchornftein!.... Ja, er war ein 
reicher, mächtiger Mann, der Gabor Gemann, 
und hatte Recht, ftols zu fein.... Doch was 
wollte fie hier? .... gerade fie an dieſem 
Ort?! .... Und doch trat fie näher bis faſt 
vor den Eingang und ſiarrte zu den vielen 
Fenſtern hinauf. . 

Welches Zimmer wohl das feine war, in welchem 
er wohl ſchlafen mochte? .... O, wenn fie es 
gewußt hätte? Dann nur einen Blick zu ſeinem 
Fenſter und fort.... fort! .... Go ftand 
fie und ſtarrte hinauf und mußte ſelbſt nicht wie 
lange. Da war es ihr, als tönten leiſe, ſchleichende 
Schritte vom Innern des Kauſes und als raſchele 
etwas wie ein Schlüſſel in der Hausthüre 
Sie hatte noch ſo viel Geiſtesgegenwart, 
hinter den Vorſprung des Einganges zu jhlüpfen, 
der aus zierlichen Säulchen und Schnörkeleien 
beftand; auch ſtand ein mächtiger eindenbaum dabei, 
und ſo war ſie vollſtändig gedecht. Sie konnte 
nicht geſehen werden, aber ſie ſah, indem ſie ihre 


Augen an eine der vielen durchbrochenen Stellen 


des Vorſprunges drückte. Die Thüre öffnete ſich 
und jemand trat mit einer Blendlaterne heraus. 
Es war eine große mächtige Geſtalt, aber ſie ging 
leiſe und behutſam und trug die Laterne vor 
ſich her, ſo daß das Geſicht beleuchtet war. 

Es war Gabor Gemann, fie erkannte ihn. Aber 
wie merkwürdig er ausſah! ... jo merkwürdig, 
daß ihr das Herz vor Schreck fait ſtille ſtand, als 
er dicht an ihr vorüberkam. .. Wie blutunter- 
laufen waren die Augen, wie zuſammengezogen 
das ganze Geſicht, wie lauernd und geſpannt, 
wie unheimlich jeder Zug darauf!. Nie hatte 
fie ein ähnliches Geſicht geſehen. .. . So ging der 


getragen und werde einige Tage das Zimmer 
"hüten müſſen. : RA 


Jäger, wenn er ein Wild einfangen will, der — 


Mord, der ſein Opfer ſucht, ſo ging der Wahnſinn 
oder das Verbrechen. Cortſetzung folgt.) 


Revolver, womit er ſich in die rechte Schläfe ge- 


ſchoſſen hatte. Auf einem Zettel ſtand geſchrieben: 
„Ich heiße Georg Lengenfeldt, Danzig, Haker- 
gaſſe 5.“ (Wie wir vernehmen, iſt inzwiſchen 
auch bei den Danziger Behörden eine amtliche 
Mittheilung über den Selbſtmord des jungen 


Mannes eingegangen. Näheres über die Perfón- 
lichkeit und das Motiv der Selbſtentleibung iſt 
jedoch nicht bekannt. D. Red.) eN : 

Peſt, 27. Novbr. Die Handelskammer unterzog 
die politiſche Thätigkeit und die Ungarn feind- 
liche Haltung des Secretärs Steinacker, welcher 
ſich am 23. d. im Abgeordnetenhauſe bei Be- 
rathung der Nationalitätenfrage wiederholt 
Ordnungsrufe zugezogen hatte, einer ſtrengen 
Prüfung. Da Steinacker einräumte, Tadel zu ver- 
dienen, und feierlich erklärte, ein rückhaltloſer An- 
hänger des ungariſchen Staates zu ſein, ſich auch 
künftig jeder Thätigkeit und Aeußerung, welche der 
öffentlichen Meinung und den Intentionen der 
Handelskammer widerſpreche, enthalten werde, 
wurde dem Antrage, Steinacker ſeines Poſtens 
als Secretär der Handelskammer zu entheben, 
keine Folge gegeben und ihm nur eine Rüge er- 
theilt. Die Blätter ſprechen ſich über das Vor⸗ 
gehen der Handelskammer zuſtimmend und an- 
erkennend aus. : 

Paris, 27. Novbr. Die Rammer berieth das 
Budget und die Finanzen, 

Die Wahl Boulangers im Departement du 
Nord wurde für giltig erklärt; einem Theile der 
Sitzung wohnte Wilfon bei. — In der Berfamm- 
lung des „Grand Orient“ wurde beſchloſſen, an 
der Kundgebung am 2. Dezember am Grabe 
Baudins theilzunehmen. a 

Paris, 27. November. Im heutigen Minifter- 
rathe erklärte der Miniſter der Juſtiz, Ferouillard, 
er werde die neuerdings eingegangenen Anträge zur 
gerichtlichen Verfolgung Numa Gillys der 
Kammer heute noch nicht vorlegen, ſondern 
warten, bis die nöthigen Formalitäten erfüllt 
ſeien, um dann die jetzigen Anträge zugleich mit 
den früheren zu deponiren; vorausſichtlich werde 
das am Donnerſtag der Fall ſein. 

Lille, 27. Novbr. In Folge des Strikes in 
Charleroi und der Bewegung in Borinage hat 
der Präfect des Departements du Nord Sicher ⸗ 
heitsmaßregeln fpeciell an der Grenze zwiſchen 
Lille und Avesnes getroffen. 

Rom, 27. November. Der „Italie“ zufolge be- 
faßte ſich der geſtrige Miniſterrath mit den vor- 
zuſchlagenden Mafznahmen, um für die Militär⸗ 
ausgaben vorzuſorgen und die Einnahmen zu er- 
höhen. Die Erhöhung der Einnahmen ſoll 110 
bis 120 Millionen betragen, und zwar theilweiſe 
durch neue Steuern. N 
t Der „Dffervatore” bementirt die Nachricht, 

daß zur Leitung der Arbeiten der katholiſchen 
Congreſſe geiſtliche Comités eingerichtet worden 
ſeien. 

— Auf der Inſel Volcano begann geftern 
abermals eine Eruption. Das Getöſe wurde in 
Meffina gehört b 
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Danzig, 28. November. 
„Ideuiſche Geſellſchaft zur Rettung Schiff- 
brüchiger.] Der Bericht über das Rettungsfahr 
1887/88 dieſer fo ſegensreichen Geſellſchaft tft 
wieder einmal recht erfreulich. Wir entnehmen 
demſelben Folgendes: Die Stationen der Gefell- 
ſchaft haben im Berichtsjahre 23 mal erfolgreich 
in Thätigkeit treten können und dabei 94 Per- 
ſonen der Seegefahr entriſſen. Dadurch ſteigt bie 
Geſammtzahl der felt Begründung der Geſellſchaft 
geretteten Menſchenleben auf 1703. Bon don 
Rettungen in 1887/88 entfallen auf die Rettungs- 
boote 16 mit 65 Perſonen, auf die Raketen- 
ſtationen 7 mit 29 Perſonen. Von der Gefammi- 
zahl der Rettungen find 202 mit 1426 Geretteten 
durch Boote, 50 mit 277 Geretteten durch Raketen- 
apparate ausgeführt worden. Im Berichtsjahre find 
ſeitens der Geſellſchaft auch die letzten Regierungs- 
ſtationen zu Neufahrwaſſer, Pillau und Memel 
übernommen worden; es iſt damit der geſammte 
Rettungsdienſt an den deutſchen Küſten in den 
Händen der Geſellſchaft vereinigt. die Zahl der 
Reltungsftationen beläuft ſich nunmehr auf 111. 
Bon dieſen Stationen find 39 Doppelftationen, 
ausgerüſtet mit Boot und Raketenapparat, 53 
Bootsſtationen und 19 Raketenftationen. Die 
Sahl der Bezirkevereine iſt mit 57, wovon 
23 Küſten- und 34 binnenländiſche vereine, un- 
verändert geblieben. Die Vertreterſchaften find 
von 220 auf 242 geſtlegen. Auch an ordent⸗ 
lichen Mitgliedern hat die Geſellſchaft wiederum 
einen erfreulichen Zuwachs zu verzeichnen. Sie 
zählt deren jetzt 47173 mit einem jährlichen 
Geſammtbeitrage von 141170 Mk., gegen 
46 460 Mitglieder mit einem Jahresbeitrage von 
140457 Mk. im Vorfahre. Die Geſammteinnahme 
des Berichtsjahres iſt mit 278 252 Mk. gegen 
262 981 Mk. im Vorfahre die größte, welche die 
Geſellſchaft ſeit ihrer Gründung zu verzeichnen 
gehabt hat. die Geſammt⸗ Ausgaben betrugen 
172 180 Mk. gegen 159 034,69 Mk. im Vorjahre. 
Es ſind davon für die Begründung neuer und 
und die Vervollſtändigung bereits beſtehender 
Stationen 63294 Mk. gegen 59 710 Mk im Bor- 
ahre verwendet worden. Leider haben die fort⸗ 
geſetzten Berfuche mit Oelraketen zur Beruhigung 
der Brandung das Ergebniß gehabt, daß das 
Del, welches im tiefen Waſſer nachgewieſener⸗ 
maßen eine ganz überraſchende, beruhigende Wir⸗ 
ung auf den Seegang ausübt, der Brandung 
gegenüber machtlos bleibt. fin Prämien für die 
Rettung aus Seegefahr hat die Geſellſchaft 3615 
Mark gegen 1475 Mk. im Jahre 1886/87 bezahlt. 
„1 Blohade auf Haiti.] Der Herr Regierungs⸗ 
räſident hat das Vorſteher-Amt der Kaufmannſchaft 
196 10 in Kenntniß geſetzt, daß nach amtlicher Mitt- 
heilung über die auf der Inſel Haiti gelegenen Orte 
Cap Laiti, Gonaives und St. Mari der Blokadezuſtand 
verhängt worden iſt. 


atent. =. i = 
stele fra Grn. J. C. Konopka in Schwetz in Weft 
theilt worden. 


in Danzig aufgenommene Photographie eines 
jungen Mädchens, in der rechten Hand einen 


einen Ziehklingenhobel ein Patent er- 


[ Narhkenſchutz.] Ein dem Vorſteher⸗Amte der 


Kaufmannſchaft zugegangener Erlaß des Herrn Handels- 
minifters vom 20. d. Mis. macht darauf aufmerkfam, 
daß nach § 5 Nr. 3 des Geſetzes über den Markenſchutz 
vom 30. November 1874 die im Jahre 1879 einge⸗ 
tragenen Zeichen nach 10 Jahren ſeit der Eintragung 
von Amtswegen gelöſcht werden, wenn nicht die weitere 
Beibehaltung angemeldet worden iſt i 

ph. Dirfhau, 27. Nopbr. Heute früh gegen 4 Uhr 
brach in Lunau in dem Rentel'ſchen Wohnhauſe, 
welches jetzt dem Beſitzer Göhrtz gehört, Feuer aus. 
Die Löſchmannſchaften, welche von hier aus Der- 
ſtärkung erhielten, mußten ſich darauf befchränken, das 


Weitergreifen des Feuers zu verhindern; das Wohn- 


haus ſelbſt brannte vollſtändig nieder. 
Ziegenhof, 26. Novbr. Bei der heutigen Stadt⸗ 


verordnetenwahl wurden in der III. Abtheilung Herr 


Eduard Schritt, in der II. Abtheilung die Herren 
Bankdirector Stobbe und Wilh. Bittner, in der I. Ab- 
theilung in der Ergänzungswahl Herr Juſtizrath 
Palleske, in der Erſahwahl für Herrn Heinr. Stobbe 
auf 3 Jahre Herr Herm. Hilke gewählt. Der 
Dampfer-Berkehr zwiſchen hier und Danzig ijt jetzt in 
vollem Gange. 

M. Schwetz, 26. Nov. Der Güterverkehr auf der 
neuen Strecke Schwetz⸗Terespol ijt ein ganz be⸗ 


deutender. Die Rübenzufuhr in die hiefige Zuckerfabrik 


aus der Gegend von Cjerwinsk und Pelplin trägt aller- 
dings nicht wenig dazu bei. — Für unſere Stadt iſt 
eine neue Jeuerlöſchordnung ausgearbeitet worden, 
welche der freiwilligen Feuerwehr mehr Rechte ein- 
räumt als die frühere. Auch kann die Verpflichtung zur 


Dienſtleiſtung als Mitglied des Feuerlöſch⸗Reſervecorps 


durch Zahlung von 6 Mk. jährlich abgelöſt werden. — 
Nachdem gelinde Witterung eingetreten, wird auf unſeren 
benachbarten Gütern mit allen Kräften das Ausnehmen 
der noch in der Erde befindlichen Kartoffeln und 
Zuckerrüben bewirkt. Wie die erſteren gute Ver⸗ 
wendung in den Brennereien finden, follen auch letztere 


in den Zuckerfabriken recht gut zu verwerthen fein, — 


Ein Butterhändler iſt während des Sturmes am 
Sonnabend bei der großen Dunkelheit in einen See 
bei Maleczychowo mit Pferd und Wagen hinein: 
gerathen. Kirchgänger bemerkten am Sonntag 
Morgen den Wagen in dem See und zogen ihn ans 
Land. der Führer ſowohl wie auch das Pferd 
waren tobt. 

Gumbinnen, 26. Nov. Nach der heutigen amtlichen 
Feſtſtellung des Ergebniſſes der Reichstags-Nachwahl 
erhielten Ober⸗Regierungsrath Dodillet 8426, Land- 
ſchaftsrath Maul 7346 Stimmen. Ober-Regierungsrath 
Dadillet iſt alſo mit 537 Stimmen über die abſolute 
Mehrheit gewählt. Gegen die Wahl im Februar 1887 
haben die Conſervativen beinahe 4000 Stimmen ver- 
loren, die Liberalen gegen 1300 Stimmen gewonnen. 


Literariſches. 

5 „Geſammelte Werke“ von Max Schmidt. VIII. 
„Die Jachenauer in Griechenland“ (Ceipsig, Liebes 
kind). Von den Dialect- Erzählungen aus dem bairifchen 
Oberlande erſcheint eben die achte. Max Schmidt hat 
hier zum Hintergrunde feiner Dorfgeſchichte die Bethei- 
ligung ſeiner bairiſchen Landsleute an den griechiſchen 
Befreiungskriegen, den Zug König Ottos nach Hellas 
erwählt. In das Stilleben der Jachenauer, in den 
hochzeitlichen Feſtlärm eines Bauernhauſes dringt der 
Aufruf zur Theilnahme an dem Befreiungskampfe, 
junge Burſche, ausgediente Soldaten mit gleicher Be- 
geiſterung ergreifend. Der Bräutigam verläßt feine 
Verlobte, alles geräth in wilde Aufregung; es giebt 
gebrochene Kerzen, heftige Verzweiflung, bis dann 
im nächſten Jahre die Kämpfer wieder heim- 
kehren, die unterbrochene Hochzeit gefeiert wird. 
Die Fabel iſt nicht beſonders glücklich erfunden. 
Patriotiſche Begeiſterung, das Opfer eigenen Lebens- 
glückes, wenn es das Wohl des Vaterlandes gilt, find 


Motive von großer tragiſcher Wirkung, für die ange- | 


worbenen griechiſchen Befreiungskämpfer, die ſich auf 
ein Jahr verpflichten, kann man indeſſen 


ftecht ein gut Stück Abenteurerſucht, die verlaſſenen 
Bräute tröften ſich gar ſchnell. Deshalb ſpricht uns 


dieſe Rriegeriſche Dorfgefchichte weit weniger an als die 


früheren, wenn auch ſie manche hübſche Züge, manche 


gute Charakterzeichnung enthält. 


Vermiſchte Nachrichten. 

* In Steglitz (bei Berlin) war am Sonnabend Nach- 
mittag das Drewitz'ſche Wirthshaus der Schauplatz 
eines Liebesdramas. Ein Herr und eine Dame betraten 
gegen Mittag das Wirthshaus, nahmen allein in einem 
kleinen Zimmer Platz und beſtellten eine Flaſche Wein, 
die der Kerr fofort mit einem Zwanzigmarkſiück be- 
zahlte. Da das Lokal um dieſe Zeit wenig beſucht war, 
blieb das Paar eine Zeit lang ungeſtört. Plötzlich er⸗ 
ichrechte der Knall zweier Schüſſe die Jin den anderen 
Räumen Anwefenden. Man eilte nach dem Zimmer und 
fand das Paar auf dem rohrgeflochtenen Sopha um- 
ſchlungen als Leichen vor. Offenbar hatte der Herr erſt 
die Dame und dann ſich ſelbſt mit wohlgezielten Schüffen 
in die Schläfen mittels eines Revolvers getödtet. Bon 
dem Weine war nur wenig getrunken. Auf dem Tiſche 
lag ein an den Amksvorſteher gerichteter Brief, in 
welchem die Lebensmüden erklärten, daß ſie die That 
nach reiflicher Ueberlegung begangen, den Tod geſucht 
haben und es nicht bedauern, aus dem Leben zu 
ſcheiden. Gie bäten, gemeinſam in einem Grabe be- 
ſtattet zu werden. Sie hatten noch eine weitere Anzahl 
von Briefen geſchrieben, in methen fie ihre Anver- 
wandten von ihrem Vorhaben benachrichtigten. Die 
beiden Selbſtmörder find der Mechaniker K. aus Berlin 
und die Frau eines Gaſtwirthes in der Lothringerſtraße. 
Die herbeigerufenen Kerzte konnten nur den ſofort er- 
folgten Tod des Paares feſtſtellen. 

* [Die Hunde von Gan Antonio,] Eine uner- 
ſchöpfliche Fundgrube für amerikaniſche Humoriſten 
bildet der nordamerihkaniſche Freiſtaat Texas mit feinen 
wunderbaren „Specialitäten“ aller Art. So iſt San 
Antonio berühmt durch ſeine Kunde. Es ſoll dort von 
dieſen laufenden Flohzüchtereien mehr geben, als ſelbſt 
in der Hundeſtadt Konſtantinopel. Der erſte Kund, der 
ſich in San Antonio niederließ, kam mit den Spaniern 
ins Land und iſt jenes krummbeinige Ungeziefer, 
welches den Gelehrten, welche das Glück haben, ihn 
nicht perſönlich zu kennen, unter dem Namen des 
haarloſen Hundes bekannt iſt. Naturforſcher, welche 
das Thier genau ſtudirt haben, ſind indeſſen nicht in 
allen Stücken über ihn einig; die meiſten ſtimmen 
jedoch darin überein, daß er ſeinen Namen von der 
Thatſache erhalten hat, daß er mit Ausnahme eines 
Büſchels zwiſchen den Ohren und eines ſolchen an der 
e e ſo frei von Kaaren iſt, wie die Innenſeite 
eines Butterfaſſes. die Mexikaner nennen ihn den 
Pelonhund. Seine Hautfarbe iſt ein dunkles Burpur- 
roth, und wenn er ſich nicht bewegt, könnte man ihn 
für einen Fund aus Gußeiſen halten, wäre der Haar- 
büſchel an ſeiner Schwanzſpitze nicht. Denn die Natur⸗ 
forſcher belehren uns, daß ein Haarbufch niemals am 
Schwanze eines gußeiſernen Hundes wächſt. Der Pelon- 
hund iſt immer fett, wahrſcheinlich weil er bei ſeiner 
Haarloſigkeit nicht von den Schaaren von Quälgeiſtern 
geplagt wird, welche den Geiſt des Yankee-Hunbes 
unausgeſetzt in Aufregung erhalten. Obgleich jedoch 
die mexikaniſchen Weiber dieſe famoſen Kunde ſehr 
lieben und pflegen, geht ihre Zahl immer mehr zurück, 


denn da ſie aus einem heißen Lande ſtammen, leiden 


fie ſchwer durch die „Northers“, die berüchtigten Eis⸗ 
winde in Texas, und viele ſterben an den Folgen einer 
Erkältung. i 

* [Reidhsraths-Ralauer aus Oeſterreich.] Das neue 
Wehrgeſetz und der Staats voranſchlag für 1889 ſtehen 
gleichzeitig in den betreffenden Ausſchüſſen in Very and. 
lung. Beide Ausſchüſſe ſind öffentlich, das heißt auch 
die den Kusſchüſſen nicht angehörenden Abgeordneten 
ſind berechtigt, den Verhandlungen derſelben beizu⸗ 
wohnen; beide Ausſchüſſe tagen an manchen Tagen 
gleichzeitig, rechts der Budget-Ausſchuß, links der 
Wehrausſchuß und beide find gut beſucht. Zwei Ab- 
geordnete paſſiren den Gang, 


nicht 
ehrlich begeiſtern; in den ausgedienten ee j 


der die beiden |; 


Verhandlungs- Säle trennt. „In welchen Aus- 
ſchuß wollen Sie, College?“ fragt der eine. 
— „ga“, meint der andere, „was wird denn 


heute verhandelt?“ — „Rechts wird „gewährt“, er- 
wiedert der erſte, auf den Budgetausſchuß deutend, 
„und links“, auf den Wehrausſchuß deutend, wird 
„gewehrt“. — „Schade“, entgegnete der zweite, 
„würde rechts mehr gewehrt, würde links weniger 
gewährt, aber die Oppoſition iſt rechts und links allzu 


nichts von Steuern!“ flüſtert der erſte, „wir ſind ja 
in der Nähe des Steuer⸗Kusſchuſſes, und die Steuer 
der Wahrheit iſt vielleicht noch die einzige, die wir in 
Oeſterreich nicht erheben!” — Das find jehr billige 
Reichsrathswitze, obwohl ſie dem Volke theuer zu 
ſtehen kommen. NE 

* [Cin feiner Unterſchied.] Aus London wird der 
„Fr. 3. geſchrieben: Es egiftirt hier eine Geſellſchaft 
hochgeborener Damen unter dem Vorſitz der Prinzeſſin 
von Wales, deren Ziel es ift, das Tragen von aus- 
geſtopften Vögeln als Zierrathen der weiblichen Toilette 
in der Modewelt zu unterdrücken. Wie ernſt es dieſen 
faſhionablen Damen iſt mit dem Abſchaffen dieſer ebenſo 
albernen als graufamen Mode, erhellt aus Folgendem: 
Eine Dame trat in einen der beſten Modeläden in 
Bondftreet und ſprach ihre Ueberraſchung darüber aus, 
daß fic) in den Schaufenſtern fo viele mit bunten Vogel- 
leichen verzierte Hüte und Bonnets befanden. „Ver- 
muthlich haben Sie unter Ihren Kunden keine von den 
Damen der Geſellſchaft zum Vogelſchutz“, fragte die Be. 
ſucherin. „O ja, freilich“, war die Antwort, „ein 
Dutzend oder mehr, aber wenn ich einen ihrer Hüte 


Kolibri abſchneiden. Sie haben gegen Flügel und 
Schwänze nichts einzuwenden, nur die Köpfe zu tragen 
kommt ihnen grauſam vor!“ 

Gtettin, 26. November. Auf dem Hofe des hieſigen 
Gerichtsgefängniſſes wurde heute Morgen der durch 
Erkenntniß des hieſigen Schwurgerichts vom 13. Juni 
v. J. wegen Mordes, begangen in der Vogelſanger 
Forft an der unverehelichten Friederike Großkopf, zum 
Tode verurtheilte Schmiedegeſelle Johann Tillair aus 
Lückow durch den Scharfrichter Krauts aus Berlin 
hingerichtet. Tillair, welcher bis heute Morgen bie 
That hartnäckig leugnete, wurde geſtern Nachmittag 5 Uhr 
von der bevorſtehenden Hinrichtung in Kenntniß geſetzt. 
Den Ermahnungen des Alnſtalts-Geiſtlichen, ein offenes 
Geſtändniß abzulegen, ſowie auch dem Staatsanwalt 
gegenüber, der ihn noch in der Nacht in ſeiner Zelle 
aufſuchte, betheuerte er wiederholt ſeine Unſchuld. 
Tillair trat feſten Schrittes vor den Richtertiſch, wo 
ihm durch den Staatsanwalt Flenck das Todesurtheil 
und die Entſchließung des Kaiſers vorgeleſen wurde, 
daß derſelbe von dem ihm zuftehenden Begnadigungs- 
recht keinen Gebrauch mache. Alsdann richtete der 
Staatsanwalt an den Berurtheilten noch einmal die 
eindringliche Mahnung: „Tillair, wollen Sie nicht jetzt 
noch in letzter Stunde der Wahrheit die Ehre geben? 
Wollen Sie nicht jetzt im Angefiht Ihres nahen 
Todes, im Angefiht Gottes, vor dem Sie 
bald ſtehen werden, ein reumüthiges Bekenntniß 
Ihrer Schuld ablegen?“ Da faltete Tillair die Hände 
über der Bruſt zuſammen, ſah feſten Blicks auf das 
Crucifix und fagte unter Anrufung Goites und Chriſti 


mit deutlich vernehmbarer Stimme: „Ich ſterbe gerecht 


in dieſer Sache!“ Die „N. Gt. 3.““ bemerkt hierzu: 
Könnte man dies Wort auch vielleicht dahin auslegen, 
daß der Berurtheilte ſeinen Tod für einen gerechten, 
d. h. gerechtfertigten halte, und als habe er damit ſeine 
Schuld eingeſtehen wollen, ſo muß man doch bei der 
ganzen bisherigen Haltung Tillairs annehmen, daß er 
ausdrücken wollte, er ſtürbe in dieſer Sache als Ge- 
rechter und halte ſeine Ableugnung aufrecht. 
Rüdesheim, 21. Nov. Der Herbſtertrag mancher 
Weinberge im eigentlichen „Berg“ kommt heuer einem 
vollen Herbſt gleich, indem bisweilen aus dem Morgen 
ein ganzes Stück und noch etwas darüber geherbitet 
wird. Da, wo ſorgfältige Auslefen gehalten wurden, 
ein vorzügliches Product umſomehr zu erwarten, als 


im „Neuen“ hält immer noch an, nur find jetzt die 
Winzer zurückhaltender, da fie nach gewonnenem Moft- 
unterſuchungs⸗Reſultate immer noch ein Steigen der 
Preiſe vorausſehen wollen. 
n Warſchau, 26. Nopbr. Schon wieder hat ſich 
hier eine furchtbare Kataſtrophe zugetragen. Auf dem 
Platze zu den drei Kreuzen, woſelbſt ſich eine Anzahl 
größerer Keller befindet, gerieth geſtern Morgen einer 
dieſer Lagerräume in Brand. Das Feuer war nahezu 
gelöſcht, als der Brandmeiſter mit 7 Feuerwehrmännern, 
von denen einige brennende Naphtafackeln trugen, in 
einen anſtoßenden Keller eindrang. In dieſem Augen- 
blicke erfolgte eine Guferft heftige Exploſton, wo⸗ 
durch die acht Feuerwehrleute von der unteren Keller- 
thür an die obere geſchleudert und ſehr ſchwer, theil- 
weiſe lebensgefährlich verletzt wurden. Die Monturen 
all den Verwundeten fofort in Fetzen vom Leibe 
gefallen. , 


Gariiis-Radridien. 
©. London, 26. Nov. Der Dampfer „Newburgh⸗“ 
aus Leith ſcheiterte in der Nordſee auf einer Reiſe von 
Grangemouth nach Aarhuus. Von feiner 17 Perſonen 
ſtarken Mannſcgaft ertranken 16. 


Zuſchriften an die Redaction. 

Langefuhr, 24. Noobr, Einſender dieſes, welcher 
den Weg nach Langefuhr täglich zweimal benutzt, hat 
während des vergangenen Sommers öfters, und ſo 
auch heute Morgen die Bemerkung gemacht, daß einzelne 
Herren Offiziere unſerer Garniſon den zu beiden Seiten 
ber Allee für Fußgänger beſtimmten Weg als Reitweg 
benutzen. Es werden dadurch die Paſſanten der Allee, 
namentlich bei der augenblicklich vorherrſchenden naſſen 
Witterung häufig beläſtigt, indem durch das Kufſchlagen 
der Pferdehufen der Schmutz zu beiden Seiten empor- 
fprigt und nicht nur die Kleider der Paſſanten be- 
ſchmutzt werden, ſondern auch der Weg ruinirt wird. 
Dieſen Weg als Reitweg zu benutzen, iſt dem Publikum 
verboten, wie die am Ein- und Ausgange der Allee 
angebrachten Tafeln beſagen. 

: Ein Einwohner Langefuhrs. 


Standesamı. 
Dom 27. November. 

Geburten: Arb. Carl Herholz, S. — Arb. Carl 
Schwarz, S. — Maſchinenheijer Johann Ernſt Djanje- 
lowski, S. — Schmiedemeiſter Auguft Hillar, S. — 
Hilfsbahnwärter Hermann Götze, G. Königl. 
Garniſon-Bauinſpector Ernſt Neumann, T. — NReitau- 
rateur Michael Winter, S. — Arb. Rudolf Auguft 
Kirchwehm, S. — Kaufmann Emil Ernſt Brockmann, 
T. — Diener Karl Jaguſch, T. — Unehel.: 2 S., 1 T. 

Kufgebote: Arbeiter Albert Emil Guſtav Bautzka 
und Hulda Amalie Eiſermann, geb. Pott. Schuh- 
machergeſelle Otto Schellongowski und Wilhelmine 

uhr. Stellvertretender Briefträger Friedrich 
Paſternack hier und Marie Gieſe in Rudwangen. — 
Palak Ferdinand Glander und Martha Clifabeth 

aslak. 

Heirathen: Schneidergeſelle Friedrich Schulz und 
Friederike Helene Urheimer. — Arbeiter Theodor Adolf 
Birth und Bertha Wilhelmine Schröder. Arbeiter 
Friedrich fluguſt Kunitzki und Marie Schulz. 

Todesfälle: Wwe. Renate Goldſtein, geb, Bendix, 
73 J. — S. d. Arb. Peter Brillowski, 1 J. — Frau 
Anna Braun, geb. Knoch, 48 J. — T. d. Zuſchneiders 
Auguft Jagilski, 13 3. T. d. Händlers Robert 
Kollendt, 2 J. — Arb. Carl Grönke, 26 J. — Frau 
Juſtine Wilhelmine Knuth, geb. Zielke, 43 J. — 
Unehel.: 1 T. 


Sus Lie 
Neufahrwaſſer, 27. November, en: W. 
Singekommen: Transportdampfer „Eider 
Beſegelt: Eveline (SD.), Rasmuſſen, Riga leer. — 
Biene (GD:), Jantzen, Aarhus, Kleie. — Lotte (SD.), 
Witt, Neucaſtle, Getreide 
Nichts in Sicht. 


Nov. 


ſchwach, dies zur Steuer der Wahrheit.“ — „Nur 


mit Vögeln verziere, muß ich immer die Köpfe der 


e ganze „Berg“ froſtfrei geblieben. — Die Kaufluſt 


Börſen-Depeſchen der Danziger Zeitung. 


Berlin, 27. November. 
Ore. v. 26 
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Frankfurt, 27. Nopbr. (Abendbörſe.) Deſterr. Erebit- 
actien 25275, Franzoſen 2073/4, Lombarden 83½, unger. 
4% Bolbrente 83,90, Rufien von 1880 86,30. Tendenz: 
beſſer. R ; 

Wien, 27. November. (Ahendbörſe.) Defierr. Crebil- 
actien 304,60, Franzoſen 251,00, Combarden 99,25, Galizier 
209,50, ungar. 4% Goldrente 100,621/2. Tendenz: feſt. 

Baris, 27. Novbr. (Schlußcourſe.) Amortit. 3% Rente 
85,80, 3% Rente 82,75, ungar. 4% Goldrente 3848/1, 
Sranzoien 538,75. Lomvarden 220,00, Turnen 14,972, 
Kegypter 406,87. Tendenz: beifer. — Rohzucher 88% [ves 
36.00, weißer Zucker per laufenden Monat 38,30, ner 
Dez. 38,50, per Jan. -April 39,80. Tendenz: ruhig. 

Condon, 27. November, (Schußcourſe. Gry. Gonzseis 
9613/6, 4X preuß. Conſols 107, EX Ruſſen von 1871 
— 5% Ruñen von 1873 1005, Türken 14%, ungar⸗ 
4% Golbrente 83½, Kegypter 8014, Blabbiscont 4 . 
Tendenz: ſich beſſernd. Havannazuckher Nr. 12 1612 
Rüben rohzucker 13. Tendenz: ſtetig. 

Petersburg, 27. Novbr. Wechſel au London 8 2. 
97,50, 2. Orient-Anleihe 97, 3. Drient⸗Anleihe 967/. 


Rohzucker. hs 
Danzig, 27. Novbr. n von Otto Gerthe.) 
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0 der Pon Stärkehändler feſtgeſtellt) 
Kartoffelmehl 28,00 bis 29,00 + N 
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iy Bualität 27,00 bis 27,50 U, Rum-Gouleur 33,00 bis 
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(großſtück.) 43—44 JU, Halleſche und G 4 — . 
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Alles ber 2100 Kilo ab Bahn bei Partien von mindeſtens 
10000 Kilogramd. 


„ RVuiter 1 Reale, 1 5 brd 
erlin, 25. November. (Wochen-Bericht van Gebrüder 
gehn 0.) Butter. Die nape Zufuhr von 
friſcher, feiner Butter fand auch in dieler Berichts woche 
fa,lanken Abzug, reichte aber aus, den ſchwachen Conſum 
zu decken. Effectiver Mangel macht fic) nur in febler- 
freier, feinſter Waare geltend. Preiſe feſt. Beſte Sorten 
friiher Cane butter gefragter. 

Wir notiren alles per 50 em: Für feine und 


feinſte Sahnenbutter von tern a0 59 HE 
ten la. 100-110 Jil, lla. 90-99 JU, 
m 00 Landbutter; pommerſche 80—83 JUL, 


a. 80— R 
Nehbriicjer 80-85 Mt, ſchleſiſche 80-83 ML, oft- und 
ſſche 78 bis 80 G, Ziliiter 15-83 JUL, Elbinger 
7888 e . Heimische T8—83 AL, gallate 
Berlin, 25. Rovbr. (Driginalbericht von Karl Mahle 
AUIS. Det Bedarf in allen Aáfelorten tit Ichmadh. 1 


ilear. rlin. i 
50 Silo nen Schock, bei 2 Schock Abzug per Kiſte 


bis 3, 
(24 Schoch). 


Belt 110 Berlin, Otto a. Berlin 
eſtphal a. Berlin, ; , 
ofel de Berlin. Dr. Kerſten a. Schlochau, Land- 
rathsamtsverwalter Dr. Scheffer a. Bromberg, Reg. Rath. 
Frau Ritter 1 Theden a. Neſtempohl, Major 
Kunze a. Gr. Böhlkau, Borrmann a. Gr. Baglau, 
Zierold a. Joſephshof, Lieutenant Modrow g. Alt- 
Balleihken, Riliergutsbefiber. Frl. Timme a. Reftem- 
pohl, Stock a. Stocksmühle, Gutsbeſitzer. Scharffenberg 
a. Schwedt a.) J., Berl.-Inipector. Schottler nebſt Ge- 
mahlın a, Lappin, Fabrikbeſitzer. Brad tina a. Halber⸗ 
ftadt, Rager a. Hamburg, Hilbert a, Lockwitz, Sackheim 
a. Dünaburg, Meile a Halle, Frick a. Berlin, Grunwald 
a. Berlin, Kreuder a. Barmen, Löwenthal a. Frankfurt, 
Stäbe a. St. Imier, Börner a. Berlin, Jacobi aus 
Mainz, Groh a. Berlin, Kaufleute. 

erantwortliche Nedacteure: für den politiſchen Theil und bere 
mischt. Nachrichten Dr. B. Fe — das Feuilleton und Literarifches 
$. Röckner, — den lokalen und provinziellen, Handels-, Maxine⸗Theil und 
den übrigen redactionellen Inhalt: A. Klein, — für den Inſeratentheils 
A. W. Kafemann, ſämmtlich in Danzig. 
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Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden deutſcher 

Kaiſer, König von Preußen etc. 

verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter 
Zuſtimmung des Bundesraths und des Reichstags, 
was folgt: E os gel (4 

I. Umfang und Gegenfiand der Verſicherung. 

§ 1. Gegen die Grwerbsunfähigkeit, welche in Folge 
von Alter, Krankheit oder von nicht durch reichsgeſetz⸗ 
liche Unfallverſicherung gedeckten Unfällen eintritt, werden 
wom vollendeten ſechzehnten Lebensjahre ab nach Maf- 
gabe der nachfolgenden Beſtimmungen verſichert: 

a. Perſonen, welche als Arbeiter, Gehilfen, Ge- 
ſellen, Lehrlinge oder Dienftboten gegen Lohn oder 
Gehalt beſchäftigt werden; 

b. Betriebsbeamte, ſowie Hanblungsgehilfen und 
Lehrlinge (einſchließlich der in Apotheken beſchäftigten 
Gehilfen und Lehrlinge), welche Lohn oder Gehalt 
beziehen, deren regelmäßiger Jahresarbeitsverdienſt 
an Lohn oder Gehalt aber 2000 Mark nicht über- 
ſteigt, ſowie 

e. die gegen Lohn oder Gehalt beſchäftigten Per- 
fonen der Schiffsbeſatzung deutſcher Seefahrzeuge 
(8 2 des Geſetzes vom 13. Juli 1887, Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 329) und von Fahrzeugen der Binnenſchiffahrt. 
Die Führung der Reichsflagge auf Grund der gemäß 
Artikel II. § 7 Abſatz 1 des Geſetzes vom 15. März 
1888 (Reichs-Geſetzbl. S. 71) ertheilten Ermächtigung 
ma das Schiff nicht zu einem deutſchen Geefahrzeuge 
im Ginne dieſes Gejehes. 

erſonen, welche berufsmäßig einzelne perſönliche 

Dienſtleiſtungen bei wechſelnden Arbeitgebern über- 
ey gelten nicht als Arbeiter im Ginne dieſes Ge- 
ſetzes. 

Durch ree des Bundesraths kann die Be- 
ſtimmung des Abſatzes 1 auch auf die im Abſatz 2 be- 
zeichneten Perſonen, auf Betriebsunternehmer, welche 
nicht regelmäßig wenigſtens einen Lohnarbeiter be- 
ſchäftigen, ſowie ohne erben auf die Zahl der von 
ihnen beſchäftigten Lohnarbeiter auf ſolche ſelbſtändige 
Gewerbetreibende erſtreckt werden, welche in eigenen 
Betriebsſtätten im lt der und für Rechnung anderer 
Gewerbetreibenden mit der Herſtellung oder Bear beitung 
gewerblicher Erzeugniſſe beſchäftigt werden (Faus⸗ 
O) und zwar auf letztere auch dann, 
wenn fie die Roh- und Kilfsſtoffe ſelbſt beſchaffen, und 
auch für die Zeit, während welcher ſie vorübergehend 
für eigene Rechnung arbeiten. 

Durch Beſchluß des Bundesraths kann ferner be- 
ſtimmt werden, daß und inwieweit nen für 


welche die im Abſatz 2 aten Der onen Dienſte 


verrichten, ſowie Gewerbetreibende, in deren Auftrag 
und für deren Rechnung vom Kausgewerbetreibenden 
tan 3) gearbeitet wird, gehalten fein follen, rück⸗ 
ſichtlich dieſer Perſonen, beziehungsweiſe der Kaus⸗ 
gewerbetreibenden und ihrer Gehilfen, Geſellen und 
Lehrlinge, die in dieſem Geſetze den Arbeitgebern auf- 
erlegten Verpflichtungen zu erfüllen. 

§ 2. Als Lohn oder Gehalt gelten auch Tantiemen 
und Naturalbezüge. Der Werth der letzteren wird nach 

Durchſchnittspreiſen in Anſatz gebracht; dieſelben werden 
von der unteren Verwaltungsbehörde feſtgeſetzt. 

Eine Beſchäftigung, für welche als Entgelt nur freier 

Unterhalt gewährt wird, gilt im Sinne dieſes Geſetzes 
micht als eine die Verſicherungspflicht begründende Be- 
ſchäftigung. 
Durch Beſchluß des Bundesraths wird bejtimmt, 
inwieweit vorübergehende Dienſtleiſtungen als Be- 
ſchäftigung im Ginne dieſes Geſetzes nicht anzuſehen ſind. 
_§ 3 Auf Beamte des Reiches und der Bundes- 
staaten, auf die mit Penſions berechtigung angeſtellten 
Beamten von Communalverbänden, ſowie auf Perſonen 
des Goldatenftanbes, welche dienſtlich als Arbeiter be- 
ſchäftigt werden, finden die Beſtimmungen des 8 1 
keine Anwendung. 

Daſſelbe gilt von ſolchen Perſonen, welche vom Reich, 
von einem Bundesſtaate oder einem Communalver bande 
Benfionen oder Wartegelder im Köchſtbetrage der 
Invalidenrente beziehen oder welchen auf Grund der 
reichsgeſetzlichen Beſtimmungen über Unfallverſicherung 
der Bezug einer jährlichen Rente von mindeſtens dem- 
ſelben Betrage zuſteht. 

§ 4. Andere als die unter § 3 erwähnten Perſonen, 
welche in Betrieben des Reichs, eines Bundesſtaates 
oder eines Communalverbandes beſchäftigt werden, 
genügen der geſetzlichen Verſicherungspflicht durch Be- 
theilioung an einer für den betreffenden Betrieb be- 
ſtehenden beſonderen Einrichtung, durch welche ihnen 
eine den reichsgeſetzlich vorgeſehenen Leiſtungen gleich- 
werthige Fürſorge geſichert iſt, ſofern bei der betreffen- 
den Einrichtung folgende Vorausſetzungen zutreffen: 

„a Die Beiträge der Verſicherten dürfen, ſoweit fie 

für die Alters- und Invaliditätsverſicherung in Höhe 

des reichsgeſetzlichen Anſpruchs entrichtet werden, 
den dritten Theil des für den letzteren rechnungs⸗ 
mäßig erforderlichen Bedarfs, ſowie die Kälfte der 

Verwalungskoſten und der Rücklagen zum Neſerve⸗ 

fonds nicht überſteigen. 

b. Diejenige Zeit, während welcher die bei ſolchen 
Einrichtungen betheiligten Perſonen vor dem Eintritt 
ihrer Betheiligung eine nach § 1 die Verſicherungs⸗ 
pflicht begründende anderweite Beſchäftigung aus- 
geübt haben, iſt denſelben bei Berechnung der Marte- 

. at in Anrechnung zu bringen. Daſſelbe gilt für bie 
emeſſung der Höhe der Rente, inſoweit dieſe den 
nach § 19 zu bemeſſenden Betrag nicht überſteigt. 

e. Ueber den Anſpruch der einzelnen Betheiligten 
auf Gewährung von Alters- und Invalidenrente 
muß ein ſchiedsgerichtliches Verfahren unter Mit- 
wirkung von Vertretern der Verſicherten zugelaſſen ſein. 
Der Bunbesrath beſtimmt, welche Einrichtungen 

Penſions-, Alters-, Invalidenkaſſen) den vorſtehenden 
Anforderungen entſprechen. den vom Bundes rath an- 
erkannten Einrichtungen dieſer Art wird ein Drititheil 
er von ihnen zu gewährenden Alters- und Invaliden- 
renten, ſoweit fie den Betrag der reichsgeſetzlich zu 
zahlenden Renten nicht überſteigen, aus Reichsmittein 
vergütet. (§ 14.) 

Denjenigen Perſonen, welche aus der die Betheilqung 

ei ſolchen Einrichtungen begründenden Beſchäftigung 
aueiceiben und in eine andere, die Verſicher ungspflicht 
me S 1 bedingende Beſchäftigung übertreten, iſt bei 
; erehnung der alters- und Invalidenrente die Dauer 
rer Betheiligung bei ſolchen Einrichtungen in Anrech⸗ 

abe zu bringen. Für die Dauer dieſer Betheiligung 
A en die beireffenden Einrichtungen die Rente antheilig 
ſhnalbernehmen. Umgekehrt ſind denſelben die von 
ee zu gewährenden Renten, ſoweit diefe den Betrag 
tion ioe geſetzlich vorgeſehenen Renten nicht überſteigen, 

en auf Grund dieſes Geſetzes errichteten Ber- 
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während welcher die Rentenempfänger bei den letzteren 
betheiligt waren. 


8 5. Durch Beſchluß des Bundesraths kann beftimmt 


werden, daß und inwieweit die Beſtimmungen des § 3 
Abja 1 auf Beamte, welche von anderen öffentlichen 
Verbänden oder Körperſchaften mit Penſionsberechti⸗ 
gung angeſtellt find, ſowie die Beſtimmungen des § 4 
auf Mitglieder anderer Einrichtungen, welche die Alters- 
und Invalidenverſorgung zum Gegenſtand haben, An- 
wendung finden follen. 

§ 6. Denjenigen Perſonen, welche aus der Berfiche- 
rungspflicht ausſcheiden, bleibt die aus dem bisherigen 
Verſicherungsverhältniſſe ſich ergebende Anwartſchaft auf 
Fürſorge für Alter und Erwerbsunfähigkeit in dem 
in den SS 10 bis 23 feſtgeſetzten Umfange vorbehalten. 

Dies gilt jedoch nur für den Zeitraum von je fünf 
Kalenderjahren, einſchließlich desjenigen Kalenderjahres, 
in welchem zuletzt Berficjerungs - Beiträge entrichtet 
worden ſind. Nach Ablauf dieſes Zeitraumes ſind die 
durch das bisherige Verſicherungsverhältniß begründeten 
Anſprüche erloſchen. 

§ 7. Gegenſtand der Verſicherung iſt der Anſpruch 
auf Gewährung einer Alters- beziehungsweiſe Inva⸗ 
lidenrente. 

Altersrente erhält, ohne daß es des Nachweiſes der 
Erwerbsunfähigkeit bedarf, derjenige Berficherte, welcher 
das 70. Lebensjahr vollendet hat. 

Invalidenrente erhält ohne Rückſicht auf das Cebens- 
alter derjenige Verſicherte, welcher nachweislich dauernd 
erwerbsunfähig iſt. : 

Als erwerbsunfähig gilt derjenige, welcher in Folge 
ſeines körperlichen oder geiſtigen Zuſtandes nicht im 
Stande iſt, durch die gewöhnlichen Arbeiten, welche 
ſeine bisherige Berufsthätigkeit mit ſich bringt, oder 
durch andere, feinen Kräften und Fähigkeiten ent- 
ſprechende Arbeiten den Mindeſtbetrag der Invaliden 
rente zu erwerben. 

8 8. Durch ſtatutariſche Beſtimmung einer Gemeinde 
für ihren Bezirk oder eines weiteren Communalver- 
verbandes für abt Bezirk oder Theile deſſelben 
kann, ſofern daſelbſt nach Herkommen der Lohn von 
Arbeitern ganz oder zum Theil in Form von Natural- 
leiſtungen gewährt wird, beſtimmt werden, daß die 
Rente der in dieſem Bezirk wohnenden Rentenempfänger 
bis zu drei Bierthetlen ihres Betrages ebenfalls in 
Form von Naturalleiſtungen zu gewähren iſt. Auf die 
Feſtſetzung des Werthes der letzteren findet § 2 Kbſatz 1 
entſprechende Anwendung. Die ſtatutariſche Beſtimmung 


bedarf der Genehmigung der höheren Verwaltungs: 
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olchen Perfonen, welchen wegen gewohnheitsmäßiger 
Trunkſucht nach Anordnung der zuftändigen Behörde 
geiſtige Getränke in öffentlichen Schankſtätten nicht 
verabfolgt werden dürfen, iſt die Rente in derjenigen 
Gemeinde, für deren Bezirk eine ſolche Anordnung ge- 
troffen worden iſt, auch ohne daß die Vorausſetzungen 
des Abſatzes 1 vorliegen, ihrem vollen Betrage nach in 
Naturalleiſtungen zu gewähren. 

In den vorſtehend bezeichneten Fällen geht der An- 
ſpruch auf die Rente zu demjenigen Betrage, in welchem 
Naturalleiſtungen zu gewähren find, auf den Communal- 
verband, für deſſen Bezirk eine ſolche Beſtimmung ge- 
troffen iſt, über, wogegen dieſem die Leiſtung der 
Naturalien obliegt. Der Communalverband hat dem 
Bezugsberechtigten hiervon Mittheilung zu machen. 
Derſelbe iſt berechtigt, binnen zwei Wochen nach der 
Zuſtellung dieſer Mittheilung die Entſcheidung der Com⸗ 
munalaufſichtsbehörde anzurufen; die Entſcheidung der 
letzteren iſt endgiltig. Auf demſelben Wege werden 
alle übrigen Streitigkeiten entſchieden, welche aus der 
Anwendung dieſer Beſtimmungen zwiſchen dem Bezugs- 
berechtigten und dem Communalverbande entſtehen. 

Sobald der Uebergang des Anſpruchs auf Rente end- 
giltig feſtſteht, hat auf Antrag des Communalverbandes 
der Vorſtand der Verſicherungsanſtalt die Poftver- 
waltung hiervon rechtzeitig in Kenntniß zu ſetzen. 

§ 9. Iſt der Berechtigte ein Ausländer, jo kann er 
mit een dreifachen Betrage der Jahresrente abgefunden 
werden. 

Der Anſpruch auf Rente ruht, fo lange der Berechtigte 
nicht im Inlande wohnt, eine Freiheitsſtrafe verbüßt, 
oder ſo lange er in einem Arbeitshauſe oder in einer 
Beſſerungsanſtalt untergebracht iſt. 5 

$ 10. Zur Erlangung eines Anſpruchs auf Alters- 
oder Invalidenrente iſt, abgeſehen von dem nach § 7 
beizubringenden Nachweiſe des geſetzlich vorgeſehenen 
erlich beziehungsweiſe der Erwerbsunfähigkeit erfor- 

erlich: 

a. die Zurücklegung der vorgeſchriebenen Wartezeit 

(SS 12 und 13); 

b. die Leiſtung von Beiträgen (SS 14—17). 

§ 11. Ein Anſpruch auf Invalidenrente ſteht den- 
jenigen Verſicherten nicht zu, welche erweislich die Er⸗ 
werbsunfähigkeit ſich vorſätzlich oder bei Begehung 
eines Verbrechens oder vorſätzlichen Vergehens zuge- 
zogen haben. 

§ 12. Die Wartezeit (§ 10) beträgt: 

1. bei der Altersrente 30 Beitragsjahre (§ 13), 
2. bei der Invalidenrente 5 Beitragsjahre. 

Solchen Perſonen, welche vor Ablauf der Wartezeit 
erwerbsunfähig werden, kann auf ihren Antrag mit 
Zuſtimmung des Staatscommiſſars ($ 51) aus Billig- 
keitsgründen eine Rente bis zur Hälfte des Mindeſt⸗ 
betrages ihrer Invalidenrente gewährt werden, ſofern 
ſie die geſetzlichen Beiträge während mindeſtens eines 
Beitragsjahres geleiſtet haben. Eine ſolche Bewilligung 
iſt jedoch unſtatthaft, wenn der Erwerbsunfähige erſt 
zu einer Zeit, in welcher ſeine Erwerbsfähigkeit bereits 
beſchränkt war, in eine die Verſicherungspflicht begrün- 
dende Beſchäftigung eingetreten iſt, und Thatſachen vor- 
liegen, welche die Annahme rechtfertigen, daß dies in 
der Abſicht geſchehen iſt, um den Anſpruch auf Rente 
zu erwerben. ; 

§ 13. Bei Berechnung der Wartezeit gelten als Bet- 
tragsjahr (S 12) 47 volle Beitragswochen (§§ 14, 88). 
Hierbei werden die Beitragswochen, auch wenn fie in 
verſchiedene Kalenderjahre fallen, bis zur Erfüllung 
des Beitragsjahres zuſammengerechnet. 

Solchen Perſonen, welche, nachdem fie eine regel- 
mäßige, die Verſicherungspflicht begründende Beſchäf⸗ 
tigung begonnen hatten, wegen beſcheinigter, mit Er- 
werbsunfähigkeit verbundener Krankheit für die Dauer 
von fieben oder mehr aufeinander folgenden Tagen 
verhindert geweſen find, dieſe Beſchäftigung auszu- 
üben, oder behufs Erfüllung der Militärpflicht in 
Friedens-, Mobilmachungs- oder Kriegszeiten zum 
Heere oder zur Flotte eingezogen geweſen ſind, oder in 
Mobilmachungs- oder Kriegszeiten freiwillig militäriſche 
Dienftleiftungen verrichtet haben, werden dieſe Zeiten, 


ſoweit es ſich um die Erfüllung der Wartezeit handelt, 
als Beitragszeiten in Anrechnung gebracht. 

Die Dauer einer Krankheit iſt nicht als a 
in Anrechnung zu bringen, wenn der Betheiligte ſich 
die Krankheik vorſätlich oder durch ſchuldhafte Be- 
iheiligung bei Schlägereien oder Raufhändeln, durch 
Zrunhfálligheit oder geſchlechtliche Ausſchweifungen zu- 
gezogen hat. 

8 14. Die Mittel zur Gewährung der Alters- und 
Invalidenrenten werden vom Reich, von den Arbeit. 
gebern und von den Verſicherten zu je einem Drittel 
aufgebracht. 

Die Aufbringung erfolgt feitens des Reichs durch 
Uebernahme von einem drittel derjenigen Geſammt⸗ 
beträge, welche an Renten in jedem Jahre thatſächlich 
u zahlen find, ſeitens der Arbeitgeber und der Ber- 
fielen durch laufende Beiträge. Die Beiträge ſind 
vom Arbeitgeber für jede Kalenderwoche la entrichten, 
in welcher der Derfidjerte eine die Verſicherung be- 
gründende Beſchäftigung ausgeübt hat (Beitragswoche). 

§ 15. Die Höhe der für die Beitragswoche zu ent- 
richtenden Beiträge iſt derart im voraus feſtzuſtellen, 
daß durch die Beiträge bie Verwaltungskoſten, die er- 
forderlichen Rücklagen zum Reſervefonds und zwei 
Drittel des Kapitalwerths der der Vexſicherungsanſtalt 
durch Renten vorausſichtlich erwachſenden Belaſtung 
gedeckt werden. y 

Die Feſtſtellung der Beiträge erfolgt in Theilbetragen 
von Jahreslöhnen, welche unter Zugrundelegung des 
dreihundertfachen Betrages der gemäß $ 8 des Kranken- 
verſicherungsgeſehes vom 15. Juni 1 (Reichsgeſetz⸗ 
blatt S. 73) feſtgeſetzten ortsüblichen Tagelöhne ge- 
wöhnlicher erwachſener männlicher Tagearbeiter er- 
mittelt werden. 

8 16. Die ſämmtlichen Ortſchaften des deutſchen Reiches 
werden nach der Hohe des für fie feltgejehten Jorts- 
üblichen Tagelohns gewöhnlicher erwachſener männlicher 
Tagearbeiter (§ 15) in 5 Ortshlaffen eingetheilt. Jede 
Orisklaſſe umfaßt diejenigen Ortſchaften, in welchen 
dieſer Tagelohn innerhalb der nachſtehend aufgeführten 
Grenzen liegt, nämlich in 

Ortsklaſſe I. bis zu 1,00 Mark 
„ ͤ II. über 1,00 bis 1,40 Mark, 
ae III. a 1,40 


e 
e, „ „ 2,20 Dark. 
Als Jahreslöhne kommen in den einzelnen Klaſſen in 
Anrechnung: 
in Ortshklaſſe 11 Bee Betrag von 300 Mark, 
y rr a espe PIRATED SCI BEBE TI I 
7 N ae 7, III. ” 4. „ 500 . in 
” 7 IV. ” 7. ” 600 7. 
or oe V. of or or 700 ” 


$ 17. Die Beiträge werden für männliche und weib- 
liche verſicherte Perſonen beſonders, im übrigen für 
alle in der Verſicherungsanſtalt verficherten Perſonen 
in 59 9 Theilbeträgen des Jahreslohns feſtgeſtellt. 
Dabei können die Beiträge für einzelne Berufszweige 
verſchieden bemeſſen werden (§ 85 Abſ. 1). 

8 18. Die Renten werden für Kalenderjahre, und 
war in Theilbeträgen des Jahreslohnes ($ 16) der- 
pes Ortsklaſſe berechnet, in welcher die Ber- 
ſicherungsbeiträge für den Empfangs berechtigten ent- 
richtet ſind. 0 

Ginb für einen Verſicherten Beiträge in verſchiedenen 
Ortsklaſſen gezahlt, fo wird der Berechnung der Rente 
der Durchſchnitt der Jahreslöhne, nach welchem die 
Beiträge entrichtet ſind, zu Grunde gelegt. Dieſer 
Durchſchnitt wird in der Weiſe ermittelt, daß für jede 
Beitragswoche der Jahreslohn, nach welchem in der- 
ſelben Beiträge entrichtet wurden, in Anſatz gebracht 
und die hieraus ſich ergebende Summe mit der Zahl 
der Beitragswochen getheilt wird. Bruchtheile des 
Durchſchnitts werden auf ganze Zahlen nach oben ab- 
gerundet. o 

8 19, Die Imvalidenrente für männliche Perfonen 
beträgt jährlich vierundzwanzig Hundertſtel des Jahres- 
lohnes, welcher nach § 18 der Berechnung zu Grunde 
u legen iſt. Vom Ablauf der Wartezeit (§ 12 Abſatz 1 

iffer 2) ab ſteigt die Invalidenrente mit jedem 
vollendeten Kalenderjahre um einen weiteren Theil- 
betrag des vorſtehend bezeichneten Jahreslohnes, und 
zwar in den nächlifolgenden 15 Kalenderjahren um je 
vier Tauſendſtel, in den dann folgenden 20 Kalender. 
jahren um je ſechs Tauſendſtel, von da ab um je acht 
Zaufendftel bis zum Höchſtbetrage von jährlich fünfzig 
Hundertſtel des betreffenden Jahreslohnes. Das 
Kalenderjahr, in welchem die Wartezeit vollendet wird, 
kommt für die Steigerung des Nenkenanſpruches nicht 
in Anrechnung. A 

Die Altersrente für männliche Perſonen beträgt 
jährlich vierundzwanzig Kundertſtel des Jahreslohnes. 
Die Altersrente kommt in Fortfall, ſobald dem 
Empfänger Invalidenrente gewährt wird. y 

Weibliche Perſonen erhalten als Renten zwei Drittel 
der Renten männlicher Perſonen. 5 

Die Renten ſind in monarlichen Theilbeträgen im 
voraus zu zahlen. Dieſelben ſind auf volle fünf Pfennig 
für den Monat nach oben abzurunden. 

8 20. Die Altersrente beginnt mit dem erſten Tage 
des 71. Lebensjahres, die Invalidenrente mit dem 
Tage, an welchem der Berluft der Erwerbsfähigkeit 
eingetreten iſt. Als dieſer Zeitpunkt gilt, ſofern nicht 
ein ſpäterer in der Entſcheidung über die Invalidi- 
ſirung feſtgeſtellt wird, der Tag, an welchem der An⸗ 
trag auf Bewilligung einer Invalidenrente bei der 
unteren Verwaltungsbehörde geſtellt worden tft (§ 63). 

$ 21. Ein Anſpruch auf die volle Rente befteht, unbe- 
ſchadet der Vorſchrift bes § 6 Abſatz 2, nur, ſofern bei 
dem Eintritt in eine die Verſicherungspflicht begrün⸗ 
dende Beſchäftigung bis zum Ablauf des 70. Cebens- 
jahres besiehungsweife bis zum Eintritt der Erwerbs- 
unfähigkeit in jedem Kalenderjahre Beiträge für min- 
deſtens 47 Beitragswochen geleiſtet find. 

Denjenigen Perſonen, für welche im Laufe eines 
Kalenderjahres Beiträge für weniger als 47 Beitrags- 
wochen oder gar keine Beiträge geleiſtet ſind, iſt die 
Rente bei ihrer Feſtſtellung zu ermäßigen. Die Er⸗ 
mäßigung erfolgt um das Einundeinhalbfache des- 
jenigen Rentenbetrages, welcher der Summe der aus- 
gefallenen Beiträge unter Kinzurechnung der Zinſen und 
Zinſeszinſen entſpricht. den Zinsfuß beſtimmt der 
Bundesrath. Hierbei werden die Beiträge derjenigen 
Verſicherungsanſtalt und Ortsklaſſe zu Grunde gelegt, 
für welche die letzten Beiträge vor dem Ausfall ent- 
richtet ſind, und wenn bei derſelben verſchiedene Bei⸗ 
iragsfábe für einzelne Berufszweige erhoben werden, 
die Beitragsſätze für denjenigen Berufszweig, welchem 
der Verſicherte zuletzt angehört hat. Die für die vor ⸗ 


Entwurf eines Geſ etzes betr. die alters- und Invaliditätsverſicherung. 


ſtehenden Rechnungen erforderlichen Tewife werden vom 
Reichsverſicherungsamt aufgeſtellt. ER 

22. Die im § 21 vorgefehene Ermäßigung der 
Rente unterbleibt, ſoweit der Ausfall nach Beginn 
einer regelmäßigen, die Verſicherungspflicht begründen. 
den Beſchäftigung durch Erfüllung der Militärpflicht 
in Friedens-, Mobilmachungs oder Kriegszeiten oder 
durch freiwillige milftäriſche Dienſtleiſtungen in Mobil- 
machungs- oder Kriegszeiten, oder dur beſcheinigte 
mit Erwerbsunfähigkeit verbundene Krankheiten ver⸗ 
urfacht worden iſt. Auf die im § 13 Abja 3 bezeich⸗ 
neten Krankheiten findet dieſe Beſtimmung keine An- 
wendung. z 

Denjenigen Betrag, um welchen die Rente wegen des 
Ausfalls durch Erfüllung der Militärpflicht oder durch 
freiwillige militäriſche Dienſtleiſtungen rechnungsmäßig 
würde ermäßigt werden müſſen, übernimmt das Reich. 
Der Ausfall an Beiträgen in Folge von Krankheiten 
iſt bei Berechnung der Höhe der Beiträge in Betracht zu 
iehen. 5 
i Die Ermäßigung der Rente unterbleibt ferner, ſoweit 
der Ausfall Gy Beiträgen anderweit gedeckt wird. 
Letzteres geſchieht: 

1 a) 2 Wenn e der in anderen Jahren für 

mehr als je 47 Beitragswochen geleiſteten Beiträge; 

p) durch freiwillige Beibringung von Marken nach 
Maßgabe der SS 94 ff. E 
§ 23. Die Beſcheinigung einer auf die Wartezeit an- 
urechnenden und von der Entrichtung von Beiträgen 
efreienden Krankheit erfolgt durch den Vorſtand der⸗ 
jenigen Krankenkaſſe beziehungsweise durch die Der- 
waltung der Gemeindehrankenverfidjerung, welcher der 
Derficherte, um feiner geſetzlichen oder ſtatutariſchen 
Krankenverſicherungspflicht ie genügen, angehört, für 
diejenige Zeit aber, welche über die Dauer der von den 
betreffenden Krankenkaſſen beziehungsweiſe der Ge- 
meindekrankenverſicherung zu gewäßrenden Kranken- 
unterſtützung hinausreicht, ſowie für diejenigen Per- 
ſonen, welche der Krankenverſicherungspflicht nicht 
unterliegen, durch die Gemeindebehörde. Die Kaffen- 
vorſtände, Verwaltungen von Gemeindehrankenver- 
Pee und Gemeindebehörden ſind verpflichtet, dieſe 
eſcheiniguugen nach Beibringung ärztlicher Zeugniſſe 
auszuſtellen, und können hierzu von der Kufſichts⸗ 
behörde durch Geldſtrafe bis zu einhundert Mark an- 
gehalten werden. 

Was vorſtehend für die Gemeindekrankenverſicherung 
beſtimmt iſt, gilt in gleicher Weiſe für landesrechtlich 
Einrichtungen e A e 

Der Nachweis gel a AH 


§ 24 Tritt in den Derhä € 
einer Invalidenrente eine Veränderung ein, welche ihn 
nicht mehr als dauernd erwerbsunfähig (87) erſcheinen 
läßt, ſo 
der Runte vorgeſchriebenen Verfahren die Rente ent- 
zogen werden. \ 

Die Entziehung der Rente tritt von dem Tage ab in 
sende eh 1910 Mae der ne ee aus- 

rechende Beſcheid zugeſtellt worden iſt. 
E Wird die Rente von neuem bewilligt, ſo iſt die Zeit 
des früheren Rentenbezuges dem Verſicherten ebenſo 
wie eine beſcheinigte Krankheitszeit (5 22) anzurechnen. 

8 25. Der nach Maßgabe dieſes Geſetzes erworbene 
Anſpruch auf Rente ruht: 

1) für diejenigen Perſonen, welche auf Grund der 
reichsgeſetzlichen Beſtimmungen über Unfallver- 
ſicherung eine Rente beziehen, fo lange und jo weit 
die Unfallrente unter Kinzurechnung der dieſen Per- 
ſonen nach dem gegenwärtigen Geſetze zuge- 
ſprochenen Rente den Köchſtbetrag der Invaliden 
rente überſteigt; i 

2) für die in den §§ 3 und 5 bezeichneten Be- 
amten und Perſonen des Goldatenſtandes, ſo lange 
und fo weit die denſelben gewährten Penfionen oder 
Martegelber unter Kinzurechnung der ihnen nach 
dem gegenwärtigen Geſetze zugeſprochenen Rente den 
Höchſtbetrag der Invalidenrente überſteigen. 
§ 26. Die Verpflichtung der Gemeinden und Armen- 

verbände, ſowie ſonſtige geſetzliche, ſtatutariſche oder 
auf Vertrag beruhende Verpflichtungen zur Fürſorge 
für alte, kranke, erwerbsunfähige oder hilfsbedürftige 
Perſonen werden durch dieſes Geſetz nicht berührt. 
Soweit von Gemeinden oder Kemenverbänden an 
hilfsbedürftige Perſonen Unterſtützungen für einen 
Zeitraum geleiftet find, für welchen dieſen Perſonen 
ein Anſpruch auf Alters- oder Invalidenrente zuſtand, 
geht dieſer Anſpruch im Betrage der geleiſteten Unter⸗ 
ſtützung auf die Gemeinde oder den Armenverband 
über. Das Gleiche gilt für Betriebsunternehmer und 
Kaſſen, welche die den Gemeinden oder Armenver- 
bänden obliegende Verpflichtung zur Unterſtützung 
Hllfsbedürftiger auf Grund geſetzlicher Vorſchrift er- 


üllt haben. 
ig Knappſchaftskaſſen, Geemanns- 


27. Fabrikkaſſen, , 
aten und nal gewerbliche, d fen ri 
eneinrich- 


oder ähnliche Unternehmungen beſtehende Sajje 
tungen, weiche ihren nach den Beſtimmungen dieſes Ge- 
ſetzes verſicherten Mitgliedern für den Fall des Alters 
oder der Grwerbsunfähigkeit Renten oder Kapitalien 
gewähren, find berechtigt, dieſe Unterſtützungen für 
ſolche Perſonen, welche auf Grund biejes Geſetzes einen 
Anſpruch auf Alters- oder Invalidenrente haben, um 
den Werth der letzteren oder zu einem geringeren Be- 
trage zu ermäßigen, ſofern gleichzeitig die Beiträge der 
Betriebsunternehmer und Kaſſenmitglieder oder im 
Falle der Zuſtimmung der Betriebsunternehmer 
wenigſtens diejenigen der Kaſſenmitglieder in ent- 
ſprechendem Verhältniſſe herabgemindert werden. Auf 
ſtatutenmäßige Kaſſenleiſtungen, welche vor dem be- 
ireffenden Beſchluſſe der zuſtändigen Organe, oder vor 
dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes aus der Kaſſe be- 
willigt worden ſind, erſtreckt ſich die Ermäßigung nicht. 

Die hierzu erforderliche Abänderung der Gtatuten 
bedarf der Genehmigung der zuftändigen Landesbehörde. 
Die letztere iſt befugt, eine entſprechende Abänderung 
der Statuten ihrerſeits mit rechisgiltiger Wirkung vor- 
zunehmen, ſofern die zu den erwähnten Kaſſen⸗ 
einrichtungen beitragenden Betriebsunternehmer oder 
die Mehrheit der Kaſſenmitglieder die Abänderung be- 
antragt haben, die letztere aber von den zuſtändigen 
Organen der Kaſſe abgelehnt worden iſt. 

Der Ermäßigung der Beiträge bedarf es nicht, ſofern 
die durch die Kerabminderung der Unterſtützungen er⸗ 
ſparten Beträge zu anderen Wohlfahrtseinrichtungen 
für Betriebs beamte, Arbeiter oder deren Hinterbliebene 
verwendet werden ſollen und dieſe anderweite Der- 
wendung durch das Statut geregelt und von der Auf- 
ſichtsbehörde genehmigt wird. : 

$ 28. Inſoweit den nach Maßgabe dieſes Geſetzes 


\ 


zum Bezuge von Invalidenrente berechtigten Perſonen 
ein Anſpruch auf Erſatz des ihnen durch die Invalidität 
entſtandenen Schadens gegen dritte zuſteht, geht der- 
felbe auf die Verſicherungsanſtalt inſoweit über, als die 
letztere jur Gewährung einer Rente verpflichtet iſt. 

§ 29. Die Rente kann mit rechtlicher Wirkung 
weder verpfändet noch übertragen, noch für 
andere als die im § 749 Abſatz 4 der Civilprozeß⸗ 
ordnung bezeichneten Forderungen der Ehefrau und 
ehelichen Kinde; und die des erfatzberechtigten Armen- 
verbandes gepfändet werden. 

II. Organiſation. 

8 30. Die Alters- und Invaliditäts verſicherung er- 
folgt durch Berficherungsanftalten, welche nach Beſtim⸗ 
mung der Landes-Regierungen für weitere Communal- 
verbände ihres Gebiets oder für das Gebiet des 
Bundesſtaates errichtet werden. 

Auch kann für mehrere Bundesſtaaten oder Gebiets- 
theile derſelben, ſowie für mehrere weitere Communal- 
verbände eines Bundesſtaates eine gemeinſame Ver- 
ſicherungsanſtalt errichtet werden. 

In der Verſicherungsanſtalt find alle unter § 1 
fallenden Perſonen verſichert, deren Beſchäftigungsort 
im Bezirk der Verſicherungsanſtalt liegt. Als Be- 
Pente da gilt, ſoweit die Beſchäftigung in einem 

etriebe ſtattfindet, der Sitz des Betriebes, im übrigen 
der Wohnſitz des Arbeitgebers, oder wenn derſelbe 
einen mehrfachen oder keinen Wohnſitz im Inlande hat, 
ſein Aufenthaltsort. 

‘§ 31. Die Errichtung der Verſicherungsanſtalten 
unterliegt der Genehmigung des Bundesraths. Soweit 
die Genehmigung nicht ertheilt wird, kann der 
Bundesrath nach Anhörung der betheiligten Landes- 
regierungen die Errichtung von Verſicherungsanſtalten 
anorbnen. 

§ 32. Der Sitz der Verſicherungsanſtalt wird durch 
die Landesregierung beſtimmt. 

oft die Verſicherungsanſtalt für mehrere Bundes- 
ſtaaten oder Gebietstheile derſelben errichtet, jo be- 
ſtimmt den Sitz, falls eine Vereinbarung der be- 
theiligten Canbesregierungen nicht zu Stande kommt, 
der Bundesrath. 

§ 33. Die Verſicherungsanſtalt kann unter ihrem 
Namen Rechte erwerben und Verbindlichkeiten ein- 
gehen, vor Gericht klagen und verklagt werden. Für 
ihre Verbindlichkeiten haftet den Gläubigern das An ⸗ 
ſtaltsvermögen, ſoweit daſſelbe zur Deckung der Ver- 

pflichtungen der Verſicherungsanſtalt nicht ausreicht, 
der Communalverband, für welchen die Verſicherungs⸗ 
auſtalt errichtet iſt, im Unvermögensfalle deſſelben oder 
wenn die Verſicherungsanſtalt für den Bundesſtaat 
errichtet iſt, der Bundesſtaat. : 

Iſt die Verſicherungsanſtalt für mehrere Communal- 
verbände oder Bundesſtaaten oder Theile ſolcher er- 
richtet, jo bemißt ſich deren im Falle der Unzulänglich⸗ 
keit des Anſtaltsvermögens eintretende Haftung nach 
dem Verhältniß der auf Grund der letzten Volkszählung 
feſtgeſtellten Bevölkerungsziffer derjenigen Bezirke, mit 
welchen ſie an der Verſicherungsanſtalt betheiligt ſind. 

Das Vermögen der Verſicherungsanſtalt darf für 
andere Zwecke als die der Alters- und Invaliditäts- 
verſicherung nicht verwendet werden. Ihre Einnahmen 
und Ausgaben. find geſondert zu verrechnen, ihre Be- 
ſtände geſondert zu verwahren. 

Die Verſicherungsanſtalt darf andere als die im 
$ 1 bezeichneten Verſicherungen, ſowie ſonſtige Geſchäfte 
nicht übernehmen. 

§ 34. Die durch die erſte Einrichtung der Ber- 
ſicherungsanſtalt entſtehenden Koſten ſind von dem 
Communalverbande oder dem Bundesſtaat, für welchen 
fie errichtet wird, vorzuſchießen. Für gemeinſame Ber- 
ſicherungsanſtalten ſind die Vorſchüſſe beim Mangel 
einer Dereinbaruug nach dem im § 33 Abſatz 2 vor- 
geſehenen Verhältniß zu leiſten. 

Die geleiſteten Vorſchüſſe find von der Verſicherungs⸗ 
anſtalt aus den zunächſt eingehenden Berjicherungs- 
beiträgen zu erftatten. 

§ 35. Die Verſicherungsanſtalt wird durch einen Vor⸗ 
ſtand verwaltet, ſoweit nicht einzelne Angelegenheiten 
durch Geſetz oder Statut dem Ausjchuffe oder anderen 

Organen übertragen find, PIERRE ARNT 

Der Borftand hat die Verſicherungsanſtalt gerichtlich 
und außergerichtlich zu vertreten. Die Vertretung er- 
ſtreckt ſich auch auf diejenigen Geſchäfte und Rechts- 
handlungen, für welche nach den Geſetzen eine Gpecial- 
vollmacht erforderlich iſt. 

Die Vertretung der Verſicherungsanſtalt gegenüber 
dem Vorſtande wird durch das Statut geregelt. 

§ 36. Der Vorſtand der Verſicherunssanſtalt hat die 
Eigenſchaft einer öffentlichen Behörde. Seine Geſchäfte 
werden von einem oder mehreren Beamten des weiteren 
Communalverbandes oder Bundesſtaates, für welchen die 
Verſicherungsanſtalt errichtet ijt, wahrgenommen. Sofern 
dieſe Beamten nicht von der Landesregierung ernannt 
werden, bedürfen ſie deren Beſtätigung. die Bezüge 
dieſer Beamten und ihrer Hinterbliebenen ſind von der 
Verſicherungsanſtalt zu rergüten. 

Beſteht der Vorſtand aus mehreren Perſonen, fo be- 
ſtimmt die Landesregierung den Vorſitzenden und deſſen 
Stellvertreter. 

Durch das Statut kann beſtimmt werden, daß dem 
Vorſtande neben den vorgenannten Beamten noch 
andere Perſonen angehören ſollen. Diefelben können 
nach Beſtimmung des Statuts beſoldet oder unbeſoldet, 
Alrbetigeber oder Verſicherte fein. Sofern an die nach 
Beſtimmung des Statuts beſtellten Mitglieder Befol- 
dungen zu gewähren ſind, hat der Ausſchuß oder nach 

Beſtimmung des Statuts der Aufſichtsrath (§ 40) die 
Anitellungsbebingungen per ap 

Die Form, in welcher der Borftand feine Willens- 
erklärungen kundzugeben und für die Derfiderungs- 
anſtalt zu zeichnen hat, wird durch das Statut be- 
ſtimmt. 

§ 37. Für jede Verſicherungsanſtalt wird ein Aus- 
ſchuß gebildet, welcher aus einer gleichen Anzahl von 
1 der Arbeitgeber und der Verſicherten 

eſteht. 

Die Zahl der Vertreter der Arbeitgeber und der 
Verſicherten wird durch die Landes -Centralbehörde in 
der Weiſe beſtimmt, daß auf 100 000 Einwohner der 
durch die nächſtvorhergehende Volkszählung feſtgeſtellten 

Bevölkerungsziffer des Bezirks der Verſicherungsanſtalt 
mindeſtens ein Vertreter der Arbeitgeber und ein Ber- 
treter der Verſicherten entfällt. 

Dieſe Vertreter werden von den Vorſtänden der im 

Bezirk der Verſicherungsanſtalt vorhandenen Orts-, 
Betriebs- (Fabrik-), Bau- und Innungskrankenkaſſen, 
Knappſchaftskaſſen, Seemannskaſſen und anderer zur 
Wahrung von Intereſſen der Seeleute beſtimmter, 
obrigkeitlich genehmigter 25 19 8 O von Seeleuten 
gewählt. Soweit die im § 1 beze 
ſolchen Kaſſen nicht angehören, iſt nach Beſtimmung 
der Landesregierung den Vertretungen der weiteren 
Communalverbände oder den Verwaltungen der 
Gemeindehrankenverfiherung beziehungsweiſe landes- 
rechtlichen Einrichtungen ähnlicher Art eine der Zahl dieſer 
Perſonen entſprechende Betheiligung an der Wahl ein- 
urdumen. Bei der Wahl feitens der Krankenkaſſen, 
ſowie der Knappſchaftskaſſen nehmen die den Arbeitgebern 
angehörenden Mitglieder des Borftandes nur an der Wahl 
der Vertreter der Arbeitgeber, die den Verſicherten an- 
gehörenden Mitglieder des Verbandes nur an der Wahl 
der Vertreter der Verſicherten theil. 

§ 38. Die Wahl der Vertreter erfolgt nach näherer 
Beſtimmung einer Wahlordnung, welche von der Landes- 
Centralbehörde oder der von dieſer beſtimmten Behörde 
Be iff, unter Leitung eines Beauftragten diefer 

ehörde. . 

Für jeden Vertreter find ein erſter und zweiter Erſatz⸗ 
mann zu wählen, welche denſelben in Behinderungs- 
fällen zu erſetzen und im Falle des KAusſcheidens für 
den Rejt der Wahlperiode in der Reihenfolge ihrer 
Wahl einzutreten haben. 

Die Wahl erfolgt auf fünf Jahre. Die Kusſcheidenden 
können wiedergewählt werden. 

Streitigkeiten über die Wahl werden von derjenigen 
Alen de 4 , welche die Wahlordnung er- 

aſſen ha 

$ 39. Wählbar zu Vertretern find nur deutſche, 


‚anftalt angeordnet werden. 


chneten Perſonen 


geſetzbuchs. 


männliche, großjährige, im Bezirk der Berficherungs- 
anſtalt wohnende Perſonen, welche ſich im Beſitz der 
bürgerlichen Ehrenrechte befinden und nicht durch richter ⸗ 
liche Anordnung in der Verfügung über ihr Vermögen 
beſchränkt ſind a e 

Wählbar zu Vertretern der Arbeitgeber ſind nur die 
Arbeitgeber der nach Maßgabe dieſes Geſetzes ver- 
ſicherten Perſonen und die bevollmächtigten Leiter ihrer 
Betriebe, zu Vertretern der Berficherten die auf Grund 
dieſes Geſetzes verſicherten Perſonen. 

40, Durch das Statut kann die Bildung eines 
Aufſichtsralhs angeordnet werden, welcher die Geſchäfts⸗ 
führung des Vorſtandes der Verſicherungsanſtalt zu 
überwachen und die ihm durch das Statut außerdem 
übertragenen en u erfüllen hat. Wird ein 
Auffichtsrath gebildet, ja müſſen die Mitglieder deſſelben 
den Anforderungen des § 39 genügen. Die Hälfte der 


ſtehen; dieſelben follen am Sitze des Auffichtsraths 
oder deſſen naher Umgebung ihren Wohnſitz haben 
oder beſchäftigt ſein. Der Aufſichtsrath iſt befugt, die 
Berufung des Ausſchuſſes zu verlangen, ſobald ihm 
dies im Intereſſe der Verſicherungsanſtalt erfor derlich 
erſcheint. 

Durch das Statut kann die Einſetzung von Ber- 
trauensmännern als örtliche Organe der Berficherungs- 


Die Mitglieder des Kufſichtsralhs und die Vertrauens 
männer dürfen nicht Mitglieder des Vorſtandes ſein. 


§ 41. Sofern bei Abſtimmungen des Kusſchuſſes 
oder des Aufſichtsraths Arbeitgeber und Verſicherte nicht 
in gleicher Anzahl vertreten ſind, werden von derjenigen 
Mitgliederklaſſe, von welcher mehr Perſonen anweſend 
ſind, durch das vom Vorſitzenden zu ziehende Loos ſo 
viel Perſonen von der Abſtimmung ausgeſchloſſen, daß 
die gleiche Zahl beider Mitgliederklaſſen an der Ab- 
ſtimmung theilnimmt. Bei Stimmengleichheit giebt die 
Stimme des Borfihenden den Ausſchlag. 

§ 42. Für jede Verſicherungsanſtalt iſt ein Statut zu 
errichten, welchen von dem Ausihuffe beſchloſſen wird. 
Daſſelbe muß Beſtimmung treffen: 

1. über die Obliegenheiten und die Berufung des 
Kusſchuſſes, über die Beſtellung des Borfikenden 
deſſelben und über die Art der Beſchlußfaſſung; 

2. für den Fall der Beſtellung weiterer Organe 
(§ 40) über die Art ihrer Beſtellung ſowie über die 
Abgrenzung ihrer Befugniſſe; 


Perſonen beſteht, über die Art, in welcher die Be- 
ſchlußfaſſung des Vorſtandes und feine Vertretung 
nach außen erfolgen ſoll; 
4, über die Vertretung der Verſicherungsanſtalt 
gegenüber dem Vorſtande (§ 35); 
5. über die Zahl der Schiedsgerichtsbeiſitzer; 
6. über die Höhe der nach § 46 zu gewährenden 
Vergütung; 
7. über die Aufftellung und Abnahme der Jahres- 
rechnung, ſoweit hierüber nicht von der Landes- 
regierung Beſtimmungen getroffen werden; 


über die Veröffentlichung der Rechnungs- 
abſazlüſſe; 
9. über die öffentlichen Blätter, durch welche Be- 


kanntmachungen zu erfolgen haben; He 
10, über die Vorausſetzungen einer Abänderung bes 
Statuts. 
§ 43, Dem Ausſchuſſe müſſen vorbehalten werden: 
1. die Wahl der Beiſitzer der Schiedsgerichte; 
2. die Prüfung der Jahresrechnung und die Auf- 
ſtellung von Erinnerungen dazu; N 
3. bie Beſchlußfaſſung über ben Erlaß von GChub- 
vorſchriften; 
4) die Beſchlußfaſſung über die Bildung von Rück⸗ 
verſicherungsverbänden; 
5) die Abänderung des Statuts. 
§ 44. Das Statut bedarf zu ſeiner Giltigkeit der 
Genehmigung des  Reiths-Berficherungsamis. Dem 
letzteren ſind die von dem Ausſchuſſe über das Statut 
gefaßten Beſchlüſſe mit den Protokollen durch den 
Vorſtand binnen einer Woche einzureichen. : 
pesen die Entſcheidung des Reichs⸗Verſicherungs⸗ 
amis, 
findet binnen einer Friſt von vier Wochen, vom Tage 


den Bundesrath fait, 

Wird innerhalb dieſer Friſt Beſchwerde nicht einge⸗ 
legt, oder wird die Berfagung der Genehmigung des 
Statuts vom Bundesrath aufrecht erhalten, ſo hat das 
Reichs-Derfiherungsamt innerhalb vier Wochen eine 
abermalige Beſchlußfaſſung anzuordnen. Wird auch 
dem anderweit beſchloſſenen Statut die Genehmigung 
endgiltig verſagt, oder komm ein Beſchluß des Aus- 
ſchuſſes über das Statut nicht zu Stande, ſo wird ein 
ſolches vom Reichs-Berficherungsamt erlaſſen. In 
letzterem Falle hat das Reichs-Derſicherungsamt auf 
Koſten der Verſicherungsanſtalt die zur Ausführung 
des Staluts erforderlichen Anordnungen zu freffen. 

Abänderungen des Statuts bedürfen der Geneh- 
migung bes Reichs-Derſicherungsamts. Gegen die 
Verſagung der Genehmigung findet binnen vier Wochen, 
vom Tage der Zuſtellung ab, die Beſchwerde an den 
Bunbesrath ſtatt. 

Nach Feſtſtellung des Statuts find durch den Bor- 
ſtand im „Reichsanzeiger““ und in dem für die Ber- 
öffentlichungen der Landes ⸗Centralbehörde beſtimmten 
Blatte der Name, Sitz und Bezirk der Verſicherungs⸗ 
anſtalt, ſowie der Name des Verſitzenden des Vor- 
ſtandes bekannt zu machen. Veränderungen ſind in 
gleicher Weiſe zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

§ 45. Den Vorſitz im ausſchuſſe führt bis zur Ge- 
nehmigung des Gtatuts der Vorſitzende des Vor- 
ſtandes der Verſicherungsanſtalt. Derſelbe beruft 
die Mitglieder des Ausſchuſſes. Für diejenigen Mit- 
glieder, welche am Erſcheinen behindert ſind und dies 
dem Borfikenden des Vorſtandes rechtmäßig mit⸗ 
theilen, ſind die Erſatzmänner zu laden. 

Die Mitglieder des über das Statut berathenden Aus- 
ſchuſſes erhalten für ihre Theilnahme an dieſen Be- 
rathungen Vergütungen, welche von der Landes- 
regierung ju bejtimmen find. 

§ 46. Die unbeſoldeten Mitglieder des Vorſtandes, 
die Mitglieder des Ausſchuſſes und des Aufſichtsraths, 
die Dertrauensmänner: und die Schiedsgerichtsbeiſitzer 
verwalten ihr Amt als Ehrenamt und erhalten nach den 
durch das Statut zu beſtimmenden Sätzen nur Erſatz 
für baare Auslagen, die Vertreter der Verſicherten 
außerdem Erſatz für entgangenen Arbeitsverdienſt. 

§ 47. Die Mitglieder des Vorſtandes und des Auf- 
ſichtsraths, ſowie die Bertrauensmanner 
Verſicherungsanſtalt für getreue Geſchäfts verwaltung 
wie Vormünder ihren Mündeln. 

Die Mitglieder des Vorſtandes und des Aufjichts- 
raths, ſowie die Vertrauensmänner, welche abſichtlich 
zum Nachtheil der Verſicherungsanſtalt handeln, unter- 
liegen der Strafbeſtimmung des § 266 des Straf- 


§ 48. Wahlen zu ſolchen Stellen, welche als Chren- 
amt wahrzunehmen ſind, können von den Arbeitgebern 
der nach Maßgabe dieſes Geſetzes verſicherten Perſonen 
und von bevollmächtigten Betriebsleitern folder Arbeit- 
geber nur aus denſelben Gründen abgelehnt werden, 
aus welchen die Ablehnung des Amtes eines Vor- 
mundes zuläſſig iff. Durch das Statut (§ 42) können 
die Ablehnungsgründe anders geregelt werden. Die be⸗ 
zeichneten Perſonen, welche eine Wahl ohne zuläſſigen 
Grund ablehnen oder ihren Verpflichtungen nicht nach- 
kommen, können vom Vorſtande mit Geldſtrafen bis 
zu 1000 Mk. belegt werden. Dieſe Strafen fließen zur 
Kaſſe der Verſicherungsanſtalt. 

Die Wiederwahl kann für eine Wahlperiode abge- 
lehnt werden. 

$ 49. So lange die Wahl der geſeßlichen Organe der 
Verſicherungsanſtalt nicht zu Stande kommt, oder ſo lange 
dieſe Organe die Erfüllung ihrer geſetzlichen oder 
ſtatutariſchen Obliegenheiten verweigern, hat der Bor- 
ſitzende des Vorſtandes die letzteren auf Koſten der 
Verſicherungsanſtalt wahrzunehmen oder durch Beauf- 
tragte wahrnehmen zu laſſen. 

Die Vertreter der Verſicherten haben in jedem 
Fall, in welchem fie zur Wahrnehmung ihrer Obliegen- 


heiten berufen werden, 
Kenntniß zu ſetzen. Die Nichtleiſtung der Arbeit während 
der Zeit, in welcher die bezeichneten Perſonen durch die 
Wahrnehmung jener Obitegenheiten an der Arbeit ver- 
hindert ſind, 
Arbeitsverhältniß vor dem Ablauf der vertragsmäßigen 
Dauer deſſelben aufzuheben. 
§ 51. Für den Bezirk einer jeden Verſicherungsanſtalt 
wird zur Wahrung der Intereſſen der übrigen Ber- 
ſicherungsanſtalten und des Reichs von der Landes- 
regierung im Einvernehmen mit dem Reichskanzler ein 
Commiſſar beſtellt. 
mit berathender 
Organe der Verſicherungsanſtalt und der Schiedsgerichte, 
von welchen ihm unter Mittheilung der Verhandlungs- 


Mitglieder muß aus Vertretern der Verſicherten be- | 


3. für den Fall, daß der Vorſtand aus mehreren 


ſowie die Verpflichtung zur Deckung aller Renten- 
durch welche die Genehmigung verſagt wird, 


der Zuſtellung an den Vorſtand ab, die Beſchwerde an 


er richtet war. 
Für gemeinſame Verſicherungsanſtalten erfolgt die 


haften der 


die Arbeitgeber hiervon in 


berechtigt den Arbeitgeber nicht, das 


Derſelbe iſt insbesondere befugt, 
Stimme allen Verhandlungen der 


gegenſtände rechtzeitig Kenntniß zu geben iſt, beizu- 
wohnen, Anträge zu ſtellen, gegen ſolche Entſcheidungen, 
durch welche die Erwerbsunfähigkeit anerkannt oder 
eine Rente feitgefeht wird (§§ 63 und 66), die zuläſſigen 
ume einzulegen oder Einſicht in die Akten zu 
nehmen. 

Die Thätigkeit des Commiſſars erſtreckt ſich auch auf 
diejenigen beſonderen Kaſſeneinrichtungen (§§ 4 und 5) 
und Ausführungsbehörden, welche im Bezirke des 
Commiſſars ihren Sitz haben. 


Der Bundesrath ift befugt, für die Commiſſare Ge- | 


ſchäftsanweiſungen zu erlaſſen. 

§ 52. Auf gemeinſame Verſicherungsanſtalten finden 
die vorſtehenden Beſtimmungen mit folgenden Maf- 
gaben Anwendung: 

1) für die Beftellung der dem Vorſtande ange- 
hörenden Beamten (§ 36) und für deren dienſtliche 
Verhältniſſe find die am Sitze der Verſicherungsanſtalt 
geltenden Vorſchriften maßgebend. Erſtreckt fic) der 
Bezirk der Verſicherungsanſtalt über Gebiete mehrerer 
Bundesſtaaten, ſo entſcheidet über die Beſtellung der 
Beamten, falls ein Einverſtändniß unter den 
betheiligten Regierungen nicht erzielt wird, der 
Bundesrath; : 

2) die im § 37 Abſatz 2 vorgefehene Beſtimmung 
der Zahl der Vertreter wird, wenn fic) der Bezirk 
der Verſicherungsanſtalt über die Gebiete mehrerer 
Bundesſiaaten erſtreckt und ein Einverſtändniß unter 
den betheiligten Regierungen nicht erzielt wird, vom 
Bundesrath getroffen; a 

3) die im § 38 Abſatz 1 bezeichnete Wahlordnung 
wird, ſofern fic) der Bezirk der Verſicherungsanſtalt 
über die Gebiete mehrerer Bundesſtaaten erſtreckt, 
vom Reichs-Verſicherungsamt erlaſſen; 

4) der Erlaß der nach § 42 Ziffer 7 zuläſſigen Be- 
ſtimmungen über die Aufftellung und Abnahme der 
Jahresrechnung, die Regelung der Vergütung an die 
Mitglieder des das Statut berathenden Ausſchuſſes 
(S 45 Abf. 2), ſowie die Ernennung des Staats- 
commiſſars (8 51 Abſ. 1) erfolgt durch die Re- 
gierung desjenigen Bundesſtaates, in welchem ſich 
der Sitz der Verſicherungsanſtalt befindet. 

§ 53. Mehrere Verſicherungsanſtalten können verein- 
baren, die Laſten der Alters- 

54. Veränderungen der der Ber- 
ſicherungsanſtalten ſind zuläſſig, 
Ausſchuſſe einer betheiligten Berfiherungsanftali oder 
von der Regierung eines Bundesſtaates, über deſſen 


Bezirke 


Gebiet ſich die Verſicherungsanſtalt erſtreckt, beantragt 


und von dem Bundesrath genehmigt werden. Vor der 
Beſchlußfaſſung über die Genehmigung find die Aus- 
ſchüſſe der betheiligten Verſicherungsanſtalten, ſowie 
die Regierungen derjenigen Bundesſtaaten, deren Ge- 
biete bei der Veränderung betheiligt ſind, zu hören. 
Bei Verſicherungsanſtalten für die Bezirke weiterer 
Communalverbände find auch die Vertretungen der 
letzteren befugt, Anträge auf Veränderungen zu ſtellen, 


änderungen gehört werden. 

§ 55. Scheiden örtliche Bezirke aus dem Be- 
zirk einer Verſicherungsanſtalt aus, jo verbleibt 
der letzteren in vollem Umfange das bis zum 
Zeitpunkt des Kusſcheidens angeſammelte Vermögen, 


anſprüche, welche auf Verwendung von Beitrags- 
marken dieſer Verſicherungsanſtalt beruhen. 

Führt die Veränderung zur Auflöfung der Ber- 
ſicherungsanſtalt, ſo geht deren Vermögen mit allen 


Rechten und Pflichten, fojern nicht eine andere Ver- 
ſicherungsanſtalt mit Genehmigung der betheiligten 


Landesregierungen dieſes Vermögen übernimmt, auf 
den weiteren Communalverband, 
Bundesſtaat über, für welchen die Verſicherungsanſtalt 


antheilige Uebernahme des Vermögens mit allen Rechten 
und Pflichten durch die betheiligten Communalverbände 
oder Bundesſtaaten, 


des Bundesraths, oder wenn nur Communalverbände 


eines Bundesstaates betheiligt fino, der Candes-Central- | 


behörde. 

§ 56. Streitigkeiten, welche in betreff der Ber- 
mögensauseinanderſetzung 
ſtändigung über eine ſchiedsgerichtliche Entſcheidung 
von dem Reichs-Verſicherungsamt entſchieden. 


entiprechende Anwendung, ſofern das Reidy 
Bunbesftaaten, welche die Alters- und Invaliditäts- 
verſicherung der von ihnen beſchäfligten Perſenen für 
eigene Rechnung durchführen, rückſichtlich dieſer Ver ⸗ 
ſicherung an die Verſicherungsanſtalten fic) anſchließen, 
oder zum Zweck der ſelbſtändigen Durchführung der 
Alters- und Invaliditätsverſicherung mit den bezeich- 
neten Betrieben aus Verſicherungsanſtalten ausſcheiden 


wollen. Daſſelbe gilt für den Anſchluß oder das Aus- | 


ſcheiden der in den §§ 4 und 5 erwähnten beſonderen 
Kaſſeneinrichtungen. 
III. Schiedsgerichte. 

§ 58. Für ben Bezirk jeder Verſtcherungsanſtalt wird 
mindeſtens ein Schiedsgericht errichtet. 

Der Sitz des Schiedsgerichts wird von der Gentral- 
behörde des Bundesſtaates, zu welchem der Bezirk der 
Verſicherungsanſtalt gehört, oder, ſofern der Bezirk 
über die Grenzen eines Bundesſtaates 
Einvernehmen mit den betheiligten 
von dem Reichs-Berfiherungsamt beſtimmt. 

§ 59. Jedes Schiedsgericht beſteht aus einem ſtändigen 
Vorſitzenden und aus Beiſitzern. y 

Der Vorſitzende wird aus der Zahl der öffentlichen 
Beamten von der Centralbehörde des Bunbesitaates, 
in welchem der Sitz des Schiedsgerichts belegen iſt, er⸗ 
nannt. Für den Vorſitzenden iſt in gleicher Weiſe ein 
Stellvertreter zu ernennen, welcher ihn in Behinderungs- 
fällen vertritt. : 

Die Beiſitzer werden in der durch das Statut be⸗ 
ſtimmten Zahl vom dem Kusſchuſſe der Verſicherungs⸗ 
anftatt, und zwar zu gleichen Theilen in getrennter 
Wahlhandlung von den Arbeitgebern und den Ver- 
ſicherten, nach einfacher Stimmenmehrheit gewählt. 
Bezüglich der Wählbarkeit gelten die Beſtimmungen des 
ae 18 der Ablehnungsgründe die Beſtimmungen 
des » 

Die Wahl erfolgt auf fünf Jahre. 
bleiben nach Ablauf dieſer Zeit ſo lange im Amte, bis 
ihre Nachfolger ihr amt angetreten haben. Die Aus- 
ſcheidenden ſind wieder wählbar. > 

§ 60. Name und Wohnort des Sdiebsgerichis-Bor- 
figenden und feines Stellvertreters, ſowie der Beiſitzer 
jind von der Landes - Gentralbehörde in dem zu deren 
ee Veröffentlichungen beſtimmten Blatte bekannt 
zu machen. 

§ 61. der Vorſitzende und deſſen Stellvertreter, fo- 
wie die Beiſitzer find mit Beziehung auf ihr Ami zu 
verpflichten. 1 

Die Feſtſetzung der den Beiſitzern zu gewährenden 
Vergütungen (§ 46), ſowie der baaren Auslagen erfolgt 
durch den Vorſitzenden. 

Der Vorſitzende iſt, vorbehaltlich der dem Vorſtande 
der Verſicherungsanſtalt im § 48 beigelegten Befuanif, 
berechtigt, Perſonen, welche die Wahl ohne zuläſſigen 
Grund ablehnen oder den ihnen als Beifigern ob- 


ſofern ſie von dem 


beziehungsweiſe 


und zwar, ſofern darüber eine 
Einigung nicht zu Stande kommt, nach Beſtimmung 


zwiſchen den betheiligten 
Berficherungsanftalten entſtehen, werden mangels Ber- | 


inausgeht, im 
entralbehörden 


Die Gewählten 


liegenden Verpflichtungen nicht nachkommen, mit Geld 
ſtrafen bis zu fünfhundert Mark zu belegen. Die Geld. 
ſtrafen fließen zur Kaſſe der Verſicherungsanſtalt. 

Kommt eine Wahl nicht zu Stande oder verweigern 
die Gewählten ihre Dienſtleiſtung, jo hat, jo lange und 
fo weit dies der Fall tft, die untere Verwaltungs- Be- 
hörde, in deren Bezirk der Gi des Schiedsgerichts be. 
legen ift, die Beiſier aus der Zahl der Arbeitgeber 
beziehungsweiſe Berficherten zu ernennen. 

§ 62. Der Vorſitzende beruft das Schiedsgericht und 
leitet die Verhandlungen deſſelben. Durch das Gtatut 
können über die Reihenfolge, in welcher die Bei- 
fiber zu den Verhandlungen zuzuziehen find, Be- 
ſtimmungen getroffen werden. 

Das Schiedsgericht iſt befugt, Zeugen und Gachver⸗ 
ſtändige, auch eidlich, zu vernehmen. : 

Das Schiedsgericht a in der Beſetzung von 
drei Mitgliedern, unter denen ſich ein Arbeitgeber und 
ein Berficherter befinden muß. 

Die Entſcheidungen des Gchiedsgerichts erfolgen nach 
Stimmenmehrheit. 

Im übrigen wird das Verfahren vor dem Schieds- 
gericht durch kaiſerliche Verordnung mit Zuſtimmung 
des Bundesraths geregelt. 

Die Koſten des Schiedsgerichts, ſowie die Koſten des 
Verfahrens vor demſelben trägt die Verſicherungsan⸗ 
ſtalt. Das Schiedsgericht iſt jedoch befugt, den Be- 


| theiligten ſolche Koſten des Verfahrens zur Laſt zu legen, 


welche durch unbegründete Beweisanträge derſelben 
veranlaßt worden ſind. 

Dem Vorſitzenden des Schiedsgerichts und deſſen 
Stellvertreter darf eine Vergütung von der Verſiche⸗ 
rungs-Anftalt nicht gewährt werden. 

5 IV. Verfahren. 

§ 63, Verſicherte, welche den Anſpruch auf Be. 
willigung einer Alters- oder Invalidenrente erheben, 
haben dieſen Anſpruch bei der für ihren Wohnort zu- 
ſtändigen unteren Berwalkungsbehörde anzumelden. 
Der Anmeldung ſind das Quittungsbuch ſowie diejenigen 
Beweisſtücke beizufügen, durch welche das für die Alters- 
rente vorgefchriebene Lebensalter beziehungsweiſe die Er⸗ 
werbsunfähigkeit dargethan werden ſoll. Handelt es 
ſich um Bewilligung einer Invalidenrente, ſo iſt dem 
Vorſtande derjenigen im § 37 Abſatz 3 deter dat 
Krankenkaſſe u. ſ. w., welcher der Antragſteller ange- 
hört, Gelegenheit zu geben, ſich binnen einer ange- 
meſſenen Friſt über den Antrag zu äußern. Die untere 
Verwaltungsbehörde hat den Antrag unter Anſchluß 
der beigebrachten Urkunden und entſtandenen Ber- 
handlungen mit ihrer gutachtlichen Aeuferung dem 
Borftanve derjenigen Verſicherungsanſtalt zu überſenden, 
an welche ausweislich des Quittungsbuchs zuletzt Bei⸗ 
träge entrichtet worden waren. 

Der Vorſtand der Verſicherungsanſtalt hat den Antrag 
zu prüfen und, fofern die beigebrachten Beweisſtücke 
nicht ausreichend erſcheinen, weitere Erhebungen zu 


veranlaſſen. Die Koſten derſelben fallen der Verſiche⸗ 


und Invaliditäts- rungsanſtalt zur Laſt. 


verſicherung ganz oder zum Theil gemeinſam zu tragen. 


Wird der angemeldete Anſpruch anerkannt, ſo iſt die 
Höhe der Rente ſofort feſtzuſtellen. dem Empfangs- 
berechtigten iſt ſodann ein ſchriftlicher Beſcheid zu er⸗ 
theilen, aus welchem die Art der Berechnung der Rente 
zu erſehen iff. Abſchrift des Beſcheides ijt dem Staats- 
commiſſar (§ 51) zuzuſtellen. 

Wird der angemeldete Anſpruch nicht anerkannt, ſo 
iſt derſelbe durch ſchriftlichen, mit Gründen verſehenen 


§ 64. Die Annahme, daß die Erwerbsunfähigkeit 
durch einen nach den Unfallverſicherungsgeſetzen zu ent⸗ 


Beſcheid abzulehnen. 


ſchädigenden Unfall verurſacht iſt, begründet nicht die 
Ablehnung des Anſpruchs auf Invalidenrente. Es iſt 
vielmehr, ſofern im übrigen der Anſpruch gerechtfertigt 


e e e e erſcheint, die Invalidenrente feſtzuſtellen. 


Die Verſicherungs wtalt ijt berechtigt, die verpflichtete 


Berufsgenoſſenſchaſt wegen Erſatzes der dem Invaliden 
gezahlten Rente in Anſpruch zu nehmen. 


Wird die Verpflichtung zur Gewährung einer Unfall- 
entſchädigung beſtritten, ſo iſt darüber in dem durch 
§§ 62 und 63 des Unfall- Verſicherungsgeſetzes vom 
6. Juli 1884 vorgeſchriebenen Verfahren zu entſcheiden. 
Im übrigen werden Streitigkeiten über den Erſatz⸗ 
anſpruch im Bermaltungsftreitverfahren und, wo ein 
Tbe nicht beſteht, von dem ordentlichen Richter ent- 

ieden. 

§ 65. Gegen den Beſcheid, durch welchen die Höhe 
der Rente feſtgeſtellt wird, ſteht dem Verſicherten die 
Berufung auf ſchiedsgerichtliche Entſcheidung zu. ; 

Der Befcheid muß die Bezeichnung der Berufungsfrift 


und des für die Berufung zuſtändigen Schiedsgerichts, 
ſowie Namen und Wohnort des Vorſitzenden des letzteren 


enthalten. Die Berufung iſt bei Vermeidung des Aus- 
ſchluſſes binnen vier Wochen nach der Zuſtellung des 
Beicheibes bei dem Vorſitzenden des Schiedsgerichts 
einzulegen. x 

Die Berufung hat keine aufſchiebende Wirkung. 

§ 66. Der Entſcheidung des Schiedsgerichts find, jo 
weit ſie ſich auf die Höhe der Rente erſtreckt, die für 


die betreffenden Verſicherungsanſtalten feſtgeſtellten 


Tarife zu Grunde zu legen. ; 
Eine Ausfertigung der Entſcheidung des Schiedsgerichts 
iſt dem Berufenden und dem Vorſtande der Verſiche⸗ 


| rungsanftalt, eine Abſchrift dem Staatscommiſſar ($ 51) 


8 57, Die Beflimmungen der SS 54 bis 56 finden | ithtellen: 


oder 


§ 67. Gegen die Entſcheidung des Schiedsgerichts 
ſteht beiden Theilen das Rechtsmittel der Reviſion zu. 
Die Reviſion hat keine auffchiebende Wirkung. If von 
dem Schiedsgericht der Anſpruch auf Rente im Wider⸗ 
ſpruch mit dem Vorſtande der Verſicherungsanſtalt an- 
erkannt und nicht gleichzeitig über die Höhe der Rente 
entſchieden, fo hat der Vorſtand der Verſicherungs⸗ 


| anftalt unverzüglich die Höhe der Rente feſtzuſtellen und 


auch in denjenigen Fällen, in welchen das Rechtsmittel 
der Reviſion eingelegt wird, ſofort wenigſtens vorläufig 
die Rente zuzubilligen. Gegen die Zubilligung einer vor- 


läufigen Rente findet ein Rechtsmittel nicht ſtatt. 


68. Ueber die Revifion entſcheidet das Reichs- 
Verſicherungsamt. Das Rechtsmittel iſt bei demſelben 


binnen vier Wochen nach der Zuſtellung der Ent⸗ 


ſcheidung des Schiedsgerichts einzulegen. Die Reviſion 


kann nur auf die Behauptung geſtütft werden, daß die 


Eniſcheidung auf der Verletzung eines Geſetzes beruhe. 

69. Das Geſetz iſt verletzt, wenn eine Rechtsnorm 

nicht oder nicht richtig angewendet worden iſt. 
Eine Entſcheidung ijt ftets als auf einer Verletzung 
des Geſetzes beruhend anzuſehen: 98 

1) wenn das Schiedsgericht nicht vorſchriftsmäßig 
beſetzt geweſen iſt, oder eine Zuſtändigkeit oder Unzu⸗ 
ftändigheit mit Unrecht angenommen hat; 

2) wenn bei dem Verfahren ein Mitglied des 
Schiedsgerichts mitgewirkt hat, welches von der Mit- 
wirkung kraft des Geſetzes ausgeſchloſſen war; 

3) wenn bei der Entſcheidung ein Mitglied des 
Schiedsgerichts mitgewirkt hat, obgleich daſſelbe 
wegen Beſorgniß der Befangenheit abgelehnt und 
das Ablehnungsgeſuch für begründet erklärt war; 

4) wenn eine Partei in dem Verfahren nicht na 
Vorſchrift der Geſetze vertreten war, ſofern ſie nich 
das Verfahren ausdrücklich oder ſtillſchweigend ge- 
nehmigt hat; a : 

5) wenn die Entſcheidung nicht mit Gründen ver- 
ſehen iſt. > 
Der kaiſerlichen Verordnung (§ 62) bleibt vorbe- 

halten, diejenigen weiteren Fälle zu bezeichnen, in denen 
eine Entſcheidung ſtets als auf einer Verletzung des 
Geſetzes beruhend anzuſehen iſt. y 
8 70. Bei Ginlegung der Revifion find die angeblich 
nicht oder nicht richtig angewendeten Rechtsnormen zu 
bezeichnen und, wenn die Reviſion darauf geſtützt wird, 
daß das Geſetz in Bezug auf das Verfahren verletzt 
fei, die Thalſachen anzugeben, welche den Mangel ent- 
halten. Fehit dieſe Bezeichnung beziehungsweiſe An- 
gabe oder ergiebt ſich aus der Prüfung der Akten, 
daß die Mängel, aus denen eine Verletzung des Ge- 
fees gefolgert wird, nicht vorhanden find, und daß 
auch die Verletzung eines anderen Rechts ſatzes nicht 
vorliegt, oder iſt die Reviſion verſpätet eingelegt, ſo 
kann das Reichs- Verſicherungsamt das Rechtsmittel 
ohne 1 0 Verhandlung zurückweiſen. Anderen 
falls hat das Reichs-Verſicherungsamt nach mündlicher 


t 


Verhandlung zu entſcheiden. Wird das angefochtene 
Belt Auges, fo kann des Reichs -Verſicherungs 
amt zugleich in der Gache ſelbſt entſcheiden oder bie- 
ſelbe an das Schiedsgericht oder an den Vorſtand der 
Verſicherungsanſtalt jurückverweiſen. Im Falle der 
Zurückverweiſung iſt die rechtliche Beurtheilung, auf 
welche das Reichs -Berſicherungsamt die Aufhebung ge- 
ſtützt hat, der Enkſcheidung zu Grunde zu legen. 

§ 71. Auf die Anfechtung der rechtskräftigen Ent- 
cheidung über einen Anſpruch auf Rente finden die 
Vorſchriften der Civilprozeßordnung über die Wieder⸗ 
aufnahme bes Verfahrens entſprechende Anwendung, 
ſoweit nicht durch kaiſerliche Verordnung mit 3uftim- 
mung des Bundesraths ein anderes beſtimmt wird. 

§ 72. Beſcheide, durch welche ein Anſpruch auf 
Rente abgelehnt wird, ſind, ſobald dieſelben Rechts⸗ 
Kraft beſchritlen haben, von dem Vorſtande der Ber- 
ſicherungsanſtalt der unteren Verwaltungs behörde, in 
beret ben der Antragſteller wohnt, abſchriftlich mit- 
utheilen. E a 
: § 73. Die Wiederholung eines endgiltig abgelehnten 
Antrages auf Bewilligung einer Invaltdenrente tt vor 
Ablauf eines Jahres ſeit der Zuſtellung der endgiltigen 
Entſcheidung nur dann ¿uláffig, wenn glaubhaft be- 
ſcheinigt wird, daß inzwiſchen Umſtände eingetreten 
find, aus denen ſich das Borhandenfein einer dauernden 
Erwerbsunfähigkeit des Antragſtellers ergiebt. Sofern 
eine ſolche Beſcheinigung nicht beigebracht wird, hat 
die untere Verwaltungsbehörde den vorzeitig wieder 
holten Antrag endgiltig zurückzuweiſen. : 

§ 74 Nach erfolgter Feſtſtellung der Rente iſt dem 
Berechtigten von Seiten des Vorſtandes der Verſiche⸗ 
rungsanftalt eine Beſcheinigung über die ihm zu- 
ſtehenden Bezüge unter Angabe der mit der Zahlung 
beauftragten Poſtanſtalt (§ 79) und der Zahlungs- 
termine auszufertigen. 

Wird in Folge des weiteren Verfahrens der Betrag 
der Rente geändert, jo iſt dem Entidabigungsbered)- 
tigten ein anderer Berechtigungsausweis zu ertheilen. 

§ 75. Sobald die Höhe der Rente endgiltig fejt- 
ſteht, iſt von derjenigen Stelle, welche den endgiltigen 
Bescheid erlaj;en hat, eine mit der Beſcheinigung der 
Rechtskraft zu verſehende Ausfertigung deſſelben mit 
dem Quittungsbuch dem Rechnungsbureau des Reichs- 
Verſicherungsamts vorzulegen. 

§ 76. Das Rechnungsbureau hat alle bei dem 
Reichs-Verſicherungsamt nach Maßgabe dieſes Geſetzes 
vorkommenden rechneriſchen Arbeiten auszuführen. 
Insbeſondere liegt demſelben ob: 

1) die Vertheilung der Renten; 
2) die Mitwirkung bei den im Vollzuge des Ge- 
ſetzes herzuſtellenden ſtatiſtiſchen Arbeiten. 

§ 77. Das Rechnungsbureau berechnet, welcher Be- 
trag der Rente dem Reich beziehungsweiſe den ein- 
zelnen Verſicherungsanſtalten, zu welchen der Empfangs- 
berechtigte während der Dauer ſeiner Beſchäftigung 
Beiträge entrichtet hatte, nach dem Verſicherungswerth 
dieſer Beiträge zur Laſt fällt. Das Rechnungsbureau 
iſt befugt, die zu dieſem Zweck ihm erforderlich erſchei⸗ 
nenden Erhebungen herbeizuführen. 

§ 78. Die Vertheilung iſt den Vorſtänden der be- 
theiligten Verſicherungsanſtalten mit den Unterlagen, 
auf Grund deren die auf die letzteren entfallenden An- 
theile an der Rente berechnet ſind, mitzutheilen. Jeder 
betheiligte Vorſtand iſt befugt, binnen vierzehn Tagen 
nach der Zuſtellung gegen die Belaſtung Einſpruch zu 
erheben. Erfolgt binnen dieſer Friſt kein Einſpruch, 
ſo gilt die Vertheilung als endgiltig; wird rechtzeitig 
Einſpruch erhoben, ſo entſcheidet über denſelben nach 
Anhörung der Vorſtände der anderen betheiligten Ber- 
ſicherungsanſtalten das Reichsverſicherungsamt. Bon 
ges 1 werden die Vorſlände in Senntnif 
eſetzt. 

Sobald die auf die betheiligten Verſicherungsan⸗ 
ſtalten entfallenden Antheile an der Rente endgiltig 
feſtſtehen, hat das Rechnungsbüreau eine Ausfertigung 
der Vertheilung dem Porſtande derjenigen Verſiche⸗ 
rungsanſtalt, welche die Verhandlungen über Feſt⸗ 
ſetzung der Rente geführt hatte, zu überſenden. 

§ 79. Die fluszahlung der Renten wird auf An- 

weiſung des Porſtandes derjenigen Verſicherungsan⸗ 
ſtalt, welche die Verhandlungen über die Be 
der Rente geführt hatte, vorſchußweiſe durch die Poft- 
vermaltungen, und zwar in der Regrl durch diejenige 
Poſtanſtalt bewirkt, in deren Bezirk der Empfangs- 
berechtigte zur Zeit des Antrags auf Bewilligung der 
Rente ſeinen Wohnſitz hatte. 

Berlegt der Empfangsberechtigte feinen Wohnſitz, fo 
iſt er berechtigt, die Ueberweiſung der Auszahlung der 
ihm zuſtehenden Rente an die Poſtanſtalt ſeines neuen 
Wohnorts bei dem Vorſtande der Verſicherungs⸗ 
anſtalt, welcher die Rente angewieſen hat, zu bean- 
tragen. 

$ 80. Die Gentral-Boftbehörden haben dem Red- 
nungsbüreau Nachweiſungen über diejenigen Zah- 
lungen, welche auf Grund der Anweiſungen der Ber- 
ſicherungsanſtalten geleiſtet worden ſind, zuzuſtellen. 
Das Rechnungsbüreau hat die vorgeſchoſſenen Beträge 
nach Maßgabe des § 77 zu vertheilen und den Ber- 
ſicherungsanſtalten Nachweiſungen über die ihnen zur 
Laft fallenden Einzelbeträge zu überſenden. Eine 
Nachweiſung über die dem Reich zur Laſt fallenden 
Beträge iſt dem Reichskanzler (Reichsamt des Innern) 
zuzuſtellen. 

Den Central-Poſtbehörden hat das Rechnungsbureau 
nach Ablauf eines jeden Rechnungsjahres mitzutheilen, 
welche Beträge von dem Reich und von den einzelnen 
Verſicherungsanſtalten zu erftaiten find, 

Nach Ablauf eines Jahres von dem Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes an find die Central-Poſtbehörden be- 
rechtigt, von jeder Berficherungsanftalt einen Betriebs 
fonds einzuziehen. Derjelbe ijt in vierteljährlichen 
Theilzahlungen an die den Verſicherungsanſtalten von 
der Central⸗Poſtbehörde zu bezeichnenden Kaſſen abzu- 
führen und darf die für die Verſicherungsanſtalt im 
abgelaufenen Rechnungsjahre vorgeſchoſſenen Beträge 
nicht überſteigen. ; 

§ 81. Die Verſicherungsanſtalten haben die von den 
Poſtverwaltungen vorgeſchoſſenen Beträge binnen zwei 
Wochen nach Empfang der Schlußnachweiſung für das 
abgelaufene Rechnungsjahr zu erſtatten. die Er⸗ 
ſtaktung erfolgt aus den bereiten Mitteln der Anſtalt. 
Sind ſolche nicht vorhanden und bietet auch der Re- 
e folhe nicht dar, fo hat der weitere 

ommunalverband beziehungsweiſe der Bundesſtaat die 
erforderlichen Beträge vorzuſchießen. Bei gemeinſamen 
Verſicherungsanſtalten erfolgt die Aufbringung dieſes 
Vorſchuſſes nach dem im $ 33 Abſatz 2 feſigeſeßzten 
Verhältniß. 

Gegen Verſicherungsanſtalten, welche mit der Er⸗ 
ſtattung der Beträge im Rückſtande bleiben, iſt auf 
Antrag der Cenfral-Poſtbehörde von dem Reids- 
Alete das Zwangsbeitreibungs verfahren etn- 

eiten. 

§ 82. Die Beſtimmungen der §§ 75 bis 81 finden 
auf die vom Bundesrath anerkannten beſonderen Gin- 
richtungen (SS 4 und 5) entſprechende Anwendung. 
Gewähren dieſe beſonderen Einrichtungen weiter⸗ 
gehende Bezüge, ſo iſt bei der Vertheilung der Rente 
nur derjenige Theil der den erſteren zugefloſſenen Bei- 
99105 in Betracht zu ziehen, welcher für die Gewährung 

on 
für erforderlich zu erachten iſt. 

Soweit die Einrichtungen die von ihnen feſtgeſetzten 
Renten ohne Bermittelung der Poſtanſtalten ſelbſt aus- 
1 wird ihnen der Reichszuſchuß am Schluſſe eines 


eden Rechnungsjahres auf jedesmalige Liquidation 


direct überwieſen. Die Verſicherungsanſtalten, auf 
welche Theile der von jenen beſonderen Einrichtungen 
gezahlten Renten entfallen, 
deren Feſtſtellung durch das Rechnungs büreau den 


Vorſtänden der betreffenden Einrichtungen jährlich zu ö 


Die zur Gewährung des Reichszufchufies für i 
erforderlich zu erachtenden Beiträge werden in den 


erſtatten. 
§ 83. 


Reichs haushalts- Etat a eingeftellt, 
Bis zur Inkrafljegung eines anderen Bei- 


trages find in jeder Berjiherungsanftalt an wöchent⸗ | 


lichen Beiträgen zu erheben: 


Renten in der durch diefes Geſetz feſtgeſetzten Höhe 


haben dieſe Antheile nach 


e 


für männliche für weibliche > 
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§ 85. Innerhalb zehn Jahren nach dem Inkraft- 


treten dieſes Geſetzes hat der Ausſchuß jeder Verſiche⸗ 
rungsanſtalt über die Höhe der in derſelben zu ent⸗ 
richtenden Beiträge zu beſchließen. Der Kusſchuß iſt be- 
fugt, dieſe Beſchlußfaſſung dem Vorſtande zu über- 
tragen. Der Beſchluß bedarf der Genehmigung des 
Reichs-Verſicherungsamts. 8 

Kommt innerhalb zehn Jahren nach dem Inkraft- 
treten dieſes Geſetzes ein Beſchluß, welcher die Ge- 
nehmigung des Reichs- Verſicherungsamts findet, nicht 
u Stande, fo hat das Reichs⸗Verſicherungsamt die Höhe 

er Beiträge ſelbſt feſtzuſetzen. 

Die Köhe der Beiträge ſowie der Zeitpunkt, von 
welchem ab dieſelben erhoben werden ſollen, iſt durch 
diejenigen Blätter, welche zu den Bekanntmachungen 
der Verſicherungsanſtalt dienen, zu veröffentlichen. Die 
Bekanntmachung muß mindeſtens zwei Wochen vor dem- 
Bang Zeitpunkt erfolgt ſein, von welchem ab der 

eitrag in der fefigeftellten Höhe erhoben werden ſoll. 

§ 86. Die Feſtſetzung der Beiträge iſt, ſobald fic) ein 
Bedürfniß herausſtellt, längſtens aber von zehn zu zehn 
Jahren, einer Reviſion zu unterziehen. Bei der Reviſion 
ſind Ausfälle oder Ueberzahlungen, welche ſich aus der 
Erhebung der bisherigen Beiträge rechnungsmäßig 
herausgeſtellt haben, in der Weiſe zu berückſichtigen, 
daß durch die neuen Beiträge eine Ausgleichung dieſer 
Ausfälle oder Ueberzahlungen eintritt. Im übrigen 
finden auf die Reviſton die Beſtimmungen des § 85 
Anwendung. 

§ 87. Zum Zweck der Erhebung der Beiträge werden 
von jeder Verſicherungsanſtalt für die einzelnen in 
ihrem Bezirke vorhandenen Ortsklaſſen Marken mit 
der Bezeichnung ihres Geldwerthes ausgegeben. Das 


Reichsverſicherungsamt beſtimmt die Zeitabſchnitte, für 


welche Marken ausgegeben werden ſollen, ſowie die 
Unterſcheidungsmerkmale der einzelnen Arten von 
Marken. 

Die Verſicherungsanſtalt hat Vorſorge zu treffen, daß 
die von ihr ausgegebenen Marken in ausreichender 
Menge ſowohl bei ihren Organen wie bei anderen ge⸗ 
eigneten Stellen gegen Erlegung des Geldwerthes käuf- 
lich erworben werden können. 

§ 88. Die Beiträge der Arbeitgeber und Arbeiter 
find für jede Kalenderwoche von demjenigen Arbeit- 
geber zu entrichten, welcher den Arbeiter während der- 
ſelben beſchäftigt ch 

Findet die Beſchäftigung nicht während der ganzen 
Kalenderwoche bei demſelben Arbeitgeber ſtatt, fo tft 
von en Arbeitgeber, welcher den Berficherten 
zuerſt beſchäftigt, falls die Beſchäftigung länger als drei 
Tage währt, der volle Wochenbeitrag, anderenfalls der 
halbe Wochenbeitrag zu entrichten. Findet im letzteren 
Falle in derſelben Kalenderwoche ſeitens anderer Arbeit- 
geber eine weitere Beſchäftigung ſtatt, durch welche die 
Geſammtdauer der Beſchäftigung auf mehr als drei 
Tage erhöht wird, ſo iſt von demjenigen Arbeitgeber, 
welcher den Verſicherten nach Vollendung des dritten 
Arbeitstages zuerſt beſchäftigt, gleichfalls ein halber 
Wochenbeitrag zu entrichten. 

Gofern die Zahl der ihatſächlich verwendeten Arbeits- 
tage nicht feſtgeſtellt werden kann, tft der Beitrag für 
diejenige Arbeitszeit zu entrichten, welche zur Herſtellung 
der Arbeit annähernd für erforderlich zu erachten iſt. 
Im Streitfalle entſcheidet auf Antrag eines Theils die 
untere Verwaltungsbehörde endgiltig. Die Verſicherungs⸗ 
anſtalt (§ 30) ijt berechtigt, für die Berechnung der- 
artiger Beiträge beſondere Beftimmungen zu erlaſſen. 
Diejelben bedürfen der Genehmigung des Reichs-Ber- 
ſicherungsamts. : 

$ 89, Die Entrichtung der Beiträge erfolgt durch 
Einkleben eines entſprechenden Betrages von Marken 
in das Quittungsbuch des Verſicherten. Der Arbeit- 


geber iſt verpflichtet, dafür Sorge zu tragen, daß jede 
Perſon ein auf ihren 
Namen lautendes Quittungsbuch beſitzt; er iſt berechtigt, 


von ihm beſchäftigte verſicherte 


fehlende Quittungsbücher für Rechnung der Betreffenden 
anzuſchaffen und den verauslagten Betrag bei der 
nächſten Lohnzahlung einzubehalten. 

Der Bundesrath beſtimmt die Einrichtung des 
Quittungsbuches. Die Koſten deſſelben trägt der Ber- 
ſicherte, eee BEE 

‚Die Austellung des Quittungsbuches erfolgt durch 
die Ortspolizeibehörde des Beſchäftigungsortes. Ueber 
den Vertrieb der Quittungsbücher wird durch die 
Landes-Centralbehörde Beſtimmung getroffen. 

§ 90. Die Eintragung eines Urtheils über die Führung 
oder die Leiſtung des Inhabers, ſowie ſonſtige durch 
dieſes Geſetz nicht vorgeſehene Eintragungen oder Ver- 
merke in oder an dem Quittungsbude find unzuläffig. 
Quittungsbücher, in welchen derartige Eintragungen 
oder Vermerke ſich vorfinden, ſind von jeder Behörde, 


welcher ſie zugehen, einzubehalten. die Behörde hat 


die Erſetzung derſelden durch neue Bücher, in welche 
der zuläſſige Inhalt der erſteren nach Maßgabe der 
Beſtimmungen der §§ 97 und 98 zu übernehmen iſt, 
zu veranlaſſen. 

Dem Arbeitgeber ſowie Dritten iſt unterſagt, das 
Quittungsbuch wider den Willen des Inhabers zurück⸗ 
zubehalten. Auf die Zurückbehaltung der Bücher zu 
Zwecken der Controle, Berichtigung oder Uebertragung 
ſeitens der hierfür zuſtändigen Behörden und Organe 
findet dieſe Beſtimmung keine Anwendung. 

Quittungsbücher, welche im Widerſpruch mit dieſer 
Vorſchrift zurückbehalten werden, find durch die Oris- 
polizeibehörde dem Zuwiderhandelnden abzunehmen 
und dem Berechtigten auszuhändigen. Der erſtere 
bleibt dem letzteren für alle Nachtheile, welche dieſem 
aus der Zuwiderhandlung erwachſen, verantwortlich. 


§ 91. In das Quittungsbuch hat der Arbeitgeber 
bei der Lohnzahlung zu dem nach § 88 zu berechnenden 
Betrage Marken derjenigen Art einzukleben, welche für 
den Beſchäftigungsort und, falls die Beiträge für die 
einzelnen Berufszweige verſchieden bemeſſen ſind (§ 17), 
für den betreffenden 1 von der Verſicherungs⸗ 
anſtalt ausgegeben find. Die Marken hat der Arbeit- 


geber aus eigenen Mitteln zu erwerben. Die Ver⸗ 


wendung anderer Marken ift unſtatthaft. 


Die Marken müſſen auf die hierzu beſtimmten 
Blätter des Anittungsbuches eingeklebt werden und 


für die einzelnen Kalenderjahre eine fortlaufende Reihe 
bilden. Die eingeklebten Marken ſind zu entwerthen. 


Der Bundesrath iſt befugt, über die Entwerthung der 
Marken Vorſchriften zu erlaſſen und deren Nichtbe⸗ 
folgung mit Strafe zu bedrohen. 

„Bei der Lohnzahlung haben die Arbeitgeber den von 
ihnen beſchäftigten Perſonen die Hälfte der Beiträge in 
Abzug zu bringen. Die Abzüge dürfen ſich nur auf die 
für die Lohnzahlungsperiode entrichteten Beiträge er- 


ſtrecken. 


8 92. Durch die Landes - Gentralbehörde oder mit 
Genehmigung derſelben durch ſtatutariſche Beſtimmung 


eines weiteren Communalverbandes oder einer Gemeinde 
kann abweichend von den Vorſchriften des § 91 Abſatz 1 


angeordnet werden: 5 
1) daß für diejenigen Verſicherten, welche einer 
Orts-, Betriebs- (Fabrik-), Bau- oder Innungs- 
krankenkaſſe oder einer Knappſchaftskaſſe angehören, 
durch die Vorſtände dieſer Kaſſen, für die der Ge- 
meindekrankenverſicherung oder landesrechtlichen Ein- 
richtungen ähnlicher Art angehörenden Verſicherten 
durch deren Verwaltung die Beiträge für Rechnung 
der Verſicherungsanſtalt von den Arbeitgebern er- 
hoben und die den eingezogenen Beiträgen ent- 
ſprechenden Marken in die Nuittungs bücher der Ber- 
ſicherten eingeklebt und entwerthet werden; 

2) daß in der gleichen Weiſe die Beiträge für die- 
jenigen Perſonen, welche keiner der vorſtehend be- 
zeichneten Kaſſen angehören, durch die Gemeinde 
behörde des Beſchäftigungsorts von den Arbeitgebern 
einzuziehen find. In dieſem Falle können Beftim- 
mungen über die Verpflichtung zur Anmeldung und 
Abmeldung der Verſicherten getroffen und Zuwider⸗ 


| beglaubigter Form vorzutragen find. 


handlungen mit Geldſtrafe bis zu 100 Mk. bedroht 

werden. 

Soweit die Einziehung der Beiträge in der vor- 
ſtehenden Weiſe geregelt wird, hat die Verſicherungs⸗ 
anſtalt den Verwaltungen der Krankenkaſſen und den 
Gemeindebehörden die erforderlichen Marken gegen Ab- 
rechnung zur Verfügung zu ſtellen und eine von der 
Landes -Centralbehörde zu beſtimmende Vergütung zu 
gewähren. \ 5 

§ 93. Die Erhebung der Beiträge für diejenigen Per⸗ 
ſonen, auf welche die Verſicherungspflicht nach § 1 Ab- 
fat 3 erſtreckt worden iff, wird durch Beſchluß des 
Bundesraths geregelt. 

§ 94. Perſonen, welche aus einer die Verſicherungspflicht 
begründenden ahr ausſcheiden, oder welche in 
einzelnen Kalenderjahren nicht für volle 47 Beitrags- 
wochen entweder die Zahlung der Beiträge oder die 
im § 21 vorgeſehene Befreiung von der Beitragspflicht 
nachweiſen können, ſind berechtigt, ſich den Anſpruch auf 
volle Rente dadurch zu erhalten, daß fie einen den aus- 
fallenden vollen Beiträgen entſprechenden Betrag der- 
jenigen Marken freiwillig beibringen, welche vor dem 
Ausfall zuletzt zu verwenden waren. Diefe Bei⸗ 
bringung hat jedoch die bezeichnete Wirkung nur 
dann, wenn gleichzeitig zur Deckung des auf die Zeit 
des Ausfalls entfallenden Beitrags des Reichs die 
erforderlichen Zuſatzmarken (§ 95) beigebracht werden. 
Freiwillige Beiträge dürfen höchſtens für einen Zeit⸗ 
raum von je zwei Kalenderjahren, einſchließlich des⸗ 
jenigen Kalenderjahres, in welchem der Ausfall ent- 
ſtanden iſt, beigebracht werden. 5 

Die Entwerthung dieſer Marken erfolgt durch die 
Gemeindebehörde beziehungsweiſe die von der Landes- 
Centralbehörde für die Aufrechnung der Quittungs- 
bücher beſtimmte anderweite Behörde (§ 97). Bei der 
Entwerthung hat dieſelbe das Jahr zu beſcheinigen, in 
welchem die Beibringung der Marken erfolgt iſt. 

Die Behörde darf die Entwerthung und Beſcheinigung 
nur dann vornehmen, wenn gleichzeitig ein enk⸗ 
ſprechender Betrag an Zuſatzmarken (§ 95) bei- 
gebracht wird. y 

95. Für diejenigen Beitragswochen, für welche 
freiwillige Beiträge entrichtet werden (§ 94 Abfab 1), 
find zur Deckung des auf dieſe Zeit entfallenden Bet- 
trages des Reichs beſondere mit der Bezeichnung ihres 


Geldwerthes verſehene Zuſatzmarken zum halben Werthe 


der im § 84 bezeichneten Beitragsſätze einzukleben. Auf 
die Entwerthung dieſer Zuſatzmarken finden die Bor- 
ſchriften des § 94 Abſatz 2 Anwendung. 

Der Bundesrath iſt befugt, den Werth dieſer Zuſatz⸗ 
marken nach Maßgabe der zu machenden Erfahrungen 
anderweit feftzufeben. 

§ 96. Die Zuſatzmarken werden für Rechnung des 
Reiches hergeſtellt. Sie müſſen in Farbe und Bezeichnung 
von den Beitragsmarken der Berficherungs - Anjtalten 
verſchieden ſein. Die Zeitabſchnitte, für welche die Zu⸗ 
ſatzmarken auszugeben find, ſowie die Unterſcheidungs⸗ 
merkmale der Zuſatzmarken werden vom Reichs Ber- 
ſicherungsamt feſtgeſetzt. 

Der Vertrieb der Zuſatzmarken erfolgt zum Nenn- 
werth durch Vermittelung der Berficherungs - Anftalten 
an den zum Betriebe ihrer eigenen Marken beſtimmten 
Stellen. 

§ 97. Quittungsbücher, welche zu den erforderlichen 
Eintragungen keinen Raum mehr gewähren, ſind von 
der Gemeindebehörde des derzeitigen Arbeitsorts oder 
nach Beſtimmung der Landes - Central - Behörde von 
anderen Behörden ober den Organen der Kranken- 
kaſſen derart aufzurechnen, daß erſichtlich wird, für 
wieviel Beitragswochen der Inhaber des Auittungs- 
buches im Laufe der einzelnen Kalenderjahre zu jeder 
Verſicherungsanſtalt in den einzelnen Ortsklaſſen be- 
ziehungsweſſe Berufszweigen Beiträge entrichtet hat, 
und wieviel Zeit er in Folge beſcheinigter Krank- 
heit oder aus Anlaß des Militär bienſtes (§ 21) unbe- 
ſchäftigt geweſen iſt. Dem Inhaber wird ſodann ein 
neues Juittungsbuch gegen Erſtattung der Koſten 
deffelben ausgeſtellt, in welches für jedes Kalender- 
jahr die Gndjahlen des früheren Quittungsbuches in 
Das bisherige 
Quittungsbuch iſt von der betreffenden Behörde, nach⸗ 
dem ſämmtliche Eintragungen durchſtrichen ſind, an der 
hierfür durch Vordruck bezeichneten Stelle durch den 
Vermerk: „Geſchloſſen und übertragen“ unter Bei- 
fügung von Datum und Unterfchrift und unter Bei- 
drückhung des Dienſtſiegels zu ſchließen. Die ge⸗ 
ſchloſſenen Quittungsbücher find nach Ablauf der Gin- 
ſpruchsfriſt (S 99) an die Gemeindebehörde des Ge- 
burtsorts des Inhabers, ſofern derſelbe im Inlande 
belegen iſt, zu überſenden. Diefe Behörde oder, ſofern 
der Geburtsort im Auslande belegen iſt, die zur Auf- 
RE der Quittungsbiicher zuſtändige Behörde des 
Beſchäftigungsorts hat das Quittungsbuch aufzu- 
bewahren und darf daſſelbe nicht vor Ablauf einer 
vom Bundesrath zu beſtimmenden Friſt vernichten. 
Durch die Landes-Gentralbehörde kann vorgeſchrieben 
werden, daß die geſchloſſenen Zuittungsbücher an andere 
Behörden abzuſenden oder von anderen Behörden auf- 
zubewahren ſind. 

§ 98. Verlorene, unbrauchbar gewordene oder zer⸗ 
ſtörte Quittungsbücher find durch neue Quittungsbücher 
zu erſetzen. In das neue Quittungsbuch find die Gnd- 
zahlen des bisherigen, ſoweit dieſe nachweisbar find, 
in beglaubigter Form vorzutragen. Hierfür iſt zunächſt 
der Inhalt des zu erſetzenden Buches, ſoweit derſelbe 
erkennbar ijt, jomie der Inhalt älterer geſchloſſener 
Bücher maßgebend; im übrigen kann der Inhalt des 
zu erſetzenden Buches durch Beſcheinigungen des Arbeit- 
gebers oder hurch andere Urkünden dargethan werden. 

Auf das Verfahren finden ie Vorſchriften des § 97 
entſprechende Anwendung. 74 

§ 99. Der Berficherte int befugt, binnen zwei Wochen 
nach Aushändigung des. neuen Quittungsbuchs gegen 
die Uebertragung des Inhalts des bisherigen Quittungs- 
buches Einſpruch zu erheben. Ueber den Einſpruch, 
ſowie über etwaige andere Beſchwerden, welche gegen 
das bei Einziehung des Quittungsbuches und Aus- 
händigung des neuen Buches beobachtete Verfahren er- 
hoben werden, hat diejenige Behörde, welche der mit 
der Aufrechnung des Quittungsbuchs beauftragten Stelle 
unmittelbar vorgeſetzt iſt, endgiltig zu entſcheiden. 
Wird ein ſolcher Einſpruch nicht rechtzeitig erhoben, 
jo gilt die Uebertragung dem Inhaber des Quitiungs- 
buches gegenüber als zutreffend. 

§ 100. Die Einziehung des Quittungsbuchs und die 
Aushändigung des neuen Buches hat Zug um Zug zu 
erfolgen. Kann die Uebertragung des Inhalts des ab- 


gelieferten Quittungsbudys nicht ſofort erfolgen, jo wird 


dem Verſicherten über die Ablieferung eine Beſcheinigung 
ertheilt, welche zurückzugeben iff, ſobald die Ueber- 
tragung ftattgefunden hat. ö : 

§ 101. Streitigkeiten zwiſchen den Organen der 
Verſicherungsanſtalten einerſeits und Arbeitgebern oder 
Arbeitnehmern andererſeits oder zwiſchen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern über die Frage, ob oder zu welcher 
Verſicherungsanſtalt, in welcher Ortsklaſſe oder, ſofern 
die Beiträge für einzelne Berufszweige verſchieden be- 
meſſen find (§ 17), zu welchem Berufszweige für be- 
ſtimmte Perſonen Beiträge zu entrichten ſind, werden 
von der für den Beſchäftigungsort (§ 30) zuſtändigen 
unteren Bermaltungsbehörde entſchieden. Gegen dieſe 
Entſcheidung ſteht den Betheiligten die Beſchwerde an 
die höhere Verwaltungsbehörde zu, welche endgiltig 
entſcheidet. 

8 102. Die Vorſchriften des § 101 finden auf 
Streitigkeiten zwiſchen den Organen verſchiedener Ber- 
ſicherungsanſtalten über die Frage, zu welcher derſelben 
beſtimmte Perſonen beizutragen haben, gleichfalls An- 
wendung. 

§ 103. Nach endgiltiger Erledigung dieſer Gtreitig- 
keiten hat die untere Verwaltungsbehörde, ſofern es 
ſich um die Verſicherungspflicht handelt, von Amtswegen 
dafür zu ſorgen, daß zu wenig erhobene Beträge durch 
nachträgliches Einkleben von Marken beigebracht werden. 
Zu viel erhobene Beträge ſind auf Antrag von der 
Berfiherungsanftalt wieder einzuziehen und nach Ber- 
nichiung der in das Quittungsbuch eingetragenen be- 
treffenden Marken und Berichtigung der Aufrechnungen 


an die Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu gleichen Theilen 

zurückzuzahlen. 5 

Handelt es ſich um die Verwendung von 
Marken einer nicht zuſtändigen Verſicherungsanſtalt. 
ſo iſt nach Vernichtung derjenigen Marken, welche 
irrthümlich beigebracht find, eine der Zahl der Bei- 
tragswochen entſprechender Betrag von Marken 
der zuſtändigen Verſicherungsanſtalt beizubringen. 
Der Betrag der vernichteten Marken iſt von 
der Verſicherungsanſtalt, welche ſie ausgeſtellt 
hatte, wieder einzuziehen und zu gleichen Theilen zwiſchen 
dem Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu theilen. An die 
Stelle der Bernichtung von Marken kann in den nach 
Anſicht der unteren Verwaltungsbehörde dazu geeigneten 
Fällen die Einziehung des Quittungsbuches und nach 
Uebertragung der giltigen Eintragungen deſſelben die 
‚Aushändigung eines neuen Quittungsbuces treten. 

§ 104. Im übrigen werden Streitigkeiten zwiſchen 
dem Arbeitgeber und den von ihm beſchäftigten Per⸗ 
ſonen über die Berechnung und Anrechnung der von 
dieſen zu leiſtenden Beiträge von der unteren Ber- 
waltungsbehörde (§ 101) endgiltig entſchieden. 

$ 105. Die Verſicherungsanſtalten ſind befugt, mit 
Genehmigung des Reichs-Berſicherungsamts zum Zweck 
der Controle Vorſchriſten zu erlaſſen. Sie ſind ferner 
befugt, die Arbeitgeber zur rechtzeitigen Erfüllung dieſer 
Vorſchriften durch Geldſtrafen bis zum Betrage von je 
einhundert Mark anzuhalten. Das Reichs-Berfiherungs- 
amt kann den Erlaß derartiger Vorſchriften anordnen 
und dieſelben, ſofern ſolche Anordnung nicht befolgt 
wird, ſelbſt erlaſſen. 

Die Arbeitgeber ſind verpflichtet, über die Zahl der 
von ihnen beſchäftigten Perſonen und über die Dauer 
der Beſchäftigung den Organen der Verſicherungsanſtalt 
und anderen mit der Controle beauftragten Behörden 
oder Beamten auf Verlangen Auskunft zu ertheilen 
und denſelben diejenigen Geſchäftsbücher oder Liſten, 
aus welchen jene Thatſachen hervorgehen, zur Einficht + 
während der Betriebszeit an Ort und Stelle vorzulegen. 
Ebenſo find die Verſicherten zur Ertheilung von Aus- 
kunft über Ort und Dauer ihrer Beſchäftigung ver- 
pflichtet. Die Arbeitgeber und die Verſicherten ſind 
ferner verbunden, den bezeichneten Organen, Behörden 
und Beamten auf Erfordern die Quittungsbücher behufs 
Ausübung der Controle und Herbeifiihrung der etwa 
erforderlichen Berichtigungen auszuhändigen. Sie können 
hierzu von der unteren Verwaltungs behörde durch Geld 
ſtrafen bis zum Betrage von je dreihundert Mark an- 
gehalten werden. : 

stroaige Berichtigungen erfolgen, fofern die Be- 
theiligten über dieſelben einverſtanden find, auf dem 
im § 103 angegebenen Wege durch die die Controle 
ausübenden Organe, Behörden oder Beamten, anderen- 
falls nach Erlebigung des Strafverfahrens gemäß der 
Vorſchriften der §§ 101 ff. 

§ 106. Die durch die Controle den Verſicherungs⸗ 
anſtalten erwachſenden Koſten gehören zu den Ber- 
waltungskoſten. Soweit dieſelben in baaren Auslagen 
beſtehen, können fie durch den Vorſtand der Ber- 
ſicherungsanſtalt dem Arbeitgeber auferlegt werden, 
wenn derſelbe durch Nichterfüllung der ihm obliegen⸗ 
den Verpflichtungen zu ihrer Aufwendung Anlaß ge- 
geben hat. Gegen die Auferlegung der Koſten findet 
binnen zwei Wochen nach Zuſtellung des Beſchluſſes 
die Beſchwerde an die untere Verwaltungsbehörde 
(§ 100) ſtatt. Dieſe entſcheidet endgiltig. die Bei- 
treibung der auferlegten Koſten erfolgt in derſelben 
Weiſe, wie die der Gemeindeabgaben. 

§ 107. Durch das Statut kann die Anſammlung 
eines Reſervefonds angeordnet werden. Geſchieht dies, 
fo iſt zugleich darüber Beſtimmung zu treffen, unter 
welchen Borausfehungen die Zinſen des Reſervefonds 
für bie Deckung der der Verſicherungsanſtalt obliegen- 
den Laſten zu verwenden ſind und in welchen Fällen 
der Kapitalbeſtand des Reſervefonds angegriffen 
werden barf. 

§ 108. Verfügbare Gelder ber Verſicherungsanſtalten 
find nach Maßgube der Beſtimmungen des § 76 des 
Hnlatinerliderungsgelehes verzinslich anzulegen. 

Auf Antrag von Verſicherungsanſtalten kann der 
Bundesrath denſelben widerruflich geſtatten, einen 
Theil ihres Vermögens in anderen zinstragenden 
Papieren, in Grundſtücken oder Bergwerksantheilen 
anzulegen. Mehr als der vierte Theil des Vermögens 
der einzelnen Verſicherungsanſtalten darf jedoch in 
dieſer Weiſe nicht angelegt werden. 

Werthpapiere ſind nach näherer Beſtimmung der 
Centralbehörde desjenigen Bundesſtaates, in deſſen 
Gebiet die Verſicherungsanſtalt ihren Sitz hat, bei 
einer zur Aufbewahrung von Geldern oder Werth- 
papieren befugten öffentlichen Behörde oder Kaſſe 
5 100% 0 : 

§ 109. Die Verſicherungsanſtalt ift verpflichtet, dem 
Reichs-Berſicherungsamt nach näherer Anweiſung des- 
ſelben und in den von ech vorzuſchreibenden Friſten 
Ueberſichten über ihre Geſchäfts⸗ und Rechnungsergeb⸗ 
niſſe einzureichen. y : 

Die Art und Gorm der Rechnungsführung bei den 
Verſicherungsanſtalten wird durch das Reichs-Ver⸗ 
ſicherungsamt geregelt. 

Das Rechnungsjahr iſt das Kalenderjahr. 

V. Schuhvorſchriften. 

§ 110. Die Verſicherungsanſtalten find befugt, für 
ihre Bezirke oder für beſtimmte Berufszweige oder 
Betriebsarten ihrer Bezirke Vorſchriften zu erlaſſen: 

1) über die von den Arbeitgebern Verſicherter zum 
Schutz der letzteren gegen geſundheitsſchädliche Ein⸗ 
flüſſe zu treffenden Einrichtungen unter Bedrohung 
der Zuwiderhandelnden mit Geldſtrafe bis zu drei- 
hundert Mark; 

2) über das von den Verſicherten zur Verhütung 
von Krankheiten 35 beobachtende Verhalten unter 
Bedrohung der Zuwiderhandelnden mit Geldſtrafe 
bis zu ſechs Mark. 

Dieſe Borſchriften bedürfen der Genehmigung der 
Landes-Cenkralbehörde. 1 2 05 

Die genehmigten Vorſchriften ſind durch diejenigen 
Blätter zu veröffentlichen, welche zu den amtlichen 
Bekanntmachungen der Landes-Centralbehörde oder der 
höheren Verwaltungsbehörde, für deren Bezirk fie 
Geltung haben 50 07 beſtimmt ſind. a 

§ 111. Die Feſtſetzung der Gtrafen erfolgt im Falle 
des $ 110 Abſatz 1 Ziffer 1 durch den Vorſtand der 
Betriebs- (Fabrik.) Krankenkaſſe, oder wenn eine ſolche 
für den Betrieb nicht errichtet iſt, durch die Ortspolizei⸗ 
behörde. Die Strafe fließt im Falle des § 110 Abja 1 
Ziffer 1 in die Kaffe der Verſicherungsanſtalt, im Falle 
des § 110 Abſatz 1 Ziffer 2 in die Krankenkaſſe, welcher 
der zu ihrer Zahlung Verpflichtete zur Zeit der Zuwider⸗ 
handlung angehört, und wenn der zur Zahlung Ver- 
pflichtete keiner Krankenkaſſe angehört, in die Kaſſe 
des Ortsarmenverbandes des Beſchäftigungsorts. In 
beiden Fällen iſt binnen zwei Wochen nach der 3u- 
ſtellung der bezüglichen Verfügung die Beſchwerde zu⸗ 
läſſig; über dieſelbe entſcheidet im erſteren Falle die 
für den Beſchäftigungsort zuftändige höhere Ber- 
waltungsbehörde, im letzteren Falle die der Betriebs- 
(Fabrik-) Krankenkaſſe beziehungsweiſe Ortspolizei⸗ 
behörde unmittelbar vorgefehte Aufſichtsbehörde. 

§ 112. Die Verſicherungsanſtalten ſind befugt, durch 
Beauftragte die Befolgung derartiger Schutzvorſchriften 

u überwachen. Die Arbeitgeber ſind verpflichtet, den 
W der Verſicherungsanſtalt den Zutritt zu 
ihren Betriebsftätten während der Betriebszeit zu ge- 
ſtatten, und können hierzu, vorbehaltlich der Be- 
ſtimmung des § 113, von der unteren Verwaltungs- 
behörde durch Geldſtrafen bis zum Betrage von je 
300 Mark angehalten werden. } 

Auf die durch die Ueberwachung der Betriebe ent- 
ftehenden Koſten finden die Beſtimmungen des § 106 
Anwendung. . \ 

$ 113. Befürchtet der Arbeitgeber die Verletzung 
eines Betriebsgeheimniſſes oder die Schädigung ſeiner 
Geſchäftsintereſſen in Folge der Beſichtigung des Be- 
triebes durch den Beauftragten ($ 112), jo kann ber- 
ſelbe die Beſichtigung durch andere Gachverſtändige be- 

anſpruchen. In dieſem Falle hat er dem Dorſtande⸗ 
ſobald er den Namen des Beauftragten erfährt, eine 
entſprechende Mittheilung ju machen und einige 


geeignete Perfonen zu bezeichnen, welche auf ſeine 
Koſten die erforderliche Einſicht in den Betrieb zu 
nehmen und dem Vorſtande die für die Zwecke der 
Verſicherungsanſtalt nothwendige Auskunft über die 


Berugbaeinpictungen, zu geben bereit find. In Gr- 
einer Verſtändigung zwiſchen dem Arbeit- 


mangelung 
geber und dem Vorſtande entſcheidet auf Anrufen des 
letzteren das Reihe Berfiherungsemt, : j 

8 114. Die Mitglieder der Vorſtände und fonftigen 
Organe der Verſicherungsanſtalten, insbeſondere deren 
Soc (S 112), und die nach $ 113 ernannten 
Sachverſtändigen haben über die Thatſachen, welche 
durch die Uebermachung und die Controle der Be- 
triebe zu ihrer Kenntniß kommen, Verſchwiegenheit 
u beobachten und "ich der Nachahmung der von den 


tbeitgebern geheim gehaltenen, zu ihrer Kenntniß ge- 


langten Betriebseinrichtungen und Betriebsmeifen, fo 
lange als dieſe i d ik ſind, zu enthalten. 
Die Beauftragten und Sachverſtändigen ſind hierauf 
von der unteren Verwaltungsbehörde ihres Wohnorts 
zu beeidigen. 1 1 ist, e N 

§ 115. Namen und Wohnſitz der Beauftragten find 
von dem Vorſtand der Verſicherungsanſtalt den höheren 
Verwaltungsbehörden, auf deren Bezirke fic) ihre 
Thätigkeit erſtreckt, anzuzeigen. 

Die Beauftragten find verpflichtet, den nach Maf- 
gabe des § 139 pb der Gewerbeordnung befteliten ftaat- 
lichen Auflihtsbeamten auf Erfordern über ihre Ueber⸗ 
wachungsthätigkeit und deren Ergebniſſe Mittheilung 
zu machen, und können dazu von dem Reichs- Ver- 
ſicherungsamt durch Geldstrafen bis zu einhundert Mark 
angehalten werden. 

VI. Aufſicht. 


§ 116. Die Verſicherungsanſtalten unterliegen in 
Bezug auf die Befolgung dieſes Geſetzes der Beauf- 
ſichtigung durch das e a e Das 
Auffichtsrecht des letzteren erſtrecht fic) auf die Beob- 
achtung der geſetzlichen und ſtatutariſchen Vorſchriften. 

Alle Entſcheidungen des Reichs-Verſicherungsamts 
ER aun t ſoweit in dieſem Geſetze nicht ein anderes 

immt iſt. 

Das Reichs- Verſicherungsamt iſt befugt, jederzeit eine 
Prüfung der Geſchäftsführung der Verſicherungs⸗ 
anftalten vorzunehmen. Die Mitglieder der Vorſtände 


5. Mai 1886, Reichs-Geſetzbl. S. 132), unterliegen die⸗ 
jenigen Verſicherungsanſtalten, welche fic) über das 
Gebiet dieſes Bundesſtaates nicht hinaus erſtrecken, der 
Beaufſichtigung des Landes- Verſicherungsamtes. Auf 
die Landes-Verſicherungsämter finden die Vorſchriften 
der SS 116 bis 118 entſprechende anwendung. 
In den Angelegenheiten der den Landes⸗Verſicherungs⸗ 
ämtern unterftellten Verſicherungsanſtalten gehen die in 
den §§ 44, 56, 68, 70, 81, 85, 86, 88, 105, 113, 115, 
136 dem Reichs - Berfidjerungsamt übertragenen 3u- 
ſtändigkeiten auf das Landes-Verſicherungsamt über. 

Die Formen des Verfahrens und der Geſchäftsgang 
bei dem Landes - Verſicherungsamt werden durch die 
Landesregierung geregelt. 

VII. Reichs- und Staatsbetriebe. 

§ 120. Das Reich und die Bundesſtaaten find befugt, 
die Alters- und Invaliditätsverſicherung der in ihren 
Verwaltungen beſchäftigten Perſonen für eigene Rechnung 


durchzuführen. 

Die Erklärung, daß von dieſer Befugniß Gebrauch 
gemacht werden ſoll, erfolgt, ſoweit es UR um Be- 
triebe der Keeresverwaltung handelt, durch die oberſte 
Militärverwaltungsbehörde des Contingents, im übrigen 
für die Verwaltungen des Reiches durch den Reichs⸗ 
Kanzler, für die Verwaltungen der Bundesſtaaten durch 

die Landes Centralbehörden. Die Erklärung iſt an das 
Reichsverſicherungsamt zu richten. 

Soweit hiernach die Verſicherung für eigene Rechnung 
durchgefützrt wird, finden die Beſtimmungen der SS 30 
bis 50, 52, 58 bis 62, 80 Abſatz 3, 81 Abſatz 2, 92, 


führungsbehörde. 


105 bis 108, 109 Abſatz 2, 110 bis 115, 116 Abſatz 
1. und 3, 117, 119 Abja 1, 128 Ab 
134 bis 136, 143, 144 keine Anwendung. 

§ 121. Der, Errichtung beſonderer Verſicherungs⸗ 
anſtalten bedarf es nicht. 

Die Befugniſſe und Obliegenheiten der Organe der 
Verſicherungsanſtalten werden durch Ausführungs- 
behörden wahrgenommen, welche für die Keeresver⸗ 
waltungen von der oberften Milikärverwaltungsbehörde 
des Contingents, im übrigen für die Reichsverwaltungen 
vom Reichskanzler, für die Landesverwaltungen von 
der Landes- Centralbehörde zu bezeichnen find. An die 
Stelle des Statuts treten Kusführungsvorſchriften, 
deren Erlaß denſelben Behörden obliegt. dem Reichs 
Derſichernngsamt ¡ft mitzutheilen, welche Behörden als 
Ausführungsbehörden bezeichnet worden ind. 
bai bene ich ber 8, 23, vorgelenene Belcheinigung 
kann hinſichtlich der in Relda- oder Gtanisbetrieben 
beſchäfligten Perſonen durch die denſelben vorgejehte 
Behörde ausgeſtellt werden. | 
_ Gind für Reichs- oder Staatsbetriebe Betriebs- 
Krankenkaſſen errichtet, fo kann die vorgeſetzte höhere 
Dermaltungsbehörbe beſtimmen, daß durch die Bor- 
ſtände dieſer Krankenkaſſen die Beiträge für die den 
letzteren angehörenden Berficherten erhoben und die 
den eingezogenen Beträgen entſprechenden Marken in 
die Quittungsbücher der Verſicherten eingeklebt und 
entwerthet werden. 

123. An der Beſchlußfaſſung der Ausführungs- 
behörden, ſoweit dieſelbe nach näherer Beſtimmung 
der Kusführungsvorſchriften nicht die laufende Ber- 


waltung betrifft, haben ebenſo viele Vertreter der 


Derficherten theilzunehmen, wie Mitglieder der Aus- 
Bei Stimmengleichheit giebt die 
Stimme des Vorſitzenden der Ausführungsbehörbe den 
Ausſchlag. 0 

§ 124. Die Vertreter der Verſicherten (§ 123) werden 
von den aus dem Arbeiterſtande beſtellten Beiſitzern 
der für die Durchführung der Unfallverſicherung in 
den bezeichneten Betrieben errichteten Schiedsgerichte 
gewählt. die Wahlordnung wird durch die für den 
Erlaß der Kusführungsvorſchriften zuſtändige Behörde 
erlaſſen. In der Wahlordnung ſind die Zahl der 
Vertreter der Verſicherten und die denſelben zu ge- 
währenden Vergütungsſätze feſtzuſtellen. 

§ 125. Die zur Durchführung der Unfallverſicherung 
in den bezeichneten Betrieben errichteten Schiedsgerichte 
entſcheiden in dem für dieſelben vorgeſchriebenen Der- 


fahren auch über Anſprüche auf Alters- und Invaliden- | 


rente. 

§ 126. Bei dem Erlaß von Vorſchriften der Aus- 
führungsbehörde über das in den Betrieben von den 
Verſicherten zur Verhütung von Be he zu be- 
obachtende Verhalten bedarf es der Mitwirkung ber 
Vertreter der Verſicherten nur dann, wenn dieſe Bor- 
ſchriften Strafbeſtimmungen enthalten ſollen. Die auf 


Grund folder Vorſchriften verhängten Belbftrafen fließen 


in die Krankenkaſſe, welcher der zu ihrer Zahlung 
Verpflichtete zur Zeit der Zuwiderhandlung angehört, 
und wenn der zur Zahlung Verpflichtete keiner Kranken⸗ 
kaſſe angehört, in die Kaſſe des Ortsarmenverbandes 
des Beſchäftigungsorts. 

127. Soweit in den vorſtehenden Paragraphen 
keine abweichenden Vorſchriften getroffen worden ſind, 
finden auf die Durchführung der Alters- und Inva⸗ 
liditätsverſicherung ſeitens der Verwaltungen des Reichs 
und der Bundesſtagten die Beſtimmungen dieſes @e- 
ſetzes über die Verſicherungsanſtalten entſprechende An- 
wendung. 8 
VIII. Schluß, Straf- und Uebergangsbeſtimmungen. 

§ 128. Seeleute ($ 1 Abſatz 1 Ziffer 1 des Geſetzes 
vom 13. Juli 1887, Reichs Geſetzbl. S. 329) find bei 
derjenigen Verſicherungsanſtalt zu verſichern, in deren 
Bezirk ſich der Keimathshafen des Schiffes befindet. 


Durch den Bundesrath können über die Beibringung 


der Marken und die Kufrechnung der Quittungsbücher 
der Seeleute von den Porſchriften dieſes Geſetzes ab- 
weichende Beſtimmungen getroffen werden. as 

Für Seeleute, welche ſich außerhalb Europas anf- 
halten, beträgt die Friſt zur Einlegung von er 
mitteln 6 Wochen. Die Friſt kann von derjenigen Be- 
hörde, gegen deren Beſcheid das Rechtsmittel jtatifindet, 
weiter erſtreckt werden. 

An die Stelle der unteren Verwaltungs behörde tritt 
bei Seeleuten das Seemannsamt, und zwar im Inlande 
das Geemannsamt des Keimathshafens, im Auslande 
dasjenige Seemannsamt, welches zuerſt angegangen 
werden kann. 

Zur Befolgung der von der Verſicherungsanſtalt vor- 
geſchriebenen Schutzmaßregeln ſowie zur Zulaſſung der 
Beſichtigung der Fahrzeuge find auch die Correſpondent⸗ 
rheder und Bevollmächtigte der Rhederei ſowie die 
Schiffsführer verpflichtet. 

Der § 110 Abſatz 1 Ziffer 2 findet auf Seeleute keine 
Anwendung. 

$ 129. Rüchkſtände ſowie die in die Kaffe der Ber- 
ſicherungsanſtalt fließenden Strafen werden in der⸗ 
ſelben Weiſe beigetrieben wie Gemeindeabgaben. Rück⸗ 
ſtände haben das Vorzugsrecht des § 54 Nr. 1 der 
Concursorónung vom 10. Febr. 1877 (Reichs-Geſetzbl. 
S. 351) und verjähren binnen 4 Jahren nach der 
Fälligkeit. 

.$ 130, Die Centralbehörden der Bundesſtaaten be- 
ſtimmen, welche Verbände als weitere Communal- 
verbände anzuſehen und von welchen Staats- und Ge- 
meindeorganen beziehungsweiſe Vertretungen die in 
dieſem Geſetz den Staats“ und Gemeindeorganen ſowie 
den Vertretungen der weileen Communalverbände zu- 
gewieſenen Verrichtungen wahrzunehmen find. 

Die von den Centralbehördim der Bundesſtaaten in 
Gemäßheit vorſtehender Vorſchrift erlaſſenen Beſtim⸗ 
ſtimmungen ſind durch den „Reichsanzeiger“ bekannt 
iu machen. i 

§ 131. Zuſtellungen, welche den Lauf von Friſten 
bedingen, erfolgen durch bie Poſt mittelſt eingeſchriebenen 
Briefes. Der Beweis der Zuſlellung kann auch durch 
behördliche Beglaubigung geführt werden. 

Perſonen, welche nicht im Inlande wohnen, haben 
einen Zuſtellungs bevollmächtigten iu beſtellen. Wird 
ein ſolcher nicht beſtellt, ſo kann die Zuſtellung durch 


ſatz 5, 


öffentlichen Aushang während einer Woche in den 
Geſchäftsräumen der zuſtellenden Behörde oder der 
Organe der Verſicherungsanſtalten erſetzt werden. 

- 132. Alle zur Begründung und Abwickelung der 
Rechtsverhältnifje zwiſchen den Verſicherungsanſtalten 
einerſeits und den Verſicherten andererſeils erforder- 
lichen ſchiedsgerichtlichen und außergerichtlichen Ver⸗ 
handlungen und Urkunden find gebühren- und ftempel- 
fret. Daffelbe gilt für privatſchriftliche Vollmachten und 
amtliche Beſcheinigungen, welche auf Grund dieſes Ge- 


ſetzes zur Legitimation oder zur Führung von Nach- 


weſſen erforderlich werden. EN 

§ 133. Die öffentlichen Behörden find verpflichtet, den 
im Dollzuge dieſes Geſetzes an fie ergehenden Erſuchen 
des Reichsverſicherungsamis, der Landesverſicherungs⸗ 
ämter, anderer öffentſſcher Behörden, der Schiebsgerichte 


= | fotbte der Vorſtände der Verſicherungsanſtalten zu ent⸗ 


ſprechen und den bezeichneten Borftanden auch unauf- 
gefordert alle Mittheilungen zukommen zu laſſen, welche 
für den Geſchäftsbetrieb der Verſicherungsanſtalten 


von Wichtigkeit find. Die gleiche Verpflichtung liegt den 


Organen der Verſicherungsanſtalten unter einander 
ſowie den Organen der Berufsgenoſſenſchaften und der 
Krankenkaſſen ob. 3 : 

Die durch die Erfüllung dieſer Verpflichtungen ent- 
ſtehenden Koſten find von den Verſicherungsanſtalten 
als eigene Verwaltungskoſten inſoweit zu erſtatten, als 
ſie in Tagegeldern und Reiſekoſten von Beamten oder 
von Organen der Verſicherungsanſtalten, Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften und Krankenkaſſen ſowie in Gebühren für 
Zeugen und Sachverſtändige oder in ſonſtigen baaren 
Auslagen beſtehen. 


§ 134, Arbeitgeber, welche in die von ihnen auf 
Grund geſetzlicher oder von der Verſicherungsanſtalt 
erlaffener Beſtimmung aufzuſtellenden Nachweiſungen 
oder Anzeigen Eintragungen aufnehmen, deren Un- 
richtigheit ihnen bekannt war oder bei gehöriger Auf- 
merkſamheit nicht entgehen konnte, können von dem 
Vorſtande der Verſicherungsanſtalt mit Ordnungsſtraſe 
bis zu 500 Mk. belegt werden. 


8 135. Arbeitgeber, welche der Verpflichtung, für 
die von ihnen beſchäftigten, dem Verſicherungszwange 
unterliegenden Perſonen die vorgeſchriebenen Marken 
u verwenden, nicht oder nicht rechtzeitig nachkommen, 
önnen von dem Vorſtande der Verſicherungsanſtalt 
mit Ordnungsſtrafe bis zu dreihundert Mark belegt 
werden. 

§ 136. Gegen die auf Grund dieſes Geſetzes oder 
der Statuten von den Organen der Verſicherungsanſtal⸗ 
ten oder den Schiedsgerichts⸗Vorſitzenden erlaſſenen 
Strafverfügungen findet, binnen zwei Wochen nach deren 
ant att die Beſchwerde an das Reichs-Verſicherungs⸗ 
amt ſtatt. g 
Die Strafen fließen, ſoweit nicht in dieſem ase 
abweichende Beſtimmungen getroffen ſind, in die Kaſſe 
der Verſicherungsanſtalt. 

8 137. Den Arbeitgebern iſt unterſagt, durch Ber- 
träge (mittelſt Reglements oder beſonderer Ueberein- 
kunft) die Anwendung der Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
um Nachtheil der Verſicherten auszuſchließen oder die⸗ 
felben in der Uebernahme oder Ausübung eines in 
Gemäßgheit dieſes Geſetzes ihnen übertragenen Chren- 
amtes zu beſchränken. Vertragsbeſtimmungen, welche 
dieſem Verbote zuwiderlaufen, haben keine rechtliche 
Wirkung. 

Arbeitgeber, welche derartige Verträge geſchloſſen 
haben, werden, ſofern nicht nach anderen geſetzlichen 
Vorſchriften eine härtere Strafe eintritt, mit Gelöftrafe 
bis zu einhundertfünfzig Mark oder mit Haft beſtraft. 
8 138. Die gleiche Strafe (§ 137) trifft 
1. Arbeitgeber, welche den von ihnen beſchäftigten, 
dem Verſicherungszwange unterliegenden Perſonen 
wiſſentlich mehr als die Hälfte des verwendeten 
Betrages an Marken bei der Lohnzahlung in An- 
rechnung bringen; 


2. Angeſtellte, welche einen ſolchen größeren Abzug 


wiſſentlich bewirken; 
3. diejenigen Perſonen, welche dem Berechtigten ein 
Quittungsbuch widerrechtlich vorenthalten. 

8 139. Wer es unternimmt, durch Mißbrauch ſeiner 
Stellung als Arbeitgeber oder Bevollmächtigter des- 
ſelben eine verſicherungspflichtige Perſon an der Ueber⸗ 
nahme oder Ausübung eines in Gemäßgheit dieſes Ge- 
ſetzes ihr übertragenen Ehrenamts zu hindern, wird 
mit Geldstrafe bis zu eintauſend Mark oder mit Gefäng- 
niß bis zu drei Monaten beſtraft. 

8 140. Arbeitgeber, welche wiſſentlich eine andere 
als die vorgeſchriebene Marke verwenden, ſowie Ange- 
ſtellte und Verſicherte, welche wiſſentlich eine ſolche un⸗ 
richtige Verwendung bewirken, werden, ſofern nicht 
nach anderen geſetzlichen Vorſchriften eine härtere 
Strafe eintritt, mit Geldſtrafe nicht unter einhundert 
Mark oder mit Gefängniß nicht unter einer Woche be- 
ſtraft. Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo kann 
die Strafe bis auf zwanzig Mark oder drei Tage Haft 
ermäßigt werden. 

8 141. Die Strafbeſtimmungen der SS 134, 135, 
137 bis 140 finden auch auf die geſetzlichen Vertreter 
handlungsunfähiger Arbeitgeber, desgleichen gegen die 
Mitglieder des Vorſtandes einer KActiengeſellſchaft, 
Innung oder eingetragenen Genoſſenſchaft, ſowie gegen 
die Liquidatoren einer Handelsgeſellſchaft, Innung oder 
eingetragenen Genoſſenſchaft Anwendung. 

§ 142, Mer in Quittungsbiichern Eintragungen vor- 
nimmt, welche nach § 90 unzuläſſig find, wird mit 
Geldſtrafe bis zu 2000 Mark oder mit Gefängniß bis 
zu 6 Monaten beſtraft. Sind mildernde Umſtände vor- 
handen, jo kann ftatt der Gefängnißſtrafe auf Haft er- 
kannt werden. : 

8 143, Die Mitglieder der Porſtände und ſonſtiger 
Organe der Vorſicherungsanſtalten, insbeſondere deren 
Beauftragte, ſowie die nach § 113 ernannten Sachver- 
ſtändigen werden, wenn ſie unbefugt Betriebsgeheim- 
niſſe offenbaren, welche kraft ihres Amtes oder Auf- 
trages zu ihrer Kenntniß gelangt ſind, mit Geldſtrafe 
ba i 5 Mark oder mit Gefängniß bis zu 3 Monaten 

eſtraft. 


El 
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Die Verfolgung tritt nur auf Antrag des Betriebs- 


unternehmers ein. : 


§ 144, Die im § 143 bezeichneten Perfonen werden 
mit Gefängniß, neben welchem auf Verluſt der bürger- 
lichen Ehrenrechte erkannt werden kann, beſtraft, wenn 
fie abſichtlich zum Nachtheile der Betriebsunternehmer 
Betriebsgeheimniſſe, welche kraft es Amtes oder Auf- 
trages zu ihrer Kenntniß gelangt waren, offenbaren, 
oder wenn fie geheim gehaltene Betriebseinrichtungen 
oder Betriebsweiſen, welche kraft ihres Amtes oder 
Auftrages zu ihrer Kenntniß gelangt ſind, ſo lange als 
dieſe Betriebsgeheimniſſe ſind, nachahmen. 

Thun ſie dies, um ſich oder einem anderen einen 
Dermögensvortheil zu verſchaffen, ſo kann neben der 
Gefängnißſtrafe auf Geldſtrafe bis zu dreitauſend Mark 
erkannt werden. ; 

§ 145. Mit Gefängniß nicht unter drei Monaten, 
neben welchem auf Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte 
erkannt werden kann, wird beſtraft, wer unechte 
Marken in der Abſicht anfertigt, ‚fie als echt ir ver- 
wenden, oder echte Marken in der Abficht verfälſcht, fie 
zu einem höheren Werthe zu verwenden, oder wiſſent⸗ 
lich von falſchen oder verfälſchten Marken Gebrauch macht. 

Dieſelbe Strafe trifft denjenigen, welcher wiſſentlich 
ſchon einmal verwendete Marken in Quittungsbüchern 
abermals verwendet oder ſolche Marken nach gänzlicher 
oder theilweiſer Entfernung der darauf gejehten Gnt- 
werthungszeichen veräußert oder feilhält. Sind mildernde 
Umſtände vorhanden, ſo kann auf Geldſtrafe bis zu 
dreihundert Mark oder Haft erkannt werden. 

Zugleich iſt auf Einziehung der Marken zu erkennen, 
ohne Unterſchied, ob fie dem Berurtheilten gehören oder 
nicht. Auf dieſe Einziehung iſt auch dann zu erkennen, 
wenn die Verfolgung oder Berurtheilung einer be- 
ſtimmten Perſon nicht ſtattfindet. = 

§ 146, Mit Geldftrafe bis zu einhundertfünfzig Mark 


oder mit Haft wird beſtraft, wer ohne ſchriftlichen Auf- 


trag einer Verſicherungsanſtalt oder einer Behörde 

1) Stempel, Siegel, Stiche, Platten oder andere 
Formen, welche zur Anfertigung von Marken dienen 
können, anfertigt oder an einen anderen als die 
Verſicherungsanſtalt, beziehungsweiſe die Behörde 
verabfolgt; 

2) den Abdruck der in Ziffer 1 genannten Stempel, 
Siegel, 99 1 Platten oder Formen unternimmt 
oder Abdrücke an einen anderen als die Ber- 
1 acts beziehungsweise die Behörde ver- 
abfolgt. ’ u 14 

Neben der Geldſtrafe oder Haft kann auf Einziehung 
der Stempel, Siegel, Stiche, Platten oder Formen er- 
kannt werden, ohne Unterſchied, ob fie dem Verurtheilten 
gehören oder nicht. j gi 

8 147. Auf Verſicherte, welche zur Zeit des Inhraft- 
tretens dieſes Geſetzes das 40. Lebensjahr vollendet 
haben, findet die Vorſchrift, daß Altersrenten erſt na 
Ablauf von 30 Beitragsjahren zu gewähren find (SS 1 
und 12) keine Anwendung. 

Solche Berficherte erhalten vielmehr, unbeſchadet ihrer 
Beitragspflicht, für die Zeit nach dem Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes Altersrenten [hon dann, wenn fie nach⸗ 
weislich während der dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
unmittelbar vorangegangenen drei Kalenderjahre in 
mindeſtens je 47 vollen Wochen thatſächlich in einer 
Beſchäftigung geſtanden haben, welche nach dieſem Ge⸗ 
ſetze die Verſicherungspflicht begründen würde, oder 
durch beſcheinigte, mit Erwerbsunfähigkeit verbundene 
Krankheit zeitweiſe behindert geweſen ſind, die bezeichnete 
volle Anzahl von Wochen zu arbeiten. 

Der im vorſtehenden Abſatz bezeichnete Nachweis iſt 
durch Beſtätigung der für den ken Beſchäf⸗ 
tigungsort zuſtändigen unteren Verwaltungsbehörde oder 
duͤrch Beſcheinigung der betreffenden Arbeitgeber, ſofern 
deren Unterſchrift von einer öffentlichen Behörde be- 
glaubigt iſt, zu führen. 

$ 148, Bei der Vertheilung der auf Grund der Be- 
ſtimmungen des § 147 bewilligten Altersrenten hat das 
Rechnungsbureau die Berficerungs-Anftalten, welche 
für die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes nachge⸗ 
wieſene Beſchäftigung in Betracht kommen, ſo zu be⸗ 
laſten, als ob während dieſer Beſchäftigung fortlaufend 
Beiträge entrichtet worden wären. 

§ 149. In gleicher Weiſe hat das Rechnungsbureau 
bei der Vertheilung der während der erſten fünfzehn 
Jahre nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes bewilligten 
Inbalidenrenten diejenige Beſchäftigung mit zu berück⸗ 
ſichtigen, welche der Empfangs berechtigte nachweislich 
während der dieſem Zeitpunkt unmittelbar vorangegan- 
genen fünfzehn Jahre ausgeübt hatte. 

Jede Verſicherungsanſtalt, welcher ein Theil ſolcher 
Invalidenrenten auferlegt werden ſoll, iſt berechtigt, 
nach Empfang der im § 78 Abſatz 1 angeordneten Mit- 
theilung binnen der daſelbſt vorgeſchriebenen Friſt von 
2 Wochen ſich die aoe k des Nachweiſes vorzubehal⸗ 
ten, daß eine nach Abſatz 1 zu berückſichtigende Beſchäf⸗ 
tigung auch im Bereiche einer anderen Verſicherungs⸗ 
anftalt ſtattgefunden habe. Dieſer Nachweis muß bei 
Vermeidung des Kusſchluſſes binnen drei Monaten 1 
Ablauf dieſer Friſt nach Maßgabe des § 147 Abſatz 
erbracht werden. 

Vor der Vertheilung find die nach Maßgabe der frühe- 
ren Beſchäftigung zu belaſtenden Verſicherungsanſtalten 
zu hören. Erheben die letzteren Widerſpruch, ſo hat 
das Reichs-Verficherungsamt über die Berückſichtigung 
dieſer früheren Beſchäftigung zu beſchließen. 

§ 150. Diejenigen Vorſchriften dieſes Geſetzes, welche 
ſich auf die Kerſtellung der zur Durchführung der 
Alters- und Invaliditätsverſicherung erforderlichen Ein⸗ 
richtungen beziehen, treten mit dem Tage der Berkiin- 
dung dieſes Geſetzes in Kraft. 

Im übrigen wird der Zeitpunkt, mit welchem das 
Geſetz ganz oder theilweiſe für den Umfang des Reichs 
oder Theile deſſelben in Kraft tritt, durch kaiſerliche 
Verordnung mit Zuſtimmung des Bundesraths beſtimmt. 

Urkundlich 2c. Gegeben ꝛc. 


